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Zusammenfassung
Geschlechtsspezifische Gewalt ist mittlerweile 
als Menschenrechtsverletzung anerkannt. Die 
im Europarat zusammengeschlossenen Staaten 
haben mit dem Übereinkommen zur Verhütung 
und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 
häusliche Gewalt den bisher umfassendsten 
Menschenrechtsvertrag gegen geschlechtsspezifi-
sche Gewalt entwickelt. Seine Umsetzung verlangt 
eine Vielzahl an Maßnahmen in den Bereichen 
Prävention, Intervention, Schutz und Sanktion. Die 
Verpflichtungen richten sich an staatliche Stellen 
auf der Bundesebene sowie in den Ländern und 
Kommunen. Insgesamt weist die Konvention der 
Zivilgesellschaft eine starke Rolle im Umsetzungs-
prozess zu.
Das Inkrafttreten der Istanbul-Konvention für 
Deutschland am 1. Februar 2018 wirft für viele 
Akteure, die in den nächsten Jahren mit der 
Umsetzung der Konvention befasst sein werden, 
Fragen auf. Was ergibt sich aus dem Wortlaut der 
Konvention? Welche staatlichen und nicht staatli-
chen Stellen sind für ihre Umsetzung zuständig? 
In welchen Bereichen und für welche Gruppen 
besteht in Deutschland Handlungsbedarf? Mit 
welchen Maßnahmen lassen sich effektive und 
nachhaltig wirksame Strategien zur Verbesserung 
erzielen?
Die vorliegende Analyse knüpft daher an die aktu-
ellen Diskussionen an und richtet sich an Mitar-
beiter_innen von Ministerien, Vernetzungsgremien 
auf Bund- und Länderebene sowie die Akteure des 
Hilfesystems, wie etwa Frauenberatungsstellen, 
Frauenhäuser, Frauennotrufe. Sie gibt einen Über-
blick über die Inhalte der Konvention und erläutert, 
wie der Expertinnenausschuss des Europarats 
GREVIO die Konvention auslegt und ihre Umset-
zung in Deutschland überwachen wird. Darüber 
hinaus zeigt sie Beteiligungsmöglichkeiten für die 
Zivilgesellschaft auf.
Deutschland hat eine Vielzahl der Verpflichtungen 
aus der Konvention bereits umgesetzt. Für die 
Reform des Sexualstrafrechts mit der einstimmig 
beschlossenen Umsetzung des Prinzips „Nein 
heißt Nein“ war auch die Istanbul-Konvention 
ein wichtiger Impulsgeber – bereits vor der Rati-
fikation des Übereinkommens im Jahr 2016. In 
vielen weiteren europäischen Staaten führte sie 
zu Diskussionen über die Weiterentwicklung des 
nationalen Strafrechts.
Eine gute Gesetzeslage, ein ausdifferenziertes 
spezialisiertes Hilfesystem sowie eine starke Zivil-
gesellschaft bieten eine gute Grundlage für den 
weiteren Ausbau des Gewaltschutzes. Die Analyse 
gibt auf dieser Basis Empfehlungen ab für weitere 
Umsetzungsschritte. Hierzu wurden die ersten 
Länderberichte des Expertinnenausschusses GRE-
VIO ausgewertet, die Anhaltspunkte dafür liefern, 
wie das Gremium die einzelnen Artikel der Konven-
tion interpretiert und wo die Schwerpunkte seiner 
Arbeit liegen. Auch die Wechselwirkungen mit den 
Regelungen anderer Menschenrechtsverträge, wie 
zum Beispiel der UN-Behindertenrechtskonvention, 
der UN-Frauenrechtskonvention CEDAW und der 
Europäischen Menschenrechtskonvention fließen 
in die Analyse mit ein. 
Die Situation ausgewählter Gruppen von beson-
ders vulnerablen Betroffenen, wie Frauen mit 
Behinderungen, Kinder sowie Flüchtlingsfrauen, 
werden intensiver betrachtet; die Auswahl orien-
tiert sich an den Arbeitsschwerpunkten des Deut-
schen Instituts für Menschenrechte. Die Analyse 
enthält insbesondere Empfehlungen zu strukturell 
nachhaltigen Maßnahmen zum Gewaltschutz, wie 
zum Beispiel gesetzliche Verankerungen von wirk-
samen Schutzvorkehrungen. In vielen Bereichen, 
insbesondere in Bezug auf das Asylverfahren, 
fehlen derzeit noch Daten. Jenseits von Einzel-
maßnahmen steht es an, die Rahmenbedingungen 
für die effektive Bekämpfung geschlechtsspezifi-
scher Gewalt zu verbessern; dies gilt sowohl für 
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die unmittelbare Unterstützungsarbeit für Frauen 
als auch für die politische Arbeit auf der Ebene 
von Bund und Ländern. Zu den vordringlichsten 
Aufgaben gehört es, Koordinierungsstellen auf 
Bundes- und Landesebene einzurichten, das 
Unterstützungssystem bedarfsdeckend auszu-
bauen sowie eine umfassende und koordinierte 
Gesamtstrategie gegen geschlechtsspezifische 
Gewalt in Form von Aktionsplänen zu erarbeiten. 
Die Publikation will den Umsetzungsprozess der 
Istanbul-Konvention in Deutschland weiter beför-
dern. Sie erhebt nicht den Anspruch, den rechtli-
chen und praktischen Umsetzungsbedarf aus der 
Konvention systematisch und abschließend zu 
bewerten. Dies wäre eine klassische Monitoring- 
aufgabe, die von einer unabhängigen Stelle über-
nommen werden könnte, deren Einrichtung sich 
zur Umsetzung der Konvention ebenfalls empfiehlt. 
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1 Einleitung
Deutschland hat am 12. Oktober 2017 die 
Beitrittsurkunde zum „Übereinkommen des 
Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von 
Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt“ 
beim  Generalsekretär des Europarats hinterlegt 
und damit den Ratifikationsprozess dieser soge-
nannten Istanbul-Konvention abgeschlossen.1 
Anfang Februar 2018 ist das rechtlich bindende 
Menschenrechtsinstrument zur umfassenden 
Bekämpfung jeglicher Form von Gewalt an 
Frauen in Deutschland in Kraft getreten. Dies 
bietet den Anlass, die gesamte Infrastruktur 
gegen geschlechtsspezifische Gewalt – etwa 
die rechtlichen, administrativen und politischen 
Rahmenbedingungen, das Unterstützungssys-
tem – systematisch aus der menschenrechtlichen 
Perspektive zu betrachten.
Wie bei allen Menschenrechtsverträgen gehen 
die Vertragsstaaten mit unterschiedlichen Vor-
aussetzungen an die Umsetzung der Konvention. 
Deutschland hat bei der Bekämpfung geschlechts-
spezifischer Gewalt im Vergleich zu anderen 
Staaten bereits viel erreicht und damit eine gute 
Grundlage für die weitere Verwirklichung der ange-
strebten Ziele.
Während des Ratifikationsprozesses wurde in 
Deutschland, wie in anderen Ländern auch, vor 
allem darüber diskutiert, wie die Konvention im 
Bereich des Strafrechts umzusetzen ist. In einigen 
europäischen Ländern wurden Zwangsheirat und 
Genitalverstümmelung kriminalisiert.2 Deutsch-
land und Österreich haben mit der Reform ihres 
jeweiligen Sexualstrafrechts das Prinzip „Nein 
heißt Nein“ verwirklicht und so das innerstaatli-
che Recht in Übereinstimmung mit Artikel 36 der 
Konvention gebracht. Die Istanbul-Konvention ist 
dadurch sehr bekannt geworden, fast alle Berichte 
oder Fachartikel zu sexualisierter Gewalt nahmen 
Bezug auf die Konvention. 
Das Verständnis von geschlechtsspezifischer 
Gewalt als Menschenrechtsverletzung führt zu der 
Frage, welche nächsten Schritte zu einer vollstän-
digen Umsetzung der Konvention über das Sexual-
strafrecht hinaus erforderlich sind. Hier liegen zum 
einen themen auf der Hand, die aktuell bereits 
in der Fachdiskussion sind, wie zum Bespiel die 
Errichtung von staatlichen Stellen zur Koordinie-
rung einer kohärenten Politik gegen Gewalt gegen 
Frauen sowie einer unabhängigen Monitoringstelle, 
die die Umsetzung begleitet (Artikel 10). Zum 
anderen werden Bund, Länder und Kommunen 
aber auch noch einmal prüfen müssen, inwieweit 
die Istanbul-Konvention „neue“ Handlungsver-
pflichtungen in Bezug auf „alte“ Problemlagen 
generiert. Zu denken ist hier beispielsweise an 
eine Regelung, die gewährleistet, dass häusliche 
Gewalt in allen Entscheidungen über Sorge- und 
Umgangsrechtsregelungen berücksichtigt wird 
(Artikel 3). Relevant werden auch Fragen nach der 
Anwendbarkeit von Gewaltschutzmaßnahmen in 
Einrichtungen der Behindertenhilfe (Artikel 52). 
Die Ratifikation der Istanbul-Konvention bietet 
darüber hinaus den Anlass und die Chance, den 
Fokus auf bisher weniger beachtete Gruppen in 
vulnerablen Lebenslagen zu schärfen, wie trans-
frauen, wohnungslose oder Frauen ohne Papiere.
Wenig im Blick ist bisher auch die Verantwortlich-
keit der Länder und Kommunen für die Umset-
zung der Konvention. Das sogenannte Lindauer 
Abkommen weist dem Bund eine umfassende 
Kompetenz für den Abschluss völkerrechtlicher 
Verträge zu, auch in Bezug auf ausschließliche 
1 Bundesgesetzblatt, Jahrgang 2017, teil II Nr. 19, ausgegeben zu Bonn am 26. Juli 2017. Die Europaratskonvention wurde am 11. Mai 2011 
in Istanbul ausgearbeitet.
2 Nousiainen / Chinkin (2016), S. 93.
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Zuständigkeitsbereiche der Länder. Erteilen die 
Länder ihr Einverständnis, wie sie es bei der Istan-
bul-Konvention im Bundesrat getan haben, gilt die 
Umsetzungsverpflichtung für sie in vollem Umfang. 
Auf Länderebene wird diesbezüglich in erster Linie 
der Ausbau des bestehenden Hilfesystems zu 
einer umfassenden und barrierefreien Infrastruktur 
von Unterstützungs- und Beratungsangeboten für 
Frauen, Kinder und von häuslicher Gewalt betrof-
fene Männer relevant sein.
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2 Definitionen: Geschlecht, Gewalt, 
 Diskriminierung
Binärer Geschlechterbegriff
Die Istanbul-Konvention bezieht sich, wie aus 
ihrem titel ersichtlich, auf die Bekämpfung von 
Gewalt gegen Frauen und auf häusliche Gewalt. 
Diese zum teil wenig trennscharfe Unterteilung 
ist einem politischen Kompromiss geschuldet. 
Bei den Verhandlungen im Europarat gab es 
zwei widerstreitende Positionen in Bezug auf 
die grundsätzliche Ausrichtung der Konvention: 
Einige Länder wollten eine Konvention, die sich 
auf geschlechtsspezifische Gewalt konzentriert 
und dies auch in ihrem Namen deutlich macht, 
andere wiederum sprachen sich für einen Fokus 
auf die häusliche Gewalt aus, der den Kontext 
des sozialen Nahraums betont und als Betroffe-
nengruppen auch Männer und Kinder einschließt. 
trotz der Übernahme beider Positionen in die Kon-
vention steht der geschlechtsspezifische Ansatz 
im Vordergrund: Artikel 2 Absatz 1 definiert die 
häusliche Gewalt als eine Form der Gewalt gegen 
Frauen und stellt die überproportionale Betrof-
fenheit von Frauen explizit heraus. Das führt 
dazu, dass Frauen die Zielgruppe aller Maßnah-
men im Kontext der Konvention sind. In Bezug 
auf alle weiteren Gruppen, die von häuslicher 
Gewalt betroffen sein können, wie z.B. Jungen 
und Männer, enthält die Konvention lediglich eine 
„Ermutigung“, keine Verpflichtung der Staaten, 
Maßnahmen zu deren Schutz und Unterstützung 
zu ergreifen. 
Der Begriff Frau schließt explizit auch Mädchen 
unter 18 Jahren ein, so Artikel 3 f). Damit ist auch 
der gesamte Bereich des Kindesmissbrauchs 
erfasst.
Den Begriff Geschlecht bestimmt Artikel 3 c) 
im Sinne von Gender, also nicht nur biologisch, 
sondern auch bezogen auf die sozial konstruierte 
Dimension von Geschlecht. Das umfasst die 
gesellschaftlich geprägten Rollen, Verhaltens-
weisen und zugeschriebenen Merkmale, die eine 
Gesellschaft für „Frauen und Männer“ als ange-
messen ansieht. Damit greift die Konvention die 
mittlerweile gängige Lesart der Geschlechterka-
tegorie in anderen Menschenrechtsverträgen auf 
und definiert sie. Letztlich hält der Wortlaut aber 
an der Zweigeschlechtlichkeit fest. Damit fallen 
alle heterosexuellen, lesbischen oder bisexuellen 
Frauen und Mädchen, deren Geschlechtsidentität 
mit dem weiblichen biologischen Geschlecht über-
einstimmt, sowie transfrauen und -mädchen unter 
den Anwendungsbereich der Konvention. 
Dieses im Menschenrechtsschutzsystem vorherr-
schende binäre Geschlechterverständnis3 wird 
insbesondere von Seiten der LSBtIQ-Verbände 
kritisiert, weil es zunächst Gruppen von Menschen 
wie intergeschlechtliche Menschen, transmänner 
oder Schwule ausschließt, die aufgrund ihrer sexu-
ellen Orientierung oder Geschlechtsidentität eben-
falls in besonderem Maße von Gewalt betroffen 
sind.4 Es bleibt abzuwarten, wie der Expertinnen-
ausschuss des Europarats (GREVIO), der über-
wacht, inwieweit die Konvention in den einzelnen 
Vertragsstaaten umgesetzt wird (siehe dazu unter 
5.1), den Geschlechterbegriff auslegt. Im Kon-
text anderer Konventionen gibt es vereinzelt die 
tendenz, den Schutzbereich aufgrund besonderer 
geschlechtsbedingter Vulnerabilität auszuweiten. 
So hat der UN-Ausschuss für die Beseitigung der 
3 Elsuni (2011), S. 168.
4 Selbstverständlich sind LSBtIQ-Personen (Lesbisch Schwul Bi trans* Inter* Queer) durch die Menschenrechtsverträge vor Diskriminie-
rung und Gewalt geschützt. 
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Diskriminierung der Frau5 im Rahmen des Staaten-
berichtsverfahrens zu verschiedenen Ländern, dar-
unter auch Deutschland, mittlerweile – leider ohne 
dogmatische Begründung – den Anwendungs-
bereich der Frauenrechtskonvention ausgeweitet, 
in dem er sich wiederholt mit Rechtsverletzungen 
befasst, die trans- und intersexuelle Menschen 
betreffen.6
Darüber hinaus bleibt es den Staaten unbenom-
men, den Anwendungsbereich der Konvention auf 
weitere strukturell bedingte geschlechtsspezifi-
sche Gewaltverhältnisse auszuweiten, wozu der 
erläuternde Bericht über das Diskriminierungsver-
bot einlädt.7 
Umfassender Gewaltbegriff
Der Istanbul-Konvention liegt ein umfassendes 
Verständnis von Gewalt zugrunde, das alle Hand-
lungen geschlechtsspezifischer Gewalt einschließt, 
die zu körperlichen, sexuellen, psychischen oder 
wirtschaftlichen Schäden oder Leiden bei Frauen 
führen. Bemerkenswert ist die Aufnahme der 
ökonomischen Dimension in den Gewaltbegriff. 
Artikel 3 a) schreibt die neuere Rechtsprechung 
des UN-Ausschusses fest, der 2013 in einem 
Verfahren gegen Spanien die über Jahre ohne 
nachvollziehbaren Grund verweigerten Unter-
haltszahlungen für ein Kind als Bestandteil eines 
Systems häuslicher Gewalt beschreibt.8
Menschenrechtsverletzung und 
Diskriminierung
Die Istanbul-Konvention definiert in Artikel 3 
den Begriff „Gewalt gegen Frauen“ als Men-
schenrechtsverletzung sowie als Form der Dis-
kriminierung und normiert damit erstmalig die 
Auffassungen des CEDAW-Ausschusses, die in der 
rechtlich nicht verbindlichen Präambel der Frauen-
rechtskonvention sowie der Allgemeinen Empfeh-
lung Nr. 19 ihren Ausdruck gefunden haben. Die 
Anerkennung von Gewalt als Menschenrechts-
verletzung führt nicht nur dazu, dass der Staat in 
Form seiner Organe selbst die Menschenrechte 
achten muss, er ist zudem dazu verpflichtet, 
Frauen vor Verletzungen durch Dritte zu schützen. 
Darüber hinaus muss er den Rahmen dafür bereit-
stellen, dass alle Frauen in seinem Hoheitsgebiet 
ihre Rechte tatsächlich wahrnehmen können. 
Aufgrund des Zusammenhanges zwischen Diskri-
minierung und Gewalt gehen diese letztgenannten 
Schutz- und Gewährleistungspflichten über die 
allgemeinen menschenrechtlichen Schutzpflichten 
weit hinaus. Sie umfassen zusätzlich zu Verfolgung 
und Bestrafung von taten auch Bereiche wie zum 
Beispiel Prävention, Aufklärung, Entschädigung, 
Forschung oder Datenerhebung, die der Diskri-
minierung entgegenwirken sollen. Die Einstufung 
von geschlechtsspezifischer Gewalt als Diskrimi-
nierung spiegelt sich in den ausdifferenzierten 
Maßnahmen der Konventionskapitel III-VII wider.
Diskriminierungsfreie Umsetzung 
Über Artikel 4 Absatz 3 sind die Staaten verpflich-
tet, die Rechte aus der Konvention zu gewähr-
leisten – ohne Diskriminierung wegen einer nicht 
abschließenden Reihe von Gründen wie etwa der 
Geschlechtsidentität, sexuellen Orientierung, 
sozialen Herkunft, dem Alter, Migrations- oder 
Flüchtlingsstatus oder wegen Behinderung. Das 
Diskriminierungsverbot wird zum Beispiel dort 
relevant, wo Frauenhäuser die Auflage haben, 
nur Frauen mit gesichertem Aufenthaltsstatus 
aufzunehmen oder transfrauen abzuweisen, oder 
in Regionen, in denen Frauen mit Beeinträchtigun-
gen aufgrund mangelnder Barrierefreiheit keinen 
Zugang zu Beratungsstellen bekommen. Das 
Diskriminierungsverbot gilt über diese Situationen 
offensichtlicher Ausschlüsse hinaus und ist auch 
dort zu prüfen, wo geltende Schutzstandards für 
bestimmte Gruppen „nur“ abgesenkt werden. Das 
kann zum Beispiel dann der Fall sein, wenn Verwal-
tungen hohe Voraussetzungen für ein Hausverbot 
in Flüchtlingsunterkünften vorgeben und damit 
die Prämissen des Gewaltschutzes unterlaufen: 
sofortiger und effektiver Schutz durch räumliche 
trennung von täter und Opfer, auch unabhängig 
von einer Anzeige. 
5 Committee on the Elimination of Discrimination Against Women.
6 UN, Committee on the Elimination of Discrimination Against Women (2017), Ziff. 46, 24 (d) und (e).
7 Europarat (2011), Erläuternder Bericht, Ziff. 53. 
8 UN, Committee on the Elimination of Discrimination Against Women (2014): Angela Carreño Gonzalez gegen Spanien vom 20.07.2014, 
UN Doc. CEDAW/C/58/D/47/2012, Ziff. 9.3.
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3 Überblick und Besonderheiten 
Der Entwicklungsprozess der Istanbul-Konvention 
war maßgeblich beeinflusst von der Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte (EGMR) sowie der Spruchpraxis des 
UN-Ausschusses, der die Einhaltung der Frauen-
rechtskonvention (CEDAW) überwacht. Die Konven-
tion baut auf der bestehenden Spruchpraxis auf und 
entwickelt ein umfassendes System von staatlichen 
Pflichten zu Prävention, Intervention, Schutz und 
Sanktion bei geschlechtsspezifischer Gewalt.
3.1 Überblick
Die Konvention folgt in ihrem Aufbau einer übli-
chen Struktur, die in 12 Kapiteln und insgesamt 
81 Artikeln grundlegende Prinzipien der Konven-
tion und die ihr zugrundeliegenden Definitionen 
(Kapitel I), die Anforderungen an Strukturaufbau 
(Kapitel II), die Verpflichtungen in verschiedenen 
inhaltlichen Bereichen und die Regelungen zur 
Überwachung der Konvention festschreibt. 
Prävention
Kapitel III fasst unter der Überschrift Prävention 
umfangreiche Maßnahmen zusammen, die auf 
Bewusstseinsbildung der breiten Öffentlichkeit, 
fachliche Sensibilisierung und Verhaltensänderung 
von täter_innen abzielen. Die Vorgaben bezie-
hen sich auf das Bildungssystem (Artikel 14). Sie 
umfassen im Bereich der Aus-und Fortbildung die 
verschiedenen Berufsgruppen, die mit Betroffenen 
und täter_innen zu tun haben (Artikel 15). Unter 
dem Stichwort der Prävention wird auch die Ver-
pflichtung gefasst, täterprogramme anzubieten, 
die sich auf häusliche und sexualisierte Gewalt 
beziehen. Vorrangiges Anliegen solcher Ansätze 
müssen immer die Sicherheit, Unterstützung und 
Menschenrechte der Betroffenen sein, die gege-
benfalls über die Kooperation mit Beratungsein-
richtungen gewährleistet wird (Artikel 16).
Schutz und Unterstützung 
Ein Schwerpunkt der Konvention liegt auf der 
Verpflichtung der Staaten, ein Schutz- und 
Unterstützungssystem für Betroffene geschlechts-
spezifischer Gewalt auf- und auszubauen. Sie 
verlangt zunächst, dass allgemeine Unterstüt-
zungsangebote wie Gesundheits- und Sozial-
dienste zugänglich sein müssen. Darüber hinaus 
sieht Kapitel IV eine Reihe an spezialisierten 
Unterstützungseinrichtungen für verschiedene 
Zielgruppen vor: Schutzunterkünfte (wie etwa 
Frauenhäuser und Zufluchtswohnungen), speziali-
sierte Unterstützung für Betroffenen sexualisierter 
Gewalt in Form von Beratung sowie medizinischen 
und gerichtsmedizinischen Untersuchungen, Ange-
bote für Kinder, die Zeug_innen von geschlechts-
spezifischer Gewalt geworden sind, landesweite, 
kostenlose telefonberatung (Bundesweites Hilfe-
telefon). Spezialisierte Angebote sind für alle 
Formen der geschlechtsspezifischen Gewalt im 
Sinne der Konvention, „in angemessener geogra-
phischer Verteilung“, „in ausreichender Zahl“ und 
„leicht zugänglich“ vorzuhalten. Hierfür gibt es in 
Deutschland bereits ein ausdifferenziertes und 
spezialisiertes Hilfesystem, das in teilen einer 
Absicherung und eines Ausbaus bedarf (siehe 
4.1.1.).
Materielles Straf- und Zivilrecht 
Kapitel V benennt verschiedene Formen 
geschlechtsspezifischer Gewalt, die unter Strafe 
zu stellen sind. ln Deutschland werden beispiels-
weise Stalking, Körperverletzung oder Genital-
verstümmelung bereits strafrechtlich verfolgt. 
Mit der Reform des § 177 StGB hat Deutschland 
bereits vor der Ratifikation rechtliche Änderungen 
vorgenommen, um eine konventionskonforme 
Gesetzeslage im Bereich des Sexualstrafrechts zu 
gewährleisten. 
Ob über die bestehende Gesetzeslage hinaus wei-
tere gesetzgeberische Maßnahmen zur Umsetzung 
im Zivilrecht erforderlich sind, ist derzeit – auch 
aus Sicht der Bundesregierung – noch unklar: 
Inwieweit in der Praxis Familiengerichte häusliche 
Gewalt regelmäßig in sorge- und umgangsrecht-
lichen Entscheidungen im Sinne von Artikel 31 
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berücksichtigen, soll eine aktuelle Studie erst noch 
zeigen9 (siehe 4.4.1).
Verfahrensrecht und Schutzmaßnahmen
Kapitel VI bündelt eine Reihe an Vorschriften rund 
um die themen Schutz bei akuter Gefährdung sowie 
Schutz vor unverhältnismäßiger Belastung im Straf-
verfahren, die für die Praxis in Deutschland sehr 
relevant sind und deren Umsetzung noch geprüft 
werden muss. So verlangt Artikel 51 die Einfüh-
rung von Verfahren zur Gefährdungsanalyse unter 
Beteiligung aller einschlägigen Behörden. Die in den 
Artikeln 52, 53 normierte Verpflichtung, effektive 
Schutzanordnungen sowie Kontakt- und Näherungs-
verbote zu gewährleisten, ist im deutschen Recht in 
den Polizeigesetzen der Länder sowie dem Gewalt-
schutzgesetz bereits normiert. Ihre tatsächliche 
Anwendung und rechtliche Anwendbarkeit ist aber 
insbesondere außerhalb von privaten Wohnungen, 
wie etwa bei Gewalt in stationären Einrichtun-
gen für Menschen mit Beeinträchtigungen oder 
Sammel unterkünften für Flüchtlinge, eingeschränkt. 
Auch in Bezug auf die Umsetzung der Verpflichtung 
aus Artikel 54 durch § 68a StPO bestehen starke 
Zweifel. Danach ist zu gewährleisten, dass Beweis-
mittel, die das sexuelle Vorleben und Verhalten der 
Betroffenen im Strafverfahren betreffen, nur dann 
zugelassen werden, wenn sie sachdienlich und 
notwendig sind (siehe 4.5.2). 
Asyl und Migration
Die asylrelevanten Artikel 60 und 61 in Kapi-
tel VII formulieren das Verbot der Zurückwei-
sung Schutzsuchender und die Anerkennung 
geschlechtsspezifischer Gewalt als Asylgrund. 
Beide Regelungsgehalte sind bereits in der 
Genfer Flüchtlingskonvention (Artikel 33) und 
der europäischen Menschenrechtskonvention in 
der Auslegung durch den EGMR verbrieft (Arti-
kel 3). Der erläuternde Bericht zur Konvention 
geht dementsprechend davon aus, dass die 
Istanbul-Konvention keine darüber hinausgehen-
den Verpflichtungen begründet, sondern diesen 
Rechten eine „praktische Dimension“ verleihen 
will.10 Im deutschen Recht sind diese Vorgaben 
in § 3, 4 Asylgesetz und § 60 Aufenthaltsgesetz 
umgesetzt. Aufgrund fehlender Datenerhebung 
und Forschung kann aber keine verlässliche Aus-
sage darüber getroffen werden, inwieweit sie in 
der Praxis auch tatsächlich im Sinne der Konven-
tion angewandt werden (siehe 4.2.3).
Artikel 60 Absatz 3 der Konvention zielt darauf 
ab, die Anerkennung von geschlechtsspezifischer 
Gewalt als Schutzgrund sicherzustellen und 
geschlechtersensible Aufnahme- und Asylver-
fahren zu gewährleisten. Dies berührt themen, 
die seit Längerem diskutiert werden, wie Gewalt-
schutzkonzepte in Unterkünften oder Verfahren 
zur Identifizierung von besonderen Bedarfen bei 
der Unterbringung sowie im Asylverfahren. Die 
Vorgabe begründet weiteren Umsetzungsbedarf in 
Deutschland (siehe 4.2.1).
Im Bereich des Aufenthaltsrechts gehen die Ver-
pflichtungen aus der Konvention über die deutsche 
Rechtslage hinaus. Sie sehen eine Aufenthaltser-
laubnis für von Gewalt betroffene Frauen im Fall 
einer Zeugenaussage in einem Strafverfahren 
(Absatz 3) vor sowie den Schutz vor Ausweisung 
im Fall eines ehegattenabhängigen Aufenthalts-
titels (Absatz 2). Hier hat die Bundesregierung 
Vorbehalte angebracht und muss daher die Ver-
pflichtungen vorerst nicht umsetzen (siehe 4.2.6). 
Überwachung 
In Kapitel IX der Konvention finden sich Regelun-
gen darüber, wie die Einhaltung der Konvention in 
den Vertragsstaaten11 durch eine Expert_innen-
gruppe des Europarates überwacht wird. Haupt-
instrument ist ein regelmäßig stattfindendes 
Überprüfungsverfahren, das auf schriftlichen 
Berichten von sowie mündlichem Austausch mit 
staatlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren im 
Rahmen von Länderbesuchen beruht (siehe 5.1).
3.2 Besonderheiten
Bei der Umsetzung der Istanbul-Konvention sind 
einige Besonderheiten zu berücksichtigen, die sich 
9 Bundesregierung (2017), S. 63.
10 Europarat (2011), Erläuternder Bericht, Ziff. 300.
11 Vertragsstaaten sind die Staaten, die die Konvention ratifiziert haben.
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entweder aus dem Inhalt des Vertrags oder auf-
grund der Ratifikation durch die Bundesregierung 
ergeben.
3.2.1 Vorbehalte 
Nur zu bestimmten Artikeln, zu denen die Staaten 
im Verhandlungsprozess keine Einigung erzie-
len konnten, lässt die Konvention Vorbehalte zu 
(Artikel 78). Mit einem Vorbehalt zu einem völker-
rechtlichen Vertrag erklärt der Vertragsstaat, dass 
er die Rechtswirkung einzelner Vertragsbestim-
mungen für sich ausschließt. Vorbehalte können 
Menschenrechtsverträge erheblich schwächen – 
so geschehen etwa bei der UN-Frauenrechtskon-
vention CEDAW. Diese wurde weltweit zwar häufig 
ratifiziert, zahlreiche Staaten schlossen aber 
zugleich durch Vorbehalte zentrale Inhalte der 
Konvention für sich aus. Es ist daher positiv, dass 
die Istanbul-Konvention Vorbehalte nur begrenzt 
zulässt und zudem einen Überprüfungsmechanis-
mus einführt: Vorbehalte gelten zunächst für fünf 
Jahre, können aber jederzeit zurückgenommen 
werden. 18 Monate vor Ablauf der Geltungsdauer 
erinnert der Europarat die Regierung an den ter-
min und fordert sie zu einer Entscheidung über die 
Verlängerung, Abänderung oder Rücknahme auf. 
Verhält sich die Regierung nicht dazu, verlängert 
sich die Dauer der Vorbehalte automatisch um 
sechs Monate. Danach erlöschen sie (Artikel 79). 
Dort, wo die Konvention für von Gewalt betroffene 
Frauen in Deutschland eine Verbesserung ihrer 
aufenthaltsrechtlichen Situation bietet, hat die 
Bundesregierung bereits bei Zeichnung der Kon-
vention 2012 von Artikel 78 Gebrauch gemacht 
und zwei12 Vorbehalte in Bezug auf die Umsetzung 
der Konventionsverpflichtungen eingelegt.13
Die Vorbehalte beziehen sich auf Artikel 59 der 
Konvention. Dieser sieht zum einen die Aufent-
haltserlaubnis für von Gewalt betroffene Frauen im 
Fall einer Zeugenaussage in einem Strafverfahren 
vor (Absatz 3). Darüber hinaus verlangt Absatz 2 
Schutz vor Ausweisung, wenn die Betroffenen 
einen Aufenthaltstitel haben, der an Ehemann 
oder Partner hängt, und dieser ausgewiesen wird 
(siehe 4.2.6). Aufgrund der Fünfjahresregel steht 
spätestens Mitte 2023 eine erneute Befassung der 
Regierung mit den Vorbehalten an.
3.2.2 Unterstützung bei internationalen 
Beschwerdemöglichkeiten
Artikel 21 Absatz 1 der Konvention verpflich-
tet die Unterzeichnerstaaten, sicherzustellen, 
dass die Betroffenen Informationen und Zugang 
zu internationalen Beschwerdemöglichkeiten 
haben. Ein Individualbeschwerdeverfahren sehen 
derzeit Menschenrechtsverträge auf der Ebene 
von Europarat und UN vor, wie zum Beispiel die 
UN-Frauen-, Behinderten- und Kinderechtskonven-
tionen, der Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte sowie die europäische Menschenrechts-
konvention. Informationen über deren Inhalte und 
die Voraussetzungen für eine Beschwerde sind 
zwar in verschiedenen UN Sprachen verfügbar,14 
dies allein stellt aber noch nicht sicher, dass die 
Beschwerdewege tatsächlich genutzt werden 
können. Daher sieht Absatz 2 vor, dass sach-
kundige Unterstützung der Betroffenen bei der 
Einreichung von Beschwerden gewährleistet sein 
muss. Sinnvollerweise bedeutet das, die finanzielle 
Stärkung und Qualifizierung des spezialisierten 
Unterstützungssysteme gegen geschlechtsspezifi-
sche Gewalt sowie von Anwält_innen, die mit den 
Beratungsstellen zusammenarbeiten.
3.2.3 Einbeziehung der Parlamente
Neu ist weiterhin, dass die Vertragsstaaten ver-
pflichtet sind, die nationalen Parlamente „einzula-
den“, sich an der Überwachung der Maßnahmen 
zu beteiligen, die zur Umsetzung der Konvention 
getroffen werden (Artikel 70). Hierzu sind zunächst 
die Berichte von GREVIO mit den Empfehlungen für 
eine verbesserte Umsetzung an die Parlamente zu 
übermitteln. Entsprechend der Zuständigkeit für die 
Umsetzung der Konvention bezieht sich das auf die 
Parlamente des Bundes sowie die der Länder und 
Kommunen. Wie diese dann damit im Sinne einer 
12 Bei der Ratifikation hat die Bundesregierung einen weiteren Vorbehalt eingelegt, der in diesem Zusammenhang aber nicht relevant ist; 
siehe die Vorbehalte unter: https://www.coe.int/en/web/conventions/search-on-treaties/-/conventions/treaty/210/declarations.
13 http://www.conventions.coe.int/treaty/Commun/ListeDeclarations.asp?Nt=210&CM=8&DF=28/07/2014&CL=ENG&VL=1.
14 http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsinstrumente/vereinte-nationen/menschenrechtsabkommen/.
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Überwachung verfahren, bleibt ihnen überlassen. 
Stehen die Parlamente in der Pflicht, sich mit den 
Berichten zu befassen, bietet sich die Chance, dem 
thema geschlechtsspezifische Gewalt mehr Bedeu-
tung im parlamentarischen Raum zu verschaffen 
und letztlich die Umsetzung der Empfehlungen zu 
befördern. Eine fachliche Auseinandersetzung mit 
den Berichten von GREVIO wären am sinnvollsten 
in den Ausschüssen der Parlamente verankert, die 
für die themen Frauen und Kinder, Justiz, Innen, 
Arbeit, Soziales und Gesundheit zuständig sind. 
Idealerweise sollten sich die Ausschüsse mit den 
zentralen Empfehlungen von GREVIO befassen, die 
dann in einen Bericht und eine Beschlussempfeh-
lung an das Plenum münden. 
3.2.4 Starke Rolle der Zivilgesellschaft
In vielen Mitgliedstaaten des Europarats – wie 
auch in Deutschland – werden Schutz- und Unter-
stützungseinrichtungen von nicht staatlichen 
Organisationen betrieben. Darüber hinaus hat 
sich die Erkenntnis durchgesetzt, dass ein insti-
tutionenübergreifender Ansatz, auch zwischen 
staatlichen und nicht staatlichen Stellen, bei der 
Bekämpfung geschlechtsspezifischer Gewalt 
erfolgversprechend ist. Das hat dazu geführt, dass 
die Konvention der Zivilgesellschaft eine wichtige 
Rolle im Umsetzungsprozess zuweist. 
Bereits Artikel 1e legt als ein Ziel der Konvention 
fest, einen institutionenübergreifenden Ansatz 
zu implementieren. Allein dies macht schon die 
Zusammenarbeit der Beteiligten inklusive der 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) erforder-
lich. In Artikel 18 Absatz 2 wird diese Zielvorgabe 
durch eine Verpflichtung konkretisiert, die explizit 
die Beteiligung nicht staatlicher Organisationen 
vorsieht. In diesem Sinne verlangt Artikel 9 von 
den Staaten, die Arbeit der Zivilgesellschaft anzu-
erkennen, zu fördern und mit ihr eine wirkungs-
volle Kooperation aufzubauen. Die nach Artikel 7 
zu entwickelnde umfassende, koordinierte Strate-
gie soll ebenfalls zivilgesellschaftliche Organisati-
onen und nationale Menschenrechtsinstitutionen 
als Akteure einbinden. Die Rolle der NGOs und 
der nationalen Menschenrechtsinstitutionen wird 
ebenso hervorgehoben im Kontext von Bewusst-
seinsbildung (Artikel 13 Absatz 1). Wenn Staaten 
NGOs die Umsetzung der Konvention übertragen, 
ist deren Arbeit nach Artikel 8 finanziell abzusi-
chern. Schließlich normiert Artikel 68 Absatz 5 
die Beteiligung der Zivilgesellschaft am interna-
tionalen Monitoringverfahren durch den Expert_
innenausschuss GREVIO, der Informationen von 
nicht staatlichen Einrichtungen und nationalen 
Menschenrechtsinstitution einholen kann, um den 
Umsetzungsstand der Konvention zu bewerten. 
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4 Ansätze für die weitere Umsetzung der 
Konvention 
Deutschland hat eine Vielzahl an Verpflichtungen 
aus der Konvention bereits umgesetzt. Der Bund 
und die Länder haben während der letzten 20 
Jahre – beispielsweise mit dem Gewaltschutzge-
setz, der Reform des Sexualstrafrechts und dem 
Stalkingparagraphen, der Änderung der Polizeige-
setze sowie dem Allgemeinen Gleichbehandlungs-
gesetz (AGG) – die Gesetzeslage für den Bereich 
geschlechtsspezifische Gewalt grundlegend 
verändert. Die Einführung der psychosozialen Pro-
zessbegleitung, der anonymen Spurensicherung 
und der Ausbau des Unterstützungssystems haben 
die Schutz- und Unterstützungsmöglichkeiten 
für von Gewalt betroffene Frauen verbessert und 
weiter ausdifferenziert. Eine starke und vielfältige 
Zivilgesellschaft war und ist hierfür ein Motor und 
gewährleistet die fachlich notwendige Unterstüt-
zung, um passgenaue Maßnahmen entwickeln 
zu können. Die erzielten Erfolge bieten eine gute 
Grundlage für die weitere Umsetzung der Konven-
tion. Im Folgenden werden themenbereiche skiz-
ziert, in denen weiterer Handlungsbedarf besteht. 
Sie orientieren sich an den Arbeitsschwerpunkten 
des Deutschen Instituts für Menschenrechte und 
sind als exemplarisch zu verstehen.
4.1 Weiterentwicklung von 
Rahmenbedingungen 
Eine effektive Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen im Sinne der Istanbul-Konvention erfor-
dert ein deutlich stärkeres finanzielles und poli-
tisches Engagement beim Auf- und Ausbau von 
Rahmenbedingungen sowohl für die unmittelbare 
Unterstützungsarbeit für Frauen als auch für die 




Um das Recht von betroffenen Frauen auf niedrig-
schwellige, spezialisierte und barrierefreie Unter-
stützung zu gewährleisten, muss ein spezialisiertes 
Hilfesystem existieren, das finanziell abgesichert 
ist (Artikel 8 in Verbindung mit Artikeln 16, 
22–26). Die Verpflichtung erstreckt sich auf die 
Finanzierung „relevanter“15 NGOs, die Maßnah-
men zur Bekämpfung geschlechtsspezifischer 
Gewalt im Sinne der Konvention umsetzen. Sie ist 
angesichts unterschiedlicher finanzieller Rahmen-
bedingungen in den Vertragsstaaten beschränkt 
auf das Ziel oder die Art der Maßnahmen, die der 
Staat zur Umsetzung gewählt hat.16 Wählt er, wie 
in Deutschland, den Ansatz eines ausdifferenzier-
ten und spezialisierten Hilfesystems, so ist dieses 
angemessen zu finanzieren.17 
Relevante NGOs im Bereich geschlechtsspe-
zifischer Gewalt sind in Deutschland in erster 
Linie Fachberatungsstellen, Frauennotrufe, Frau-
enhäuser, Schutz- und Zufluchtswohnungen, 
Interventionsstellen, Hilfetelefone und Gewalt-
schutzambulanzen, aber auch Organisationen, 
die Angebote für Kinder als Mitbetroffene häusli-
cher Gewalt oder für täter_innen machen, sowie 
LBtIQ-Organisationen, die gegen Gewalt arbeiten. 
In Bezug auf die Angemessenheit der Finanzierung 
lassen sich aus den einzelnen Artikeln der Kon-
vention nur grobe Vorgaben ableiten, wie Nied-
rigschwelligkeit, Zugänglichkeit, geographische 
Verteilung und die Erreichbarkeit der Angebote 
15 Europarat (2011), Erläuternder Bericht, Ziff. 66.
16 Ebd., Ziff. 67.
17 Europarat (2017b), Ziff. 25.
18  ANSÄtZE FÜR DIE WEItERE UMSEtZUNG DER KONVENtION
auch im ländlichen Raum. In Bezug auf die Anzahl 
von Frauenhäusern empfiehlt der erläuternde 
Bericht einen Familienplatz in Frauenhaus pro 
10.000 und eine Beratungsstelle für Opfer sexua-
lisierter Gewalt pro 200.000 Einwohner_innen.18 
Die Zahlen sind als Richtwerte für die Ermittlung 
des tatsächlichen Bedarfs zu verstehen.19 Auf 
diesen Anforderungen basierend, richtet sich die 
konkrete Berechnung einer Finanzierung nach den 
fachlichen Anforderungen, die das jeweilige Ange-
bot gewährleisten muss, sowie Anzahl und Bedarf 
der potenziellen Nutzer_innen.
Eine bundesweite Bestandsaufnahme aus dem 
Jahr 2012 hat gezeigt, dass trotz des umfang-
reichen Hilfesystems eine konventionskonforme 
Versorgung derzeit noch nicht gegeben ist: Es 
bestehen Lücken bei der Versorgung einzelner 
Gruppen, wie psychisch erkrankte oder sucht-
kranke Frauen. Frauen mit Beeinträchtigungen und 
Migrantinnen haben nur teilweise barrierefreien 
Zugang zu Unterstützungsangeboten. Die Studie 
weist Versorgungsprobleme im ländlichen Raum 
sowie in einzelnen Ballungszentren aus und bewer-
tet die Ressourcen für eine eigenständige Unter-
stützung von Kindern im Frauenhaus im Sinne von 
Artikel 26 als nicht ausreichend.20 In vereinzelten 
regionalen Bedarfsanalysen haben diese Befunde 
sich 2016 wiederholt; darüber hinaus wird für ein 
bestimmtes Segment im Unterstützungssystem 
konkret weiterer Stellenbedarf beziffert.21
Die Expertinnengruppe zur Überwachung der 
Istanbul-Konvention GREVIO hat bisher in allen 
fünf überprüften Ländern in unterschiedlichem 
Ausmaß eine mangelhafte Finanzierung des Hilfe-
systems festgestellt. Insbesondere kritisiert der 
Ausschuss Finanzierungssysteme, die Ausschlüsse 
oder eine Hierarchisierung in der Versorgung von 
Betroffenen produzieren,22 und empfiehlt Sys-
teme, die auf Langfristigkeit23 und Nachhaltigkeit 
ausgerichtet sind. Geeignete Maßnahmen hier-
für sind Analysen zur Ermittlung des konkreten 
Bedarfs an Art und Umfang der Unterstützung,24 
separate Budgets für Maßnahmen zur Bekämp-
fung geschlechtsspezifischer Gewalt25 sowie das 
Monitoring der Budgets26. Dort, wo Art, Entwick-
lungsstand und Schwächen des Hilfesystems 
der Situation in Deutschland vergleichbar sind, 
empfiehlt der Ausschuss einen Systemwechsel: 
die Einführung einer rechtlichen Grundlage für die 
Finanzierung.27 
In Deutschland werden bereits seit Längerem 
verschiedene Modelle diskutiert, um das Hilfesys-
tem bedarfsdeckend auszugestalten. Neben dem 
Ausbau der institutionellen Förderung geht es 
dabei vor allem um die Einführung eines indivi-
duellen Rechtsanspruchs Betroffener im Rahmen 
eines neuen Bundesgesetzes28 oder als Weiterent-
wicklung des sozialen Entschädigungsrechts für 
Gewaltopfer29. Aktuell wurde die Einführung einer 
neuen gesetzlichen Regelung im Sozialgesetzbuch 
(SGB) XII als Kompromissvorschlag vorgelegt.30 
Vor dem Hintergrund der oben aufgeführten 
Kriterien aus der Konvention und deren Inter-
pretation durch GREVIO stellen sich zwei Her-
ausforderungen, insbesondere dann, wenn man 
einen individuellen Rechtsanspruch normiert: Das 
Hilfesystem muss für alle Gruppen von Betroffe-
nen niedrigschwellig sowie diskriminierungsfrei 
zugänglich sein. Bei der konkreten Ausgestaltung 
des Rechtsanspruches sind daher insbesondere 
18 Europarat (2011), Erläuternder Bericht, Ziff. 135, 142.
19 Ebd., Ziff. 135.
20 Helfferich / Kavemann (2012), S. 208 ff.
21 Schröttle / Vogt / Rosemeier (2016); Koch / Schlicht / Steck (2016).
22 Europarat (2017b), Ziff. 107.
23 Europarat (2017c), Ziff. 27.
24 Europarat (2017b), Ziff. 107 a.
25 Europarat (2017c), Ziff. 28.
26 Europarat (2017a), Ziff. 27 d.
27 Europarat (2017b), Ziff. 26.
28 Schuler- Harms / Wiegand (2012).  
29 Oberlies (2012).
30 Frauenhauskoordinierung (2017).
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die Gruppen von Frauen im Blick zu behalten, 
die von unterschiedlichen Formen der Gewalt 
betroffen und daher in einer besonders vulner-
ablen Situation sind. Für diese Gruppen kann ein 
Rechtsanspruch, der individuell geltend gemacht 
werden muss, eine hohe Hürde bedeuten. Frauen 
ohne Papiere befürchten, dass sie der Auslän-
derbehörde gemeldet werden, stark bedrohte 
Frauen wollen ihre Kontaktdaten nicht nennen 
etc. Je nach Ausgestaltung kann die Durchsetzung 
von individuellen Rechtsansprüchen Nachwei-
spflichten voraussetzen und Regresspflichten 
begründen. Sie erfordert Ressourcen und Wissen 
für den Umgang mit Behörden. Eine Veranke-
rung des Rechtsanspruchs im SGB XII schließt 
den Leistungsbezug für bestimmte Gruppen von 
Bürger_innen aus Drittstaaten und der EU recht-
lich aus.31 Insbesondere für sie ist die Versorgung 
durch das Hilfesystem gegen Gewalt über das 
AsylbLG und das SGB II, XII auch derzeit schon 
schwierig.32 Gelingt es nicht, die Einführung eines 
Rechtsanspruches mit der Streichung von Aus-
schlussklauseln zu verbinden, kann eine konventi-
onswidrige Rechtslage und Praxis entstehen.33
Um die Niedrigschwelligkeit des Zugangs zu 
Frauenhäusern im Rahmen eines Rechtsanspruchs 
zu erhalten, sehen die derzeitigen Überlegungen 
eine Clearingphase vor. Erst nach deren Ablauf 
soll eine individuelle Prüfung der Leistungsbe-
rechtigung erforderlich sein. Eine solche Clearing-
phase könnte zunächst die diskriminierungsfreie 
Aufnahme aller Betroffenengruppen ermöglichen. 
Es besteht aber die Gefahr, dass Frauen in beson-
ders vulnerablen Situationen, die aufgrund von 
mangelnden Ressourcen, Rassismen auf dem 
Wohnungsmarkt oder Multiproblemlagen Schwie-
rigkeiten haben, eine Anschlussunterbringung zu 
finden, und daher häufiger länger bleiben, unver-
hältnismäßig benachteiligt werden.
4.1.2 Aktions- und Maßnahmenpläne 
Artikel 7 der Konvention verpflichtet die Staaten 
dazu, Maßnahmen zu ergreifen, um umfangreiche, 
effektive und koordinierte Strategien zur Umset-
zung der Konvention zu verabschieden und umzu-
setzen. Die deutsche Übersetzung von „policies“ 
in „Maßnahmen“ ist insoweit missverständlich, als 
in Artikel 7 der Schwerpunkt nicht auf Einzelmaß-
nahmen, sondern auf einer Gesamtstrategie liegt 
(„comprehensive, effective policies“).
Als Format für eine solche Gesamtstrategie zur 
Umsetzung eines Menschenrechtsvertrages wird 
in Deutschland wie in anderen Ländern häufig ein 
Aktions- oder Maßnahmenplan gewählt. Für die 
inhaltliche Ausgestaltung auf Bundes- und Landes-
ebene sind die bisherigen Empfehlungen des 
Expertinnenausschusses GREVIO zu beachten: die 
Rückbindung der Maßnahmen an die Vorgaben der 
Istanbul-Konvention, die Abkehr von kurzfristigen, 
projektförmigen Maßnahmen hin zu langfristig 
angelegten Initiativen34 sowie eine durchgehende 
Finanzierung der Maßnahmen35. 
Bei der Entwicklung dieser Strategien sind die 
Rechte der Betroffenen ins Zentrum zu stellen 
(Absatz 2) und zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen, Behörden sowie nationale Menschenrechts-
institutionen zu beteiligen (Absatz 3). Der letzte 
Aspekt zielt auf den Prozess ab und stellt die 
Bedeutung zivilgesellschaftlicher Organisationen 
heraus, nicht nur bei der Umsetzung der Kon-
vention auf der Ebene von Unterstützungs- und 
Beratungsleistungen, sondern auch auf poli-
tisch-strategischer Ebene. 
Derzeit gibt es auf der Bundesebene und in fast 
allen Bundesländern Aktionspläne, Maßnahmen-
pläne, Programme oder Konzepte gegen Gewalt 
gegen Frauen. Sie unterscheiden sich nach 
Bezeichnung, Laufzeit, Fokus, Regelungscharakter 
31 § 9 AsylG schließt Leistungen nach dem SGB XII aus für Personen, die nach § 1 AsylbLG leistungsberechtigt sind, wie Personen, die eine 
bestimmte Aufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen haben, die im Asylverfahren sind, vollziehbar ausreisepflichtig sind, oder deren 
Abschiebung nach § 60a AufenthG ausgesetzt ist. Eine entsprechende Klausel gibt es für bestimmte Gruppen von EU-Bürger_innen in § 23 
Abs. 3 SGB XII.
32 Helfferich / Kavemann / Rixen (2012), S. 241 ff.
33 So auch Frauenhauskoordinierung (2017), S. 6.
34 Europarat (2017c), Ziff. 19.
35 Europarat (2017c), Ziff. 27.
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sowie -dichte und Entstehungsprozess (siehe den 
tabellarischen Überblick im Anhang).36 Derzeit sind 
viele Pläne „nur“ auf häusliche Gewalt fokussiert. 
Inhaltliche Ausrichtung der Pläne an der 
Istanbul-Konvention
Die themen und Maßnahmen in den Plänen 
lassen sich alle den verschiedenen Artikeln der 
Istanbul-Konvention zuordnen. Einige der jünge-
ren Aktionspläne enthalten bereits Bezüge zur 
Istanbul-Konvention. Mit ihrem Inkrafttreten in 
Deutschland bietet es sich daher an, die Pläne 
systematisch an den Anforderungen der Konven-
tion auszurichten und als Aktionspläne zur Umset-
zung der Istanbul-Konvention fortzuschreiben. 
Eine entsprechende Entwicklung hat es auch im 
Bereich der UN-BRK gegeben.37 Die Vorgehens-
weise bietet mehrere Chancen: (1) Wenn Politik 
und Verwaltung sich bei der Entwicklung von 
Maßnahmen gegen geschlechtsspezifische Gewalt 
an einem umfassenden Menschenrechtsdokument 
orientieren, trägt dies dazu bei, dass systematisch 
alle Formen von Gewalt und alle Betroffenengrup-
pen mit ihren Rechten gleichermaßen in den Blick 
genommen werden. Diesem Anliegen würde zum 
Beispiel eine Beschränkung eines Aktionspla-
nes auf häusliche Gewalt zuwiderlaufen. (2) Das 
unterschiedliche Schutz- und Maßnahmenniveau 
könnte bundesweit über die vergleichbare Aus-
richtung von Aktionsplänen langfristig angeglichen 
werden. Die ungleiche Umsetzung von Rechten in 
den Bundesländern wird immer wieder von den 
Fachausschüssen zur Überwachung der UN-Men-
schenrechtsverträge kritisiert.38 (3) An der Kon-
vention ausgerichtete, fortlaufende Aktionspläne 
könnten zu einer bundesweit ausgewogenen und 
aussagekräftigen Berichterstattung von Bund und 
Ländern über den Umsetzungsstand der Konven-
tion an Menschenrechtsgremien (GREVIO, CEDAW) 
beitragen und Bestandteil des nationalen Monito-
rings der Umsetzung sein.
Die Auswertung der aktuellen Aktions- und 
Maßnahmenpläne zeigt, dass es bereits verein-
zelt Ansätze gibt, die Konvention als Hintergrund, 
zur Definition von Begriffen, als Begründung für 
Maßnahmen oder auch als konkreten Ausgangs-
punkt für die Entwicklung von Maßnahmen heran-
zuziehen. So bezieht das Hamburger Konzept zur 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und Mäd-
chen, Menschenhandel und Gewalt in der Pflege, 
unter Verweis auf die Istanbul-Konvention, weitere 
von Gewalt im sozialen Nahbereich betroffene 
Gruppen mit ein: männliche Opfer, Intersexuelle 
und trans-Menschen.39 Dem Landesaktionsplan 
Baden-Württemberg liegt die Definition von 
geschlechtsspezifischer Gewalt der Konvention 
zugrunde; er umfasst demzufolge Maßnahmen 
gegen häusliche Gewalt, sexuelle Gewalt, Zwangs-
verheiratung und Menschenhandel zum Zweck 
der sexuellen Ausbeutung.40 Im Bereich häuslicher 
Gewalt und Umgangsrecht basieren konkrete 
Maßnahmen explizit auf der Verpflichtung aus Arti-
kel 31 der Konvention, häusliche Gewalt bei allen 
Entscheidungen über das Sorge-und Umgangs-
recht zu berücksichtigen.41 Unabhängig von Art 
und Qualität der Maßnahmen, die hier nicht beur-
teilt werden können, ist dies eine beispielhafte 
Vorgehensweise für die Ausrichtung zukünftiger 
Aktionspläne. 
Mit der schrittweisen Umstellung der Pläne auf die 
Umsetzung der Istanbul-Konvention würde sich 
der Charakter der Maßnahmenpläne verändern 
hin zu menschenrechtsbasierten Aktionsplänen. 
Daraus resultieren über inhaltliche Anforderun-
gen hinaus auch weitere Empfehlungen für den 
Erarbeitungsprozess.
Empfehlungen für das Verfahren 
Bei der Entwicklung von menschenrechtlichen 
Aktionsplänen werden grundsätzlich fünf Pha-
sen unterschieden: In der Vorbereitungsphase, 
36 Siehe hierzu den tabellarischen Überblick unter: http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/themen/frauenrechte/
gewalt-gegen-frauen/istanbul-konvention/aktionsplaene/.
37 Die Aktionspläne des Bundes und der 16 Länder zielen alle auf die Umsetzung der UN-BRK ab: http://www.institut-fuer-menschenrechte.
de/monitoring-stelle-un-brk/monitoring/aktions-und-massnahmenplaene/.
38 UN, Committee on the Elimination of Discrimination Against Women (2017), Ziff. 9.
39 Hamburger Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration (2014), S. 7.
40 Baden-Württemberg, Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren (2014), S. 6.
41 Mit der Auswahl des Beispiels geht keine Bewertung über die Effektivität der Maßnahmen einher.
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die die Regierung initiiert, wird zunächst ein 
verantwortlicher Akteur – in der Regel ein Minis-
terium – ernannt, der den Prozess anstößt und 
die erforderlichen Strukturen aufbaut. Dieser 
bestimmt mit einer Reihe von relevanten Akteuren 
aus Ministerien, Bund, Landtagen, Zivilgesellschaft 
und Wissenschaft die für den Prozess nötigen 
teilnehmer_innen, legt partizipativ das Verfahren 
für ein erstes treffen fest und bereitet eine erste 
thematische Konsultation vor. Dabei ist insbe-
sondere zu gewährleisten, dass marginalisierte 
Gruppen identifiziert und beteiligt werden. Schließ-
lich entwickelt der Akteur eine Empfehlung für 
die Besetzung, Arbeitsmethoden und Ressourcen 
eines Koordinierungsmechanismus, bestehend 
aus einer Gruppe von 10 bis 20 Vertreter_innen 
staatlicher und nicht staatlicher Stellen. In der 
darauf folgenden Entwicklungsphase erarbeitet 
dieses Gremium ein Konzept für den Aktionsplan, 
inklusive Monitoring und Evaluation, führt Konsul-
tationen durch und legt prioritäre themen fest. 
Eine Bestandsaufnahme definiert die Ausgangs-
lage, von der aus Maßnahmen zur Umsetzung von 
Menschenrechtsverträgen erarbeitet werden. Auf 
dieser Grundlage wird der Aktionsplan entwickelt, 
der von den Vorgaben der Konvention ausgeht 
und jeweils Ziel, Aktivität, Verantwortlichkeit, 
Zeitschiene und Indikator für die Zielerreichung 
festgelegt. In der Implementierungsphase sind 
ganz überwiegend die für die Umsetzung einzel-
ner Maßnahmen verantwortlichen Stellen tätig. 
Diese Phase hat starke Überschneidungen mit der 
Monitoringphase, in der zum Beispiel der Koor-
dinierungsmechanismus regelmäßig vereinbarte 
Sachstandsberichte zur Umsetzung anfordert und 
auswertet, die Umsetzung von Arbeitsaufträgen 
nachhält und regelmäßige, zum Beispiel jährliche, 
Auswertungstreffen durchführt. Daher bietet es 
sich an, das Koordinierungsgremium nicht aufzulö-
sen, wenn der Aktionsplan erarbeitet ist, sondern 
seinen Auftrag zu verändern und entsprechend 
seine Arbeitsweise anzupassen. Nach Ablauf der 
festgelegten Implementierungszeit von x Jah-
ren beginnt die letzte Phase, die Evaluation der 
Zielerreichung, die wiederum mit Empfehlungen 
für den folgenden Aktionsplan endet.42
Die Auswertung der aktuellen Aktions- und 
Maßnahmenpläne gegen geschlechtsspezifische 
Gewalt43 zeigt, dass die Beschreibung des Ent-
wicklungsprozesses in der Regel wenig Raum 
einnimmt und damit auch wenig transparenz 
über die Beteiligung, Verfahrensmodalitäten oder 
Entscheidungsbefugnisse und -verläufe besteht. 
Eine Ausnahme bildet der aktuelle Aktionsplan 
zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 
Mädchen in Nordrhein-Westfalen aus dem Jahr 
2016, dessen Entstehungsprozess in weiten teilen 
der oben beschriebenen Implementierungs- und 
der Entwicklungsphase folgte. Für den Prozess 
wurden interdisziplinäre Gremien und Arbeitsfor-
mate geschaffen. Eine extern moderierte Steu-
erungsgruppe erarbeitete, unter umfangreicher, 
formalisierter und transparenter Beteiligung der 
Zivilgesellschaft, schriftlich dokumentierte Emp-
fehlungen. Zusammen mit Erkenntnissen aus 
Forschung, Anhörungen und Rechtsprechung 
bildeten sie die Basis für den Aktionsplan.44 Die 
grundsätzlich positive Bilanz des federführenden 
Ministeriums in Bezug auf den Prozess in der 
Steuerungsgruppe weist Konflikte um Entschei-
dungsbefugnisse aus,45 die auch in Entstehungs-
prozessen anderer Aktionspläne, wie etwa dem 
Bundesaktionsplan zur Umsetzung der UN-BRK, 
entstanden sind. Ein noch so umfassend ausge-
staltetes Partizipationsverfahren kann zwar das 
Gefälle zwischen den grundlegend unterschiedli-
chen Positionen und Funktionen von Zivilgesell-
schaft (im Schwerpunkt beraten, kommentieren) 
und Staat (im Schwerpunkt informieren, entschei-
den) nicht auflösen, da es sich bei einem Aktions-
plan um eine politische Selbstverpflichtung der 
jeweiligen Regierung handelt, die sie verantworten 
muss. Ausgleich schafft man aber zum Beispiel 
über eine Rechenschaftspflicht der Regierung dar-
über, warum Empfehlungen angenommen wurden 
und warum nicht, sowie über ein transparentes 
Monitoring des Umsetzungsprozesses und eine 
42 UN, OHCHR (2002).
43 Die Auswertung der Aktionspläne erfolgte ausschließlich auf der textgrundlage und bietet daher in Bezug auf die Prozesse nur beschränkt 
Einblicke.
44 Nordrhein-Westfalen, Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter (2016), S.12–17, 96–98.
45 Ebd., S. 12.
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unabhängige Evaluation der Zielerreichung, beides 
unter Beteiligung der Zivilgesellschaft. Entspre-
chende Festschreibungen fehlen in der Regel in 
den Aktionsplänen zu geschlechtsspezifischer 
Gewalt.
Insgesamt kann man sagen, dass die Aktionspläne 
in der Regel unter Beteiligung der Zivilgesellschaft 
erarbeitet wurden, wobei Form und Ausmaß der 
Partizipation stark variieren. Zum teil werden 
bestehende Gremien, wie etwa Runde tische, 
genutzt. Vereinzelt entstehen, wie oben beschrie-
ben, dafür eigene Verfahren. 
Wenig Wert scheint bisher auf Monitoring und 
Evaluation gelegt zu werden. Wenn diese Phasen 
überhaupt in den Aktionsplänen ausgewiesen 
sind, dann sind beide Funktionen relativ unspe-
zifisch bestehenden Gremien zugewiesen, ohne 
Beschreibung von Zeitraum, Ziel oder Prozess. 
In den auf menschenrechtliche Anforderungen 
ausgerichteten Aktionsplänen, wie zum Beispiel 
denen zur Umsetzung der UN-BRK, ist eine Evalua-
tion mit unterschiedlicher Zielsetzung meistens 
festgeschrieben.46 
4.1.3 Aufbau von Koordinierungs- und 
Monitoringstellen 
Die Istanbul-Konvention formuliert im Vergleich zu 
vielen anderen Menschenrechtsverträgen weit-
reichende Anforderungen an den Aufbau einer 
staatlichen Struktur, die verschiedene Funkti-
onen erfüllen muss, um Gewalt gegen Frauen 
umfassend und effektiv zu bekämpfen. Inhalt und 
Umfang der Verpflichtung ergeben sich aus einer 
Gesamtschau der Artikel 9–11 (siehe hierzu die 
tabellarische Übersicht im Anhang).
4.1.4 Vorgaben aus der Konvention
Der zentrale Artikel 10 ist etwas verkürzt mit 
„Co-ordinating body“ überschrieben. Dessen 
Aufgaben umfassen die Koordinierung der staat-
lichen Maßnahmen gegen Gewalt im Sinne der 
Konvention, deren Implementierung, Monitoring 
und Evaluation. Weiter soll dieses Gremium die 
Sammlung und Verbreitung umfangreicher Daten 
koordinieren, zu deren Erhebung Artikel 11 die 
Staaten verpflichtet. 
Im Monitoringprozess wird beobachtet, wie und 
mit welcher Wirksamkeit die politischen Ansätze 
und Maßnahmen zur Umsetzung der Konvention 
auf nationaler, regionaler oder lokaler Ebene aus-
gestaltet werden.47 Die Evaluation der politischen 
Ansätze und Maßnahmen erfordert die wissen-
schaftliche Bewertung, inwiefern die Maßnahmen 
ihre Ziele erreichen, ob sie den Bedarfen der 
Betroffenen entsprechen und ob sie unerwünschte 
Nebenwirkungen haben.48 
Der erläuternde Bericht führt zu den vier Aufgaben 
aus, dass hierfür eine Gesamtstruktur auf den 
Ebenen, die für die Umsetzung der Maßnahmen 
zuständig sind, angesiedelt sein oder dort wirken 
muss. Das heißt, dass es bei einem föderalen 
Regierungssystem notwendig sein kann, meh-
rere Stellen aufzubauen. Artikel 9 der Konven-
tion begründet die Verpflichtung, hierbei auch 
einschlägige NGOs zu beteiligen, etwa über die 
Einbindung als Beratung, als Partner in der institu-
tionsübergreifenden Zusammenarbeit oder bei der 
Umsetzung umfassender politischer Ansätze der 
Regierung.49 
Um insbesondere die Aufgaben Monitoring und 
Evaluation umsetzen zu können, sind statistische 
Daten sowie Forschung erforderlich. Dement-
sprechend sieht Artikel 11 Absatz 1 vor, dass 
die Staaten regelmäßig statistische Daten über 
Fälle von Gewalt im Sinne der Konvention erhe-
ben. Der erläuternde Bericht listet hierzu eine 
Reihe von möglichen relevanten Stellen auf, wie 
46 Beispiele für den Evaluationsbezug aus Aktionsplänen zur Umsetzung der UN-BRK: Baden-Württemberg (2014), S. 108: „Zur Messung der 
Zielerreichung des Aktionsplans wird dieser nach fünf Jahren evaluiert. Die Evaluation wird ein externes, unabhängiges Forschungsinstitut 
durchführen“; Entwicklung eines Konzeptes zur Evaluation des Aktionsplanes, S. 199, Nordrhein-Westfalen; „… bedarf es nach Ablauf 
dieses Zeitraums einer Evaluation des Aktionsplans, in deren Rahmen zu klären ist, ob und in welchem Umfang die vorgeschlagenen Maß-
nahmen und Handlungsschritte tatsächlich einen Beitrag zur Umsetzung der UN-BRK in Bremen geleistet haben“, S. 121, Bremen. 
47 Europarat (2011), Erläuternder Bericht, Ziff. 71.
48 Ebd.
49 Ebd., Ziff. 69.
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Strafverfolgungsbehörden, Gerichte, Gesund-
heitsdienstleister und NGOs.50 Die Auswahl sollte 
sich daran orientieren, welche Akteure in den 
jeweiligen Staaten die zentrale Rolle im Kontext 
geschlechtsspezifischer Gewalt einnehmen. Als 
Minimalanforderungen schlägt der Bericht vor, 
dass die Daten regelmäßig, in Bezug auf alle 
Formen von Gewalt im Sinne der Konvention, 
sowie disaggregiert51 nach Geschlecht, Alter, Art 
der Gewalt, täter-Opfer-Beziehung, tatort sowie 
anderen relevanten Faktoren, wie zum Beispiel 
Behinderung, erhoben werden.52
Die Vorgaben zur Forschungsförderung bewegen 
sich auf zwei Ebenen. Zum einen sollen grundle-
gende Fragen, wie Ursachen, Ausmaß und Aus-
wirkungen von Gewalt, erforscht werden und zum 
anderen ist die Wirksamkeit der vom Staat getrof-
fenen Maßnahmen zu untersuchen.
Artikel 10 und 11 stehen in einem engen Verhält-
nis zueinander: Die statistischen Daten und die 
Forschungsergebnisse sind grundlegend für die 
Entwicklung und Implementierung von zielgerich-
teten Maßnahmen zur Umsetzung der Konvention 
und geben Auskunft darüber, ob und wie Maßnah-
men genutzt werden.53 Erst die Rückbindung der 
Forschung an die Vorgaben aus der Konvention 
ermöglicht Aussagen über die Wirksamkeit von 
Maßnahmen im Sinne des Übereinkommens.
4.1.5 Bisherige Umsetzung der 
Vorgaben
Bisher wurde auf Bundesebene keine Stelle 
zur Umsetzung von Artikel 10 eingerichtet. Die 
Bundesregierung geht in ihrer Denkschrift zur 
Konvention von einer vollständigen Umsetzung 
von Artikel 10 aus.54 Die ersten GREVIO-Berichte 
über die Umsetzung in anderen Ländern weisen 
demgegenüber aber durchaus auf Ansätze für eine 
Weiterentwicklung der Strukturen in Deutschland 
hin.
Nach der Denkschrift werden die Aufgaben Koordi-
nierung, Monitoring und Evaluation von den jeweils 
mit den themen befassten Ministerien unter 
anderem im Rahmen der verschiedenen Bund-Län-
der-Arbeitsgruppen (BLAG)55 wahrgenommen. In 
einigen sind die Länder sowie die Zivilgesellschaft 
eingebunden. 
Diese BLAG erfüllen derzeit wichtige Funktionen, 
wie etwa den Austausch und die Vernetzung 
zwischen den Ministerien sowie den weiteren 
unterschiedlichen staatlichen und nicht staatli-
chen Akteuren, und sind damit im Schwerpunkt 
Fachgremien. Sie haben unterschiedliche Lauf-
zeiten, Besetzungen und ihre Arbeit ist nicht 
regelhaft miteinander verschränkt. Zwar liegt eine 
Gesamtstrategie gegen häusliche Gewalt in Form 
eines Nationalen Aktionsplans vor. Das Arbeitspro-
gramm der BLAG Häusliche Gewalt und der BLAG 
Menschenhandel orientiert sich aber in teilen am 
Koalitionsvertrag und überwiegend an Anforde-
rungen aus der Praxis ihrer jeweiligen Mitglieder 
sowie an Entwicklungen in den Bereichen Gesetz-
gebung und Forschung. Maßnahmen innerhalb der 
Bundesregierung werden auf der Grundlage der 
Gemeinsamen Geschäftsordnung des Bundesta-
ges abgestimmt. Eine eigens für die Koordinierung 
der Regierungstätigkeiten im Bereich geschlechts-
spezifischer Gewalt bestellte Arbeitsstruktur gibt 
es nicht.
Ein ähnliches Bild zeigt sich in vielen Bundeslän-
dern mit Vernetzungsgremien auf den Ebenen 
des Landes und der Kommunen, wie etwa Runde 
tische, Begleitgremien für Landesaktionspläne, 
interministerielle Arbeitsgruppen. Darüber hinaus 
gibt es in einigen Bundesländern mit zusätzlichem 
50 Ebd., Ziff. 75.
51 Disaggregation meint die Aufschlüsselung statistischer Daten nach bestimmten Merkmalen in unterschiedliche Einzelgrößen, wie etwa 
Geschlecht, Alter, etc.
52 Europarat (2011), Erläuternder Bericht, Ziff. 76.
53 Ebd., Ziff. 75.
54 Bundesregierung (2017), S. 19. In einer Denkschrift stellt die Bundesregierung bei Ratifikation einer Konvention dar, inwieweit sie die 
Vorgaben aus der Konvention umgesetzt hat.
55 Dabei handelt es sich um die BLAG Häusliche Gewalt, BLAG zur Überwindung von weiblicher Genitalverstümmelung, BLAG zur Umsetzung 
der EU-Opferschutzrichtlinie, BLAG Schutz von Kindern und Jugendlichen vor sexueller Gewalt und Ausbeutung.
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Personal ausgestattete Koordinierungsstellen 
in Ministerien, wie zum Beispiel in Baden-Würt-
temberg, Hessen und im Saarland. Zum teil wird 
Koordinierung durch zivilgesellschaftliche Projekte 
wahrgenommen, wie in Berlin, Mecklenburg-Vor-
pommern, Rheinland-Pfalz. Deren Mandate 
variieren und beziehen sich häufig auf häusliche 
Gewalt,56 die Aufgaben sind im Schwerpunkt 
Koordinierung, Vernetzung und Sensibilisierung 
der einschlägigen Akteure, weniger die Koordi-
nierung der Arbeit staatlicher Stellen gegen alle 
Formen geschlechtsspezifischer Gewalt im Sinne 
von Artikel 10. 
Inwieweit in diesen Strukturen systematisches 
Monitoring sowie wissenschaftliche Evaluation der 
Wirksamkeit von Maßnahmen stattfindet, bleibt 
unklar. Auch scheint es im Sinne einer effektiven 
Umsetzung der Konvention zweifelhaft, wenn Stel-
len in einer Doppelfunktion Maßnahmen erarbei-
ten und sie dann unabhängig bewerten sollen. Hier 
liegen Interessenkonflikte nahe.
GREVIO hat mittlerweile wiederholt mit Kritik 
reagiert, wenn Staaten die umfassenden neuen 
Aufgaben aus der Konvention bereits bestehen-
den Gremien zusätzlich zu deren vorhandenen 
Pflichten „mit“ übertragen haben, ohne Anpassung 
an die Anforderungen aus Artikel 10 und ohne 
weitere finanzielle Mittel. Das Gremium bezweifelt 
die Effektivität dieses Konzepts und empfiehlt, den 
für diese Aufgabe zuständigen Stellen ein festge-
schriebenes Mandat, das sich an der Konvention 
orientiert, sowie klare Befugnisse und Kompeten-
zen zuzuweisen und deren Arbeit mit ausreichen-
den finanziellen Mittel zu unterlegen.57 Für eine 
eigenständige Struktur spricht auch, dass sie der 
Zersplitterung der Verwaltung in verschiedene 
Gremien entgegenwirkt, darüber eine stärkere 
Kohärenz der Arbeit herstellen und damit das Ziel 
einer effektiven Koordinierung besser umsetzen 
kann. 
Um die erforderliche Objektivität der Evalua-
tion von Maßnahmen gewährleisten zu können, 
empfiehlt GREVIO darüber hinaus den Staaten, 
verschiedene Stellen für Implementierung und 
Koordinierung der Maßnahmen auf der einen Seite 
und Monitoring und Evaluation auf der anderen 
Seite einzurichten.58 Aus demselben Grund sollte 
die Stelle für Monitoring und Evaluation unabhän-
gig sein.59
In den Berichten zu den ersten fünf Ländern sind 
auch die Anforderungen der Expertinnengruppe 
an die Verpflichtung zur statistischen Datenerhe-
bung aus Artikel 11 konkretisiert worden. Insbe-
sondere empfiehlt GREVIO den Staaten, über die 
Datenerfassung in Bezug auf die Strafverfolgung 
hinaus weitere Bereiche miteinbeziehen. Um 
passgenaue Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Gewalt gegen Migrantinnen ergreifen zu können, 
sollte zum Beispiel erfasst werden, inwieweit 
geschlechtsspezifische Verfolgung im Asylantrag 
vorgetragen und in der Entscheidung berück-
sichtigt wurde.60 Im Kontext von zivilrechtlichen 
Schutzanordnungen hält GREVIO die Art der 
Gewalt, das Alter, Geschlecht und Verhältnis der 
Parteien für relevante Erhebungsfaktoren.61 Je 
nach der individuellen Struktur des spezifischen 
Unterstützungssystems der Länder werden wei-
tere Bereiche wie der Gesundheitsbereich in die 
Verpflichtung miteinbezogen; eine Harmonisie-
rung der Erhebung wird empfohlen.
Die 2016 begonnene jährliche Sonderauswer-
tung der polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) zu 
häuslicher Gewalt durch das BKA lässt bereits 
differenzierte Aussagen sogar im Sinne des erläu-
ternden Berichts nach täter-Opfer-Beziehung, 
tatort, Alter, Geschlecht, Behinderung etc. für 
den Bereich der polizeilichen Ermittlungsverfah-
ren zu. Die Daten werden nach verschiedenen 
Faktoren disaggregiert erhoben und können, wie 
erforderlich, die Entwicklung der Anzeigen in 
56 Siehe den tabellarischen Überblick über die Aktions- und Maßnahmenpläne der Länder unter: http://www.institut-fuer-menschenrechte.
de/themen/frauenrechte/gewalt-gegen-frauen/istanbul-konvention/aktionsplaene/. 
57 Europarat (2017b), Ziff. 37; Europarat (2017c), Ziff. 38.
58 Europarat (2017c), Ziff. 39.
59 Europarat (2017d), Ziff. 27; Europarat (2017a), Ziff. 36.
60 Europarat (2017b), Ziff. 58, Europarat (2017c), Ziff. 52.
61 Europarat (2017b), Ziff. 51; Europarat (2017c), Ziff. 54; Europarat (2017a), Ziff. 44.
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Bezug auf die meisten Formen von geschlechts-
spezifischer Gewalt im Sinne der Konvention 
abbilden. Entwicklungsbedarf besteht in ande-
ren oben aufgeführten Bereichen, in denen die 
Datenerhebung noch ganz überwiegend aus der 
jeweiligen Institutionenlogik heraus erhoben wird 
und an deren Arbeitsanforderungen angepasst 
ist. Je nach Kontext spielen dort täter-Opfer-Be-
ziehung, Geschlecht oder die Gewaltform keine 
Rolle. Insbesondere in den Asylverfahren wer-
den Informationen über geschlechtsspezifische 
Verfolgungsgründe entweder nur sehr reduziert 
erhoben, nicht gesondert ausgewertet oder nicht 
veröffentlicht (siehe 4.2.3).
4.1.6 Implementierung und 
Koordinierung 
Das Inkrafttreten der Konvention ist ein guter 
Anlass, die bestehenden Vernetzungs- und Koor-
dinierungsstrukturen vor dem Hintergrund der 
Vorgaben aus Artikel 10 anzuschauen und gegebe-
nenfalls anzupassen. Bereits in diesem Überprü-
fungsprozess wird die Verpflichtung aus Artikel 9 
relevant, die Zivilgesellschaft einzubinden.
Aus den Erfahrungen anderer Länder mit dem 
Aufbau und der Arbeit von Koordinierungsstruktu-
ren zur Umsetzung von verschiedenen Menschen-
rechtsverträgen haben sich folgende Aspekte als 
wichtig für eine effektive Koordinierungsarbeit 
herausgestellt.62
Einrichtung eigener Stellen nur für die 
Koordinierung 
Ein bedeutsames Kriterium für eine funktionie-
rende Koordinierung ist die Einrichtung eigener 
Stellen für diese Aufgabe. Diese sollten mit 
Personal unterlegt sein und über eigenes Budget 
verfügen. Dort, wo die Koordinierungsfunktion 
einer bestehenden Stelle, überwiegend einem 
Ministerium, zusätzlich übertragen wurde, ist 
häufig kein Budget bezifferbar und es bleibt unklar, 
wieviel Stellenanteile tatsächlich für die Aufgabe 
der Koordinierung aufgebracht werden können 
und wie viele andere Aufgaben die Stelle parallel 
bearbeiten muss. 
Hohe Anbindung der Koordinierungsfunktion, 
administrativ und politisch
Versteht man die Koordinierungsfunktion mehr 
als einen Motor für die effektive Weiterentwick-
lung des themas im Sinne der Konvention und 
nicht „nur“ als Drehscheibe für Information und 
Organisation von Austausch, dann ist es wichtig, 
dass die Koordinierungsfunktion zum einen auf 
einer hohen Verwaltungsebene angesiedelt und 
dass gleichzeitig das thema auch in einem Mandat 
politischer Entscheidungsstrukturen verankert ist. 
Bei einer Anbindung der Koordinierungsstelle auf 
niedriger Verwaltungs- und Stellenebene in einem 
Ministerium muss diese das thema geschlechts-
spezifische Gewalt zum einen innerhalb des eige-
nen Ressorts behaupten. Es ist dann eines unter 
vielen, für das Ressourcen und politische Priorität 
beansprucht werden. Darüber hinaus ist eine 
Anbindung auf hoher Ebene beispielsweise für das 
Nachhalten der Umsetzung von Maßnahmen in der 
Federführung anderer Ressorts hilfreich. 
Darüber hinaus hat sich gezeigt, dass eine zusätz-
liche politische Anbindung der Koordinierungs-
stelle Umsetzungsmacht verleihen kann. Auf 
Bundes- und Landesebene wäre eine Anbindung 
an Staatssekretärs- oder Ministerrunden denkbar. 
Da es schwierig ist, diese dauerhaft ausschließlich 
mit einem thema zu mandatieren, kann es zielfüh-
render sein, das thema in bestehende Runden zu 
integrieren. Die Herausforderung liegt dann in der 
themenkonkurrenz. 
Einbindung der regionalen Ebene und der 
Zivilgesellschaft
Relevante Umsetzungsverpflichtungen der Kon-
vention liegen in der Zuständigkeit der Bundes-
länder. Unabhängig davon, ob es auch zusätzliche 
Koordinierungsstellen auf der Landesebene gibt, 
ist es im Sinne einer effektiven Gesamtstrategie 
gegen geschlechtsspezifische Gewalt geboten, 
die Erfahrungen der Länder auch auf der Bun-
desebene in eine Koordinierung zu integrieren. 
Die Verschränkung der regionalen Ebene mit der 
Bundesebene wird in anderen Staaten unterschied-
lich intensiv umgesetzt: Die schwächste Form des 
Zusammenwirkens ist der regelmäßige Austausch. 
62 Rabe / Ünsal (2016).
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Weitergehende Konstrukte gibt es beispielsweise 
in Belgien, wo die Ebenen, jeweils vertreten durch 
Koordinator_innen, über gemeinsame Gremienar-
beit miteinander verschränkt sind. Vergleichbar ist 
die Struktur in Spanien angelegt, die noch ein wei-
teres Element der Mitbestimmung der regionalen 
Ebene enthält. Das National State Observatory on 
Gender Based Violence and Domestic Violence ist 
ein Gremium der Gesamtstruktur, die zur Umset-
zung von Artikel 10 errichtet wurde. Es ist besetzt 
mit Ministerien, NGOs und Vertreter_innen der 
Regionen. Den Vorsitz hat ein Staatssekretär, unter-
stützt von zwei Vizevorsitzenden, welche die NGOs 
und die Regionen vertreten und jährlich rotieren.
Es ist unumstritten, dass eine fachliche Beratung 
bei der Koordinierung und Implementierung von 
Maßnahmen durch NGOs notwendig ist. Je weiter 
die Koordinierungsstelle fachlich von der Praxis 
entfernt ist, desto größer wird die Gefahr, dass 
die Bedarfe der Betroffenen bei der Entwicklung 
von Maßnahmen aus den Augen verloren werden. 
Um das Wissen von NGOs und die Perspektive der 
Betroffenen einzubinden, haben die Staaten in den 
meisten Ländern NGOs in die interministeriellen 
Zusammenhänge als Mitglieder eingebunden. 
Darüber hinaus hat der Staat in einigen Ländern 
eine Struktur mit formalisierter Arbeitsweise 
geschaffen und in teilen auch finanziert, um 
zivilgesellschaftliche Akteure zu beteiligen. Für die 
Arbeit, Verfahrensweise und Beschlussfähigkeit 
der Gremien wurde eine Geschäftsordnung ent-
wickelt. Reisekosten der teilnehmenden werden 
übernommen. 
4.1.7 Unabhängiges nationales 
Monitoring und Evaluation
Das Monitoring eines Menschenrechtsvertrages 
wie der Istanbul-Konvention zielt darauf ab, zu 
überprüfen, inwieweit die Vorgaben der Konven-
tion in nationalen Gesetzen, Politiken oder Praxen 
umgesetzt sind. Dieses Monitoring erfolgt auf zwei 
Ebenen, national durch eine noch zu benennende 
Stelle sowie international, in diesem Fall durch den 
Expert_innenausschuss GREVIO (siehe 5.). 
Für das nationale Monitoring gibt es – anders als 
für das internationale Monitoring – bisher keine 
detaillierte Aufgaben- oder Verfahrensbeschrei-
bungen, weder in der Konvention noch in den 
Länderberichten von GREVIO. Mittlerweile sind 
aber im Kontext anderer Konventionen Mandats- 
und Aufgabenbeschreibungen eines menschen-
rechtszentrierten Monitorings entstanden, die im 
Vergleich zum „allgemeinen“ Monitoring ein eher 
breites Aufgabenportfolio vorsehen, das in teilen 
zirkulär organisiert ist.63 Allgemein formuliert, geht 
ein menschenrechtszentriertes Monitoring nicht 
isolierten Missständen, sondern strukturellen 
Zusammenhängen nach. Es untersucht systema-
tisch soziale Wirklichkeiten und bewertet diese im 
Lichte internationaler und nationaler Menschen-
rechtsstandards. Das Mandat ist insbesondere 
im Sinne der Prävention proaktiv auszufüllen, 
was die Empfehlung geeigneter Maßnahmen zur 
Erreichung dieser Standards sowie deren erstma-
liger Etablierung umfasst. Dies kann zum Beispiel 
geschehen in Form von rechtlichen Analysen, 
Stellungnahmen zu Entwürfen von Aktionsplänen 
oder Gesetzen.64 Dabei stehen nicht Beispiele 
schlechter Praxis im Mittelpunkt, vielmehr sollen 
die Akteure, die die Konvention umsetzen, wie zum 
Beispiel Ministerien und Aufsichtsbehörden, oder 
die Legislative im konstruktiven Dialog unterstützt 
werden. Das Monitoringverfahren selbst ist an den 
menschenrechtlichen Grundprinzipien wie Nicht-
diskriminierung, Partizipation und Zugänglichkeit 
auszurichten und stellt somit Anforderungen an 
Struktur und Arbeitsweise der zuständigen Stelle.
Unter Monitoring im engeren Sinne einer 
Methode zur Steuerung von Prozessen, die teil 
eines menschenrechtsbasierten Monitorings ist, 
versteht man die systematische Beobachtung, 
Beschreibung, Dokumentation und Analyse von 
sozialen oder rechtlichen Sachverhalten über 
einen längeren Zeitraum hinweg. Diese Sachver-
halte können zum Beispiel der Umsetzungsstand 
von Grund- und Menschenrechten, ein Politikbe-
reich oder die Praxis von Organisationen sein. 
Die ermittelten Daten basieren auf regelmäßig 
63 UN, OHCHR (2010); UN, Subcommittee on Prevention of torture and Other Cruel, Inhuman or Degrading treatment or Punishment (2016).
64 UN UN, Subcommittee on Prevention of torture and Other Cruel, Inhuman or Degrading treatment or Punishment (2016), para II. 9. (b), 
(c).
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durchgeführten Erhebungen. Monitoring ist eine 
Methode, die darauf abzielt, Entwicklungen in dem 
beobachteten Feld zu steuern, um ein im Vorfeld 
definiertes Ziel zu erreichen. Es setzt daher die 
genaue Bestimmung des Feldes sowie der betei-
ligten Personengruppen oder Institutionen voraus 
und erfordert die Klärung, welche Datenquellen 
verfügbar sind. 65 Zentraler Bestandteil eines Moni-
toringprozesses sind Indikatoren.66 Ein Indikator 
ist eine Kennzahl – etwa die Anzahl der Anträge 
auf zivilrechtliche Wohnungszuweisung nach dem 
Gewaltschutzgesetz in einem Jahr –, aus der sich 
auf den Entwicklungszustand eines Phänomens – 
hier die Entwicklung der Inanspruchnahme des 
Gewaltschutzgesetzes – schließen lässt.
Evaluation als wissenschaftliches Vorgehen ist ein 
methodisch kontrolliertes Sammeln und Bewerten 
von Informationen. Allgemein lässt sich Evaluation 
auch als grundsätzliche Untersuchung begreifen, 
ob und inwieweit ein eingesetztes Instrument 
geeignet erscheint, einen angestrebten Zweck zu 
erfüllen. Somit geht es im Kern um Fragen der 
Zielerreichung, der Effektivität, der Effizienz oder 
Nachhaltigkeit von Politiken, Programmen und 
Maßnahmen, wobei das besondere Interesse auf 
Wirkungen gerichtet ist.67 Evaluationen werden im 
Gegensatz zum Monitoring punktuell durchgeführt 
und in der Regel nicht über längere Zeiträume 
hinweg wiederholt. Monitoring und Evaluation 
ergänzen sich sinnvoll und werden häufig in einem 
zirkulär angelegten Prozess angewandt.
Stellt man im Rahmen eines Monitorings zum 
Beispiel über Jahre hinweg fest, dass bei gleich-
bleibend hoher Anzahl von Anträgen auf Woh-
nungszuweisung bei geschlechtsspezifischer 
Gewalt die Ablehnungen der Anträge kontinuierlich 
steigen, kann man daraus schließen, dass das Ziel, 
Frauen zivilrechtlichen Schutz vor Gewalt im Sinne 
von Artikel 53 der Konvention zu gewährleisten, 
nicht erreicht wird. Die Frage nach den Ursachen 
und Hinweise auf möglicherweise notwendige 
Veränderungen, zum Beispiel im Gesetz, in der 
gerichtlichen oder der Beratungspraxis, erhält 
man über eine Evaluation der Praxis, etwa durch 
eine Aktenanalyse oder Expert_inneninterviews. 
Ob daraufhin vorgenommene Änderungen das Ziel 
erreichen, würde dann wiederum über das fortlau-
fende Monitoring überprüft.
Angesichts der vielfältigen Bereiche und Instituti-
onen, in denen Maßnahmen gegen geschlechts-
spezifische Gewalt ergriffen werden – wie 
Strafverfolgung (Polizei, Staatsanwaltschaft), 
Justiz (Straf-, Zivil-, Verwaltungsgerichte), Gesund-
heit, Opferschutz (Beratungsstellen, Frauenhäu-
ser, Notrufe, Hilfetelefone, Prozessbegleitung), 
Jugendschutz, Aufenthaltsrecht (Ausländerbe-
hörden, Bundesamt für Migration und Flücht-
linge – BAMF) – wird deutlich, wie umfangreich die 
Monitoring-Aufgabe aus Artikel 10 ist. 
Institutionell
In Bezug auf die institutionelle Ausgestaltung der 
Aufgaben sind zum einen die ersten Berichte von 
GREVIO richtungsweisend, wonach die Funktionen 
Koordinierung und Monitoring/Evaluation insti-
tutionell voneinander zu trennen und die letzt-
genannten Aufgaben einer unabhängigen Stelle 
zu übertragen sind. Darüber hinaus sollte sich 
aus Gründen der Effektivität die Ausgestaltung 
nach den Aufgaben richten. Aus diesen beiden 
Erwägungen folgt, dass diejenigen Aspekte des 
Monitorings, die staatliche Aufgabenbereiche 
betreffen – Anpassung der Datenerfassungssys-
teme, Datenerhebung, Dokumentation und Ver-
öffentlichung staatlicher Daten –, bei staatlichen 
Stellen, beispielsweise den Koordinierungsstellen, 
organisiert werden. In enger Anbindung, aber 
unabhängig von Regierung oder Verwaltung sollte 
dagegen der teil des Monitorings, der die Zielerrei-
chung überprüft und die Wirksamkeit staatlicher 
Maßnahmen bewertet, durchgeführt werden. 
Aufgrund der notwendig engen Verzahnung von 
Monitoring und Forschung bietet es sich an, ein 
integriertes Monitoring inklusive kontinuierlicher 
Datensammlung und Forschung bei einer unab-
hängigen, wissenschaftlichen Einrichtung zu imple-
mentieren. Vor dem Hintergrund von Artikel 9 der 
65 Filsinger (2011), S. 274.
66 UN, Special Rapporteur on violence against women Yakin Ertürk (2008), S. 20.
67 Stockmann / Meyer (2010), S. 57.
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Konvention ist das Monitoring in enger Koopera-
tion mit der zivilgesellschaftlichen Unterstützungs-
struktur bei geschlechtsspezifischer Gewalt zu 
konzipieren und durchzuführen. 
Arbeitsfelder
Das Monitoring lässt sich grob in drei große 
Arbeitsfelder unterteilen:
– Beobachtung der Entwicklungen in Bezug auf 
die Umsetzung der Konvention
– Bewertung der Wirksamkeit der Maßnahmen 
zur Bekämpfung von geschlechtsspezifischer 
Gewalt im Sinne der Istanbul-Konvention
– Unterstützung staatlicher Stellen auf Bundes-, 
Landes- und kommunaler Ebene bei der Umset-
zung der Istanbul-Konvention
Die beiden Arbeitsfelder hängen eng miteinander 
zusammen. Die Unterstützung staatlicher Stellen 
kann aus Politik oder Verwaltung nachgefragt 
werden. In diesem Fall kann eine Beauftragung 
der Monitoringstelle erfolgen, wobei ihre Unab-
hängigkeit gewahrt bleiben muss. Eine Monito-
ringstelle sollte aber auch proaktiv Unterstützung 
anbieten, wenn sie aus der Zivilgesellschaft oder 
aufgrund eigener Erkenntnisse Informationen 
über Lücken bei der Umsetzung der Konvention 
oder konventionswidrige Praxis erlangt. Eine 
zielgenaue und evidenzbasierte Unterstützung 
staatlicher Stellen wiederum erfolgt auf der 
Grundlage einer Bewertung der Wirksamkeit von 
Maßnahmen zur Bekämpfung geschlechtsspezifi-
scher Gewalt.
Konzeptentwicklung und Strukturaufbau 
Als Grundlage für ein längerfristiges Monitoring 
ist zunächst ein Monitoringkonzept zu entwickeln. 
Dies setzt zunächst die Sichtung der aktuell zur 
Verfügung stehenden Datenlage sowie der Art der 
Datenerfassung staatlicher und nicht staatlicher 
Stellen in allen Bereichen (Justiz, Polizei, BAMF, 
NGOs, etc,) voraus, in denen die Umsetzung der 
Rechte aus der Konvention gewährleistet wird oder 
werden sollte. Eine solche konventionsbasierte 
Vorgehensweise stellt sicher, dass sich im Recht 
oder in der Praxis gegebenenfalls bestehende Aus-
schlüsse aufgrund blinder Flecken oder vorgefun-
dener Bedingungen nicht reproduzieren. So sind 
zum Beispiel die Rechte von Flüchtlingsfrauen, 
die von Gewalt betroffen sind, erst in den letzten 
beiden Jahren aufgrund der erhöhten Zuzugszahlen 
in den Fokus von Gesetzgeber, Wissenschaft und 
Hilfesystem gerückt. 
Langfristiges Ziel ist die Weiterentwicklung der 
bestehenden relevanten Datenerhebungen ent-
sprechend der Anforderungen, die sich aus der 
Konvention ergeben.
Auf der Grundlage von existierenden und noch 
zu entwickelnden Datenerhebungen erfolgt die 
Erarbeitung einer menschenrechtsbasierten 
Indikatorik zu geschlechtsspezifischer Gewalt. 
Hierzu gibt es seit Jahren eine Reihe an Vorschlä-
gen von EU, Europarat und UN.68 Die Indikatoren 
überschneiden sich stark, sind aber aufgrund der 
unterschiedlichen geographischen Reichweite 
nicht identisch und werden von den Autor_innen 
als naturgemäß nicht erschöpfend bezeichnet.69 
Sie müssen weiterentwickelt werden, um die 
unterschiedlichen Formen geschlechtsspezifi-
scher Gewalt abzudecken und auch die regionalen 
Besonderheiten sowie den jeweiligen Entwick-
lungsstand der Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Gewalt in den Ländern zu berücksichtigen.70 Wei-
terer Bestandteil eines Monitoringkonzeptes ist die 
Entwicklung von notwendigen eigenen, regelmäßi-
gen Datenerhebungen und punktueller Forschung. 
Die zur Gewinnung von Daten und Erarbeitung 
von Indikatoren bereits weit fortgeschrittenen 
Konzeptüberlegungen für Deutschland71 sollte eine 
68 UN, Special Rapporteur on violence against women Yakin Ertürk (2008); UN, United Nations Division for the Advancement of 
Women / United Nations Economic / Commission for Europe / United Nations Statistical Division (2007); EU, EIGE (2014); tjaden (2005).
69 UN, Special Rapporteur on violence against women Yakin Ertürk (2008), S. 17; UN, United Nations Division for the Advancement of 
Women / United Nations Economic / Commission for Europe / United Nations Statistical Division (2007), S. 25; EU, EIGE (2014) S. 122. 
70 UN, Special Rapporteur on violence against women Yakin Ertürk (2018), S. 17; UN, United Nations Division for the Advancement of 
Women / United Nations Economic / Commission for Europe / United Nations Statistical Division (2007), S. 25.
71 Schröttle / Fein (2014).
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Monitoringstelle fortführen und um alle Formen 
geschlechtsspezifischer Gewalt und um einen sys-
tematischen Konventionsbezug erweitern. 
Für viele Vorhaben im Rahmen des Monitorings 
werden verschiedene Perspektiven und Disziplinen 
erforderlich sein: völkerrechtliche Expertise für die 
Interpretation des Gehalts der menschenrechtli-
chen Norm im Kontext der Menschenrechtsschutz-
systeme von UN und Europarat, Expertise im 
nationalen Recht für die Messung und Bewertung 
rechtlicher Maßnahmen, sozialwissenschaftliche 
Expertise für Forschungsmethoden sowie das im 
Hilfesystem zur Verfügung stehende Wissen um 
Lebens- und Problemlagen der Betroffenen. Um 
diese Perspektiven für die Weiterentwicklung der 
Indikatorik, die Auswahl und Entwicklung von For-
schungsvorhaben oder die Priorisierung von Vorha-
ben in Bezug auf ihre Relevanz für die Betroffenen 
nutzbar zu machen, müsste eine Monitoringstelle 
entsprechende Strukturen und Arbeitsformate 
entwickeln. 
Ein Großteil der Umsetzung der Istanbul-Konven-
tion liegt in der Verantwortung der Länder. Hier 
besteht die große Herausforderung, zusammen mit 
den Ländern ein Konzept für das Monitoring der 
Maßnahmen auf Länderebene zu entwickeln. Mini-
malanforderungen sind regelmäßige Austauscht-
reffen mit staatlichen und nicht staatlichen Stellen 
der Länder. Darüber hinaus könnten beispiels-
weise, je nach Bedarf, Blaupausen für regionale 
konventionsbasierte Bedarfsanalysen erstellt oder 
Unterstützungsmöglichkeiten bei der Erarbeitung 
von Aktions- und Maßnahmenplänen zur Umset-
zung der Konvention oder bei deren Evaluation 
aufgezeigt werden.
Ähnliches gilt für das Hilfesystem. Ein Kernstück 
der Konvention ist Kapitel IV. Die dort normierten 
Verpflichtungen, Schutz und Unterstützung der 
Betroffenen zu gewährleisten, werden zwar vom 
Staat über die Finanzierung des Hilfesystems 
umgesetzt, aber von den einzelnen Beratungs-
stellen, Frauenhäusern, Notrufen etc. durch-
geführt. Damit ist das Hilfesystem zentraler 
Bestandteil eines Monitorings, als sachverständig 
für das thema, als „Datenquelle“ für die Wirk-
samkeit der Maßnahmen und als Zugang zu 
Betroffenenwissen.
Kernaufgaben
– Unterstützung staatlicher Behörden bei der 
Anpassung der Datenerfassungssysteme
– Auswertung von Statistiken
– Entwicklung eigener regelmäßiger 
Datenerhebungen
– Durchführung und Vergabe von 
Forschungsprojekten
– systematische Beobachtung der Entwicklung 
von Gesetzgebung und oberinstanzlicher Recht-
sprechung im Bereich geschlechtsspezifischer 
Gewalt
– Wissensvermittlung zwischen der nationalen 
und internationalen Ebene
– Beobachtung der Entwicklungen im Menschen-
rechtsschutzsystem und Einbeziehung der Ver-
pflichtungen aus anderen Spezialkonventionen 
in die Interpretation der Istanbul-Konvention; 
zum Beispiel Verpflichtungen aus Artikel 16 
der UN-BRK (Freiheit von Ausbeutung, Gewalt 
und Missbrauch), der Rechtsprechung unter 
Artikel 3 und 8 der Europäischen Menschen-
rechtskonvention (EMRK) oder den Entschei-
dungen von CEDAW zu geschlechtsspezifischer 
Gewalt, die in teilen die Istanbul-Konvention 
konkretisieren 
– Erarbeitung eines Parallelberichtes im Überprü-
fungsverfahren des Expert_innenausschusses 
GREVIO über den Umsetzungsstand
– Begleitung der Umsetzung der Empfehlungen 
von GREVIO gegenüber Deutschland für eine 
verbesserte Umsetzung der Konvention
– Erstellen eines regelmäßigen nationalen 
Monitoringberichts
Bereits dieser grobe Überblick über ein integrier-
tes Monitoring im Sinne der Istanbul-Konvention 
zeigt den Umfang sowie die Komplexität der 
Aufgabe unter Artikel 10 und legt eine stufenweise 
Umsetzung über die nächsten Jahre nahe. Die 
hierzu erforderliche Priorisierung sollte die Pers-
pektive der Betroffenen mit ihren Bedarfen nach 
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Schutz und Unterstützung in den Vordergrund 
stellen. 
4.1.8 Empfehlungen
Bedarfsdeckende Unterstützungs angebote 
(4.1.1)
Zur weiteren Umsetzung von Artikel 8 (finanzielle 
Mittel) in Verbindung mit Artikeln 22–26 (spezi-
alisiertes Hilfesystem) empfiehlt das Deutsche 
Institut für Menschenrechte, ein Finanzierungskon-
zept zu implementieren, das auf der einen Seite 
bedarfsdeckend arbeiten kann und auf der ande-
ren Seite die Niedrigschwelligkeit des Hilfesystems 
für alle Gruppen von Betroffenen und einen diskri-
minierungsfreien Zugang zu Hilfe gewährleistet. 
Das Konzept des individuellen Rechtsanspruchs 
hat erhebliche Vorteile. Es macht die Finanzierung 
des Hilfesystems unabhängiger von der politischen 
Priorisierung in den Ländern, bietet die Möglich-
keit, die Unterstützung nach dem tatsächlichen 
Bedarf auszurichten und macht Betroffene zu 
Rechteträgerinnen. Die diskriminierungsfreie 
Ausgestaltung ist aber nur sichergestellt, wenn 
der Anspruch alle Betroffenen umfasst, und muss 
sich daher messen lassen an der Inklusion vulne-
rabler Gruppen wie z.B. Frauen ohne Papiere oder 
Flüchtlingsfrauen.
Idealerweise ist die für eine bedarfsgerechte 
Finanzierung erforderliche regionale Bedarfs-
planung von vorneherein an den Vorgaben der 
Istanbul-Konvention ausgerichtet. Dies gewährleis-
tet, dass sich im Recht oder in der Praxis gegebe-
nenfalls bestehende Ausschlüsse aufgrund blinder 
Flecken oder in Gang gesetzter Entwicklungen 
nicht reproduziert werden. 
Aktions- und Maßnahmenpläne (4.1.2)
Zur weiteren Umsetzung von Artikel 7 (umfas-
sende und koordinierte Strategien) empfiehlt das 
Deutsche Institut für Menschenrechte:
– die Erarbeitung eines Nationalen Aktions-
plans zur verbesserten Umsetzung der 
Istanbul-Konvention 
– die Erarbeitung von Aktionsplänen zur Umset-
zung der Istanbul-Konvention in Bundesländern, 
die bisher keinen Aktionsplan haben 
– die Fortschreibung der bestehenden Aktions- 
und Maßnahmenpläne auf Landesebene als 
Aktionspläne zur Umsetzung der Istanbul-Kon-
vention in den nächsten Jahren
Idealerweise sind Struktur und Inhalte der Aktions-
pläne an den Vorgaben der Istanbul-Konvention 
ausgerichtet. Dies trägt dazu bei, dass systema-
tisch alle Formen von Gewalt und alle Betroffenen-
gruppen mit ihren Rechten systematisch in den 
Blick genommen werden. Langfristig könnte diese 
Art von Aktionsplänen zu einer bundesweit ausge-
wogenen und aussagekräftigen Berichterstattung 
von Bund und Ländern über den Umsetzungs-
stand der Konvention an Menschenrechtsgremien 
(GREVIO, CEDAW) beitragen und Bestandteil des 
nationalen Monitorings der Umsetzung sein.
Bei der Vielzahl der Vorgaben aus der Konven-
tion bietet es sich an, prioritäre Handlungsfelder 
zu identifizieren. Die Aktionspläne sollten ihn in 
einem partizipativen Prozess mit der Zivilgesell-
schaft entwickelt und die Koordinierung ihrer 
Umsetzung an einem politisch hochrangigen Gre-
mium aufgehängt werden.
Aufbau von Koordinierungs- und Monitoring-
stellen (4.1.3)
Das Deutsche Institut für Menschenrechte emp-
fiehlt zur weiteren Umsetzung von Artikel 10 
– als Grundlage für den Aufbauprozess die 
Erarbeitung einer bundesweiten Bestandsauf-
nahme von bestehenden Koordinierungsstellen 
oder Stellen, die koordinierende Funktionen 
im Sinne der Istanbul-Konvention wahrnehmen 
(orientiert an organisatorischer Anbindung, 
Mandat, Befugnissen, Aufgaben, Besetzung, 
finanzieller und personeller Ausstattung) 
– die Einrichtung einer Koordinierungsstelle zur 
Umsetzung der Istanbul-Konvention im Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend (BMFSFJ) 
– Einrichtung von Koordinierungsstellen zur 
Umsetzung der Istanbul-Konvention in den Län-
dern oder, soweit möglich, für Regionen
– die Einrichtung einer unabhängigen Stelle 
für den Aufbau und die Umsetzung eines 
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integrierten menschenrechtsorientierten Moni-
torings; sie unterstützt den Gesetzgeber und 
die Behörden bei der Umsetzung der Konven-
tion. Ihre Arbeit verbessert die Zielgenauigkeit 
und Wirksamkeit der Maßnahmen zur Bekämp-
fung geschlechtsspezifischer Gewalt durch 
umfassende Datenerhebung und Forschung.
4.2 Flüchtlingsfrauen
Von Gewalt betroffene Flüchtlingsfrauen und 
Migrantinnen sind in der öffentlichen Debatte zum 
teil übermäßig stark präsent. Im Fokus stehen 
dabei häufig Gewalt durch migrantische Partner 
oder die Familie sowie geschlechtsspezifische 
Gewalt in Form von Ehrenmorden, Genitalver-
stümmelung oder Zwangsverheiratung. Zugleich 
sind das Ausmaß und die Folgen von Gewalt 
gegen Migrantinnen sowie die Inanspruchnahme 
von Unterstützungsangeboten und rechtlichen 
Möglichkeiten durch Betroffene bisher nur in 
teilen erforscht. Insbesondere orientiert sich 
die Forschung bisher wenig an den verschiede-
nen rechtlichen Aufenthaltsmöglichkeiten dieser 
Frauen, die aber für deren Leistungsansprüche, 
Lebensbedingungen und Perspektiven maßgeb-
lich sind. Zu Frauen ohne Papiere gibt es, soweit 
ersichtlich, die wenigsten wissenschaftlichen 
Erkenntnisse. 
Die Vorgaben der Konvention sind für alle von 
geschlechtsspezifischer Gewalt Betroffenen zu 
gewährleisten, die sich in Deutschland aufhalten, 
unabhängig von Nationalität, Herkunft und Aufent-
haltsstatus. Dies ist derzeit in Deutschland für den 
Zugang zu Beratungs- und Unterstützungsangebo-
ten72 oder den Zugang zu Gesundheitsversorgung 
bei Gewalt73 nur eingeschränkt gewährleistet. 
Auch muss in den Blick genommen werden, 
inwieweit bestehende rechtliche Regelungen zum 
Gewaltschutz in vulnerablen Lebenssituationen, 
wie zum Beispiel bei Unterbringung in Flüchtlings-
unterkünften, greifen und wie Ausländerrecht und 
Gewaltschutz harmonisiert werden können, um 
die Umsetzung der Konvention für alle Gruppen 
sicherzustellen. 
Dies macht eine umfassende Bewertung der Situ-
ation betroffener Migrantinnen anhand der Vorga-
ben aus der Konvention erforderlich. Es erfordert 
auch Datenerhebung und Forschung, die es bisher 
nicht gibt. An dieser Stelle können daher nur ein-
zelne Punkte herausgegriffen werden. 
4.2.1 Gesetzliche Regelung für 
Gewaltschutzkonzepte 
Die Lebenssituation von Frauen in Flüchtlingsun-
terkünften ist stark geprägt durch die Größe, Lage 
und Ausstattung der jeweiligen Einrichtung sowie 
die asyl- und ausländerrechtlichen Beschränkun-
gen ihrer Bewegungsfreiheit durch Residenzpflicht 
und Wohnsitzauflage. Untätigkeit und Isolation 
führen zu einer angespannten Situation. Frauen 
haben in den Unterkünften wenig Schutz- oder 
Rückzugsräume. Frauenspezifische soziale Netz-
werke haben sie häufig durch die Flucht verloren. 
Familienzusammenhänge und Partnerschaften 
sind in diesem Kontext stark belastet. Diese Bedin-
gungen tragen dazu bei, dass Frauen geschlechts-
spezifische Gewalt durch Partner, Mitbewohner, 
Wachschutz oder anderes Personal erfahren. 
Sie verschärfen sich da, wo Schutzsuchende aus 
sicheren Herkunftsländern oder mit geringer Blei-
beperspektive aufgrund von Bundes- oder Landes-
recht bis zu ihrer Ausreise oder bis zu 24 Monaten 
in Erstaufnahmereinrichtungen wohnen müssen.
Bereits 2015 wurden die Missstände in Flücht-
lingsunterkünften im Rahmen von Fachveranstal-
tungen oder Kleinen Anfragen an die Parlamente 
zunehmend thematisiert. Dies führte zu einer 
Vielzahl verschiedener Konzepte auf den Ebe-
nen des Bundes, der Länder (etwa Brandenburg, 
Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Hamburg) und der Kommunen. Verschiedene 
Elemente dieser Konzepte entsprechen der 
Interpretation des Begriffs „geschlechtersensible 
Aufnahmeverfahren“ in Artikel 60 Absatz 3 der 
Konvention. So sind in der Konvention zum Bei-
spiel Schutzmaßnahmen in Bezug auf den sani-
tären Bereich, die Zimmer sowie die Beleuchtung 
vorgesehen und verpflichtende Fortbildungen des 
Personals zu geschlechtsspezifischer Gewalt und 
72 Hellferich / Kavemann / Rixen (2012), S. 323.
73 Siehe hierzu unter 4.2.4.
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zur Erarbeitung formalisierter Ablaufpläne in Fällen 
von Gewalt.74
Überwiegend haben die Konzepte in Deutschland 
aber bisher lediglich Empfehlungscharakter. Nur 
in einzelnen Bundesländern, wie zum Beispiel 
Berlin, ist die Vorlage eines Gewaltschutzkonzep-
tes Bestandteil des Vertrages zwischen dem Land 
und dem Betreiber der Unterkunft75 und damit 
verpflichtend. Der Vorstoß des Bundestages in 
der letzten Legislaturperiode, über eine Ände-
rung in §§ 44 und 53 AsylG eine entsprechende 
Verpflichtung zu implementieren,76 ist nach 
Verzögerungen des Verfahrens im Bundesrat 
dem Diskontinuitätsprinzip zum Opfer gefallen. 
Der Regierungsentwurf war an dieser Stelle 
ein erster guter Schritt, blieb aber hinter einer 
ebenfalls vorgesehenen Schutzregelung für die 
Gruppe der Kinder zurück. In demselben Geset-
zespaket wurde eine Verpflichtung zur Vorlage 
eines Gewaltschutzkonzeptes für träger von 
Einrichtungen vorgelegt, in denen Kinder betreut 
oder untergebracht werden, der zusätzlich noch 
Vorgaben in Bezug auf Beteiligung und Beschwer-
demöglichkeiten vorsah.77 
4.2.2 Harmonisierung von 
Gewaltschutz und Ausländerrecht
Gemäß Artikel 52, 53 müssen für alle von 
geschlechtsspezifischer Gewalt Betroffenen kurz- 
und längerfristige Schutzanordnungen zugänglich 
gemacht werden. Die Konvention sieht hierfür 
die trennung von täter und Opfer vor; der Schutz 
der Betroffenen ist handlungsleitend. Unabhän-
gig davon, wie oder in welchem Rechtsgebiet 
diese Maßnahmen verankert sind, sind sie an 
den Anforderungen der Konvention zu messen: 
Sie müssen kurzfristig und mit sofortiger Wir-
kung Schutz bieten, unabhängig von anderen 
rechtlichen Verfahren beantragt werden können 
sowie für einen bestimmten Zeitraum und ohne 
unangemessen hohen administrativen und finan-
ziellen Aufwand zur Verfügung stehen.78 Diese 
Vorgaben sind in Deutschland durch die polizeili-
che Befugnis der Wegweisung79 und das Gewalt-
schutzgesetz grundsätzlich umgesetzt. Im Fall 
von Frauen, die ausländerrechtlichen Beschrän-
kungen ihrer Bewegungsfreiheit unterliegen, sind 
für eine vollständige Umsetzung zusätzliche Maß-
nahmen der Harmonisierung von Ausländerrecht 
und Gewaltschutz erforderlich.
Die meisten Frauen, die Gewalt erfahren und 
nicht Flüchtlingsunterkünften zugewiesen sind, 
können sich entscheiden, ob sie die Polizei 
einschalten, rechtliche Maßnahmen des Gewalt-
schutzgesetzes in Anspruch nehmen oder der 
Gewalt ausweichen wollen. Letzteres können sie 
tun, indem sie ihre Wohnung, ihre Stadt oder 
das Bundesland verlassen, vorübergehend bei 
Freund_innen oder Bekannten unterkommen 
oder in einem Frauenhaus Schutz suchen. Dem-
gegenüber sind geflüchtete Frauen und Mädchen, 
die in den Unterkünften leben müssen, in einer 
grundlegend anderen Situation. Diese ist maß-
geblich vom Aufenthalts- und Asylgesetz geprägt, 
das ihre Handlungsoptionen bei Gewalt deutlich 
beschränkt. Geflüchtete Frauen unterliegen so 
lange der Residenzpflicht, wie sie verpflichtet 
sind, in der Erstaufnahmeeinrichtung zu woh-
nen. Das wiederum hängt von ihrer Herkunft 
und damit ihrer Bleibeperspektive ab. Unter 
anderem Flüchtlinge aus den für sicher erklärten 
Herkunftsstaaten sind über die regulären sechs 
Wochen bis sechs Monate80 hinaus verpflich-
tet, bis zur Entscheidung des BAMF über ihren 
Asylantrag und bei Ablehnung bis zur Ausreise 
dort zu bleiben. § 47 Absatz 1b AsylG räumt den 
Ländern seit 2017 die Regelungsmöglichkeit ein, 
die Dauer unter bestimmten Voraussetzungen auf 
insgesamt 24 Monate zu verlängern. Die Frauen 
dürfen für die Dauer der Wohnverpflichtung das 
74 Europarat (2011), Erläuternder Bericht, Ziff. 314.
75 Landesamt für Flüchtlingsangelegenheiten (2017): Anhang I zu Anlage 1, III.3.
76 Die Änderungen im Asylgesetz waren in dem Gesetzentwurf der Bundesregierung über ein Gesetz zur Stärkung von Kindern und Jugendli-
chen (Kinder- und Jugendstärkungsgesetz – KJSG) integriert.
77 Entwurf für eine Änderungen des § 45 Abs. 3 SGB VIII im KJSG.
78 Europarat (2011), Erläuternder Bericht, Ziff. 270.
79 Je nach Landespolizeigesetz bestehen für die Eingriffsnorm unterschiedliche Bezeichnungen wie Wegweisung, Wohnungsverweisung etc.
80 § 47 Abs. 1a AsylG.
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ihnen zugewiesene Gebiet in der Regel nicht 
einmal vorübergehend ohne Erlaubnis der Aus-
länderbehörde verlassen. Der Verstoß gegen die 
Residenzpflicht kann mit einem Bußgeld belegt 
werden. Mit Umverteilung auf die Kommunen 
werden Asylsuchende und Geduldete häufig ver-
pflichtet, in einer bestimmten Gemeinschaftsun-
terkunft zu leben. Müssen sie das nicht, erhalten 
sie in der Regel eine Wohnsitzauflage, die sie 
verpflichtet, an einem bestimmten Ort zu woh-
nen. Mit dem Integrationsgesetz hat der Gesetz-
geber darüber hinaus 2016 eine neue Regelung 
zur Zuweisung eines Wohnsitzes auch für bereits 
anerkannte Schutzsuchende eingeführt (§ 12a 
AufenthG). Zwar haben auch sie grundsätzlich 
Anspruch auf die polizei- und zivilrechtlichen 
Schutzmaßnahmen. Solange sie aber in Unter-
künften leben, braucht es zum einen zusätzlich 
kurzfristige behördliche Umverteilungsmöglich-
keiten. Zum anderen sind auch bei polizeilicher 
Wegweisung des täters aus der Unterkunft oder 
einer Wohnungszuweisung im Eilverfahren nach 
dem Gewaltschutzgesetz flankierende Maßnah-
men der Behörden nötig: beispielsweise um täter 
oder Betroffene kurzfristig aus der Wohnver-
pflichtung zu entlassen, eine Verlassenserlaubnis 
zu erteilen, eine neue Unterkunft zuzuweisen 
oder Wohnsitzauflagen von Betroffenen, die in 
ein Frauenhaus geflohen sind, umzuschreiben. 
Das Gesetz sieht hierfür Möglichkeiten in Form 
von Ausnahmeregelungen zu den Vorschriften 
über Residenzpflicht und Wohnverpflichtung 
vor.81 Geschlechtsspezifische Gewalt ist dort aber 
nicht als Ausnahmetatbestand festgeschrieben 
und bisher nur punktuell in Erlassen oder Ver-
ordnungen auf Länderebene ermessensleitend 
berücksichtigt.82 Dementsprechend ist in der 
Praxis nicht gewährleistet, dass die Ausländer-
behörden und das BAMF bei geschlechtsspezifi-
scher Gewalt in Erstaufnahmeeinrichtungen und 
Gemeinschaftsunterkünften schnell rechtssi-
chere Entscheidungen treffen können. 
4.2.3 Geschlechtssensible 
Asylverfahren
Soweit ersichtlich, gibt es derzeit kein öffentlich 
zugängliches, aufbereitetes Wissen darüber, inwie-
weit der Staat seiner Verpflichtung nachkommt, 
geschlechtssensible Asylverfahren zu gewähr-
leisten. Dies umfasst die rechtliche Anerkennung 
geschlechtsspezifischer Gewalt als Verfolgungs-
grund im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention, 
geschlechtersensible Auslegung aller Gründe in 
der Konvention sowie die Durchführung geschlech-
tersensibler Verfahren, Artikel 60 Absatz 1–3. Die 
Vorgaben sind im deutschen Recht über § 3, 4 
Asylgesetz und § 60 AufenthG, durch gesetzliche 
Regelungen zum Verfahren (Recht auf Beistand 
und eigene Sprachmittler) sowie durch die Orga-
nisation des Verwaltungsverfahrens zumindest in 
der theorie weitestgehend umgesetzt. Das BAMF 
sieht in Fällen von Gewalt die Befragung durch 
geschulte Sonderbeauftrage für geschlechtsspe-
zifische Verfolgung vor, die anhand eines nach 
Modulen des Europäischen Unterstützungsbüros 
für Asylfragen (EASO) ausgerichteten Curriculums 
geschult werden.83 Gemäß der Dienstanweisung 
„Geschlechtsspezifische Verfolgung“ sollen 
Betroffene von einer Frau angehört und ihnen soll 
eine Sprachmittler_in gestellt werden.84 Weitere 
Dienstanweisungen enthalten Handlungsleitlinien 
zur Vorgehensweise bei bestimmten Gewalttaten 
wie Genitalverstümmelung oder Menschenhandel. 
Jenseits dieser Rechts- und Erlasslage gibt es aus 
der Praxis Hinweise darauf, dass es diesbezüglich 
zum teil an Sensibilisierung fehlt.85
Die Asylstatistiken lassen keine Rückschlüsse auf 
eine konventionskonforme Praxis zu. Sie erfassen 
derzeit nur Angaben zu geschlechtsspezifischer 
Verfolgung als Schutzgrund im Kontext der Flücht-
lingsanerkennung. Inwieweit es sich dabei um 
Gewalt gegen Frauen als eine Art der geschlechts-
spezifischen Verfolgung oder die Verfolgung von 
LBtIQ handelt, wird nicht ausgewiesen.86 Das 
81 § 49 Abs. 2 AsylG, § 50 Abs. 4 AsylG, 57 Abs. 1 AsylG.
82 Nordrhein-Westfalen (1997): II 4.2.3.
83 Deutscher Bundestag (2017a), Antwort auf die Fragen 3, 4.
84 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (2017), Sonderbeauftragte unter 3.
85 Amnesty International Sektion der Bundesrepublik Deutschland e. V ./ Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e. V. / Bundesweite Arbeitsge-
meinschaft Psychosozialer Zentren / für Flüchtlinge und Folteropfer e. V. und andere Organisationen (Hg.) (2017), 24, 29.
86 Deutscher Bundestag (2017b), S. 11, 12.
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bedeutet zum einen, es gibt für den Bereich der 
Flüchtlingsanerkennung unter dem Oberbegriff 
der geschlechtsspezifischen Verfolgung allenfalls 
einen Näherungswert für den Anteil geschlechts-
spezifischer Gewalt gegen Frauen. Dazu kommt, 
dass keine Daten darüber veröffentlicht werden, 
wie hoch der Anteil der Anerkennung geschlechts-
spezifischer Verfolgung als Schutzgrund im 
Bereich von Asyl und – in der Praxis bedeutsa-
mer – im Bereich des subsidiären Schutzes im 
Verfahren vor dem BAMF ist. Nicht bekannt ist 
auch, in wie vielen Fällen im Rechtsmittelverfahren 
festgestellt wurde, dass geschlechtsspezifische 
Gewalt im Verwaltungsverfahren zu Unrecht nicht 
festgestellt wurde. Zum anderen sagt allein die 
Zahl der Anerkennungen nur wenig aus. Solange 
nicht zumindest auch eine Bezugsgröße erfasst 
wird, die das Verhältnis von Antrag auf Schutz 
aufgrund von geschlechtsspezifischer Verfolgung 
und dementsprechender Anerkennung verdeut-
licht, lassen sich keine Aussagen darüber treffen, 
inwieweit die Vorgaben der Konvention in der 
Praxis umgesetzt sind.
4.2.4 Zugang zu medizinischer 
Versorgung 
Artikel 20 Absatz 2 sieht vor, dass alle von 
geschlechtsspezifischer Gewalt Betroffenen 
Zugang zu Gesundheitsdienstleistungen haben, 
unabhängig von ihrer Herkunft und ihrem Auf-
enthaltsstatus. Nach den Erfahrungen der Initi-
ativen, die in der medizinischen Versorgung von 
Menschen ohne Papiere tätig sind, ist dies nicht 
nur problematisch für Migrantinnen ohne Aufent-
haltstitel oder Duldung: Die Sorge vor Ausweisung 
aufgrund bestehender Übermittlungspflichten der 
Sozialbehörden an die Ausländerbehörden, aber 
auch andere Hürden, wie Nachweispflichten im 
Rahmen sogenannter Bedürftigkeitsprüfungen, 
führen dazu, dass diese ihren Leistungsanspruch 
aus dem AsylbLG häufig nicht wahrnehmen (kön-
nen). Zunehmend fragen auch EU-Bürgerinnen, die 
zwar aufgrund der EU-Freizügigkeitsberechtigung 
keine aufenthaltsrechtlichen Probleme befürchten, 
aber zum teil keinen Krankenversicherungsschutz 
nachweisen können, die Leistungen der Initiativen 
nach. Mit steigenden Flüchtlingszahlen kom-
men mehr Asylsuchende, die in den ersten 15 
Monaten ihres Aufenthalts der Versorgung nach 
dem AsylbLG unterliegen, die im Regelfall auf die 
Versorgung akuter Erkrankungen und Schmerzzu-
stände sowie bei Schwangerschaft beschränkt87 
ist.88 
Diese rechtlichen und faktischen Zugangsbe-
schränkungen zur Gesundheitsversorgung führen 
dazu, dass Menschen gar nicht, zu spät oder nur 
im äußersten Notfall Hilfe in Anspruch nehmen. 
Sofern sie Kenntnis davon haben und Zugang dazu 
erlangen, können sie sich in zivilgesellschaftlich 
organisierten Alternativstrukturen89 versorgen 
lassen, die überwiegend ehrenamtlich arbeiten 
und keinen Ersatz für das staatliche Gesundheits-
system bieten können. 
In Bezug auf Frauen werden diese Beschränkungen 
des Rechts auf Gesundheit bisher überwiegend 
unter dem Aspekt der medizinischen Versorgung 
während und nach der Schwangerschaft proble-
matisiert. Dies betrifft auch Frauen, die infolge 
sexueller Gewalt schwanger werden. Darüber 
hinaus werden die Beschränkungen aber auch da 
relevant, wo bestimmte Gruppen von Migrantinnen 
aufgrund geschlechtsspezifischer Gewalt behand-
lungsbedürftige Verletzungen erleiden. Artikel 20 
der Konvention erneuert damit aus der Perspek-
tive betroffener Frauen die Verpflichtung, die auch 
bereits aus dem Sozialpakt oder aus CEDAW resul-
tiert, eine zugängliche medizinische Versorgung 
unabhängig von Herkunft oder Aufenthaltsstatus 
zu gewährleisten. 
4.2.5 Rechtliche Härtefallregelungen  
Für Migrant_innen ist es unter bestimmten 
Voraussetzungen rechtlich besonders schwierig, 
sich von einem gewalttätigen Partner zu trennen 
oder Schutz vor Gewalt zu suchen. Wenn sie ihren 
Aufenthaltsstatus aufgrund einer Eheschließung, 
im Rahmen von Familiennachzug oder Familien-
asyl erhalten haben, ist dessen Fortbestand häufig 
87 § 1 Abs. 1 Nr. 5 i. V. m. §§ 1a und 4 AsylbLG.
88 Siehe dazu im Detail Bundesarbeitsgruppe Gesundheit/Illegalität (2017), S. 4, 10.
89 Siehe zum Beispiel hier: http://medibueros.m-bient.com/startseite.html.
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an die Ehe oder Lebenspartnerschaft gekoppelt. 
Sie riskieren den Verlust ihres Status, wenn sie 
sich aus der gewalttätigen Beziehung lösen. Aus 
diesem Grund verpflichtet Artikel 59 Absatz 1 der 
Konvention die Staaten, zu gewährleisten, dass 
von geschlechtsspezifischer Gewalt Betroffene 
im Fall der Auflösung von Ehe oder Partnerschaft 
einen eigenständigen Aufenthaltstitel erhalten. 
Diese Verpflichtung ist im deutschen Recht 
weitestgehend durch § 31 Abs. 2 AufenthG umge-
setzt, der ein solches Recht zur Vermeidung einer 
besonderen Härte normiert. Häusliche Gewalt wird 
als Fall der besonderen Härte explizit im Gesetz 
benannt. 
Dieser Anspruch auf eine eigenständige Auf-
enthaltserlaubnis ist im deutschen Recht aber 
dann ausgeschlossen, wenn für die sogenannten 
Stammberechtigten (im vorliegenden Kontext: 
gewalttätige (Ehe)Partner_innen) die Verlängerung 
der Aufenthaltserlaubnis ausgeschlossen ist. Dies 
liegt vor in Fällen eines temporären Aufenthalts-
rechts, wie zum Beispiel die grundsätzlich auf vier 
Jahre befristete Arbeitsaufenthaltserlaubnis als 
Spezialitätenkoch.90 Dasselbe gilt für die Ehefrau 
eines Studenten, da für ihn jegliche Verfestigung 
ausgeschlossen ist. Eine eigenständige Aufent-
haltserlaubnis wird auch dann versagt, wenn 
der titel des Stammberechtigten aufgrund eines 
Ausweisungsinteresses nicht verlängert wird. 
Letzteres gilt nicht, wenn dem Stammberechtigten 
die Ausweisung aufgrund der häuslichen Gewalt 
droht.91 
Es fehlt also der aufenthaltsrechtliche Schutz im 
Sinne des Artikels 59 Absatz 1 für die Situation, 
in der der titel grundsätzlich zeitlich begrenzt 
ist oder der gewalttätige Partner wegen anderer 
Delikte als häuslicher Gewalt ausgewiesen werden 
soll. In Bezug auf die Situation der Ausweisung 
vertritt die Bundesregierung ohne weitere Begrün-
dung die Auffassung, dass sich die Verpflichtung 
aus Artikel 59 nur auf die Situation bezieht, in der 
der Stammberechtigte aufgrund der häuslichen 
Gewalt ausreisepflichtig ist.92 Dies ist aber weder 
aus Gründen des Wortlautes, des Sinnzusam-
menhanges noch mit Blick auf den Schutzzweck 
der Norm tragfähig. Der Zweck der Norm ist der 
Schutz vor weiterer Gewalt, der dadurch gewähr-
leistet werden soll, dass die Betroffenen nicht 
mit dem Stammberechtigten ausgewiesen wer-
den und dann in ihrem Herkunftsland weiter der 
Gewalt ausgesetzt sind. Dafür ist es unerheblich, 
ob der Ehemann wegen der häuslichen Gewalt 
oder anderer Delikte gegen Dritte ausreisepflich-
tig wird.
Eine ähnliche Situation besteht auch für Angehö-
rige von Drittstaaten, die mit EU-Bürger_innen in 
Deutschland verheiratet sind. Sie erwerben nach 
§ 3 Abs. 5 Nr. 3 Freizügigkeitsgesetz/EU zwar ein 
eigenständiges Bleiberecht bei Scheidung, Auf-
hebung der Ehe oder der Lebenspartnerschaft, 
unter anderem zur Vermeidung einer besonderen 
Härte. Dies gilt aber nur dann, wenn sie die für 
Unionsbürger geltenden Voraussetzungen des § 2 
Abs. 2 Nr. 1 bis 3 oder Nr. 5e erfüllen, wonach 
sie als Arbeitnehmer_in oder Selbstständige tätig 
sein müssen oder krankenversichert sind und über 
ausreichende Existenzmittel verfügen.
Die hier vertretene Bewertung ändert sich auch 
nicht aufgrund von Artikel 59 Abs. 1, S. 2, der den 
Vertragsstaaten ermöglicht, die Bedingungen für 
die Bewilligung und die Dauer des eigenständi-
gen Aufenthaltstitels nach dem nationalen Recht 
festzulegen. Den Begriff der Bedingungen bezieht 
der erläuternde Bericht auf Umstände, die damit 
zusammenhängen, wie der Anspruch umgesetzt 
wird (Zuständigkeiten für die Entscheidungen, 
Nachweisanforderungen für die Gewalt), nicht aber 
auf Personengruppen, die unter den Schutzbereich 
des Artikels 59 fallen.93
Auch für Flüchtlingsfrauen, die Familienasyl 
nach § 26 AsylG erhalten und häusliche Gewalt 
erfahren, fehlt eine entsprechende Härtefallrege-
lung im deutschen Recht. Ihr Aufenthaltstitel ist 
90 Bundesministerium des Innern (2009), Nr. 31.1.1.
91 Ebd., Nr. 31.2.1.2.
92 Bundesregierung (2017), S. 105.
93 Europarat (2011), Erläuternder Bericht, Ziff. 303.
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akzessorisch, also abhängig von dem titel ihres 
Partners. Im Falle einer Scheidung droht ihnen 
der Widerruf des titels nach § 73 Absatz 1 Satz 1 
AsylG, denn die Voraussetzungen für das Famili-
enasyl – Bestehen der Ehe mit dem Asylberechtig-
ten – liegen nicht mehr vor.94 
Sie fallen auch nicht unter die Härtefallklausel des 
§ 31 Abs. 2 AufenthG. Hierfür ist Voraussetzung 
ein titel nach den Vorschriften des 6. Abschnitts 
in Kapitel 2 des Aufenthaltsgesetzes zum Zweck 
des Ehegattennachzugs. Eine Aufenthaltsberechti-
gung aus humanitären Gründen wie das Familiena-
syl erfüllt diese Voraussetzung nicht.95 Betroffene 
verlieren damit ihren titel, es sei denn, sie können 
sich auf andere Aufenthaltsrechte stützen.
Dieselbe Situation liegt vor, wenn die Anerkennung 
der Asylberechtigung oder des Flüchtlingsstatus 
des gewalttätigen Partners widerrufen wird. Dann 
kommt es auch zu einem Widerruf des titels 
des Familienasylberechtigten nach § 73 Abs. 2b 
AsylG. Vorher muss die Behörde prüfen, ob die 
Voraussetzungen für den subsidiären Schutz oder 
die Voraussetzungen des § 60 Abs. 5 oder 7 des 
Aufenthaltsgesetzes vorliegen (§ 73 Abs. 3).
Noch unklar ist, inwieweit die Flüchtlingsfrauen 
unter Artikel 59 der Konvention fallen. Hier bleibt 
die Auslegungspraxis des Expert_innenausschus-
ses abzuwarten. Zwar spricht die Konvention in 
Artikel 59 von dem Oberbegriff des „residence 
status“, der begrifflich zunächst auch die Aufent-
haltsgestattung oder das Familienasyl umfasst. 
Die Konvention unterteilt aber Artikel 59 und 60 in 
Migration und Asyl und dementsprechend spricht 
der erläuternde Bericht unter Artikel 59 von 
„migrants“ und unter Artikel 60 von „asylum-see-
kers“. Ansonsten beschreibt er unter Artikel 59 
Absatz 1 und 2 die rechtliche Konstellation des 
Familiennachzugs nach den §§ 27 ff. AufenthG. 31. 
Die Auslegungspraxis des Ausschusses ist an die-
sem Punkt noch nicht weit entwickelt. In seinem 
Bericht zu Österreich zieht GREVIO, ohne zwischen 
Migration und Asyl zu trennen, unter Artikel 59 alle 
bestehenden Aufenthaltsregelungen mit Ausnah-
men für Härtefälle zur Bewertung des Umset-
zungsstandes von Artikel 59 heran.96
4.2.6 Rücknahme der Vorbehalte
Die Bundesregierung hat bereits bei Zeichnung 
der Konvention 2012 von Artikel 78 Gebrauch 
gemacht und Artikel 59 mit zwei Vorbehalten 
belegt. Damit schließt sie die Rechtswirkung von 
Artikel 59 Absatz 2 und 3 für sich aus (siehe dazu 
4.2.1). 
Vorbehalt gegen umfassenden Ausweisungs-
schutz in Fällen von Gewalt
Artikel 59 Absatz 2 verpflichtet die Staaten, 
sicherzustellen, dass in Fällen von geschlechts-
spezifischer Gewalt Ausweisungsverfahren von 
Betroffenen ausgesetzt werden, wenn deren 
Status von dem der (Ehe-)Partner_innen abhängt 
und diese ausgewiesen werden. Hierüber sollen 
Betroffene zeitlich in die Lage versetzt wer-
den, einen eigenständigen titel zu beantragen. 
Der Wortlaut der Konvention begründet keine 
Verpflichtung, einen neuen Aufenthaltstitel zu 
schaffen, der erläuternde Bericht ist uneindeutig, 
bestätigt aber letztlich diese Auslegung explizit.97 
Nach dieser Lesart ist Absatz 2 als Verpflichtung 
zu verstehen, das Recht auf einen eigenständigen 
titel aus Absatz 1 verfahrenstechnisch abzu-
sichern. Es muss also gewährleistet sein, dass 
Frauen nicht mit ihrem gewalttätigen Partner 
abgeschoben werden, ohne ihre Aufenthaltsrechte 
vorher prüfen zu können.
Vorbehalt gegen den Aufenthaltstitel bei 
Zeugenaussage
Frauen ohne rechtmäßigen Aufenthaltsstatus und 
ohne Duldung, die Gewalt erfahren, wenden sich 
häufig nicht an die Strafverfolgungsbehörden, 
um dort Schutz zu suchen oder Strafverfolgung 
zu initiieren.98 Zwar haben sie wie alle Menschen 
94 VG Hamburg, Urteil vom 23. Juli 2015, Aktenzeichen 16 A 2725/14, Rn. 19; VG Ansbach, Urteil vom 15. Oktober 2001, Aktenzeichen AN 
18 K 00.31668, Rn. 19; BVerwG, Urteil vom 25. Juli 1991, Aktenzeichen 9 C 48/91, Rn. 12.
95 OVG Hamburg, Beschluss vom 09.02.2012, Aktenzeichen 3 Bs 126/10, 3 So 93/10, Rn. 11.
96 Europarat (2017b), Ziff. 190–195.
97 Europarat (2011), Erläuternder Bericht, Ziff. 306, letzter Satz.
98 Picum (2012), S. 15; Europarat (2011), Erläuternder Bericht, Ziff. 301.
ANSÄtZE FÜR DIE WEItERE UMSEtZUNG DER KONVENtION 37
ein Recht auf Schutz vor Gewalt, in der Praxis 
stehen der Inanspruchnahme dieses Rechts aber 
häufig Übermittlungspflichten staatlicher Stellen 
entgegen (zum Beispiel § 87 II AufenthG). Erlangen 
Strafverfolgungsbehörden oder die Strafgerichte 
im Rahmen ihrer tätigkeit Kenntnis von dem 
irregulären Aufenthalt, dann sind sie verpflich-
tet, diese Information an die Ausländerbehörde 
weiterzuleiten. 
Der Vorbehalt zu Artikel 59 Absatz 3 umgeht die 
Verpflichtung aus der Konvention, für ausreise-
pflichtige Betroffene von geschlechtsspezifischer 
Gewalt eine verlängerbare Aufenthaltserlaubnis für 
den Fall einzuführen, dass der Aufenthalt auf-
grund der persönlichen Situation der Betroffenen 
in Deutschland nötig oder der Aufenthalt für die 
Mitwirkung in Ermittlungs- beziehungsweise Straf-
verfahren gegen die täterinnen und täter erfor-
derlich ist. Bisher ist im Aufenthaltsrecht für diese 
Situation anstelle der Aufenthaltserlaubnis nur eine 
verlängerbare Duldung für jeweils maximal sechs 
Monate vorgesehen. Die Duldung stellt keinen 
rechtmäßigen Aufenthaltstitel dar. Sie bezeichnet 
die vorübergehende Aussetzung der Abschiebung 
mit den bekannten Folgen, wie dem beschränkten 
Zugang zum Arbeitsmarkt, der Residenzpflicht 
und der Unterbringung in Sammelunterkünften. 
Der Vorbehalt zu Absatz 3 ist erstaunlich, da das 
deutsche Recht, entgegen den Ausführungen in der 
Denkschrift der Bundesregierung zur Umsetzung 
der Konvention, eine entsprechende Regelung für 
Fälle von Menschenhandel und Arbeitsausbeu-
tung bereits enthält. Gemäß § 25 Abs. 4a und 4b 
AufenthG können Betroffene für die Dauer des 
Strafverfahrens eine Aufenthaltserlaubnis bekom-
men. Die Istanbul-Konvention lehnt sich in der 
Formulierung explizit an die EU- und menschen-
rechtlichen Vorgaben zur Aufenthaltsgewährung 
bei Menschenhandel99 an. Zwar könnten die relativ 
geringe Anzahl von Fällen, die Schwere des Deliktes 
sowie die hohe Strafandrohung eine Sonderstellung 
des Menschenhandels begründen und erklären, 
warum die Bundesregierung mit dem Vorbehalt eine 
Ausweitung dieses Aufenthaltstitels auf Opfer-
zeug_innen in Fällen häuslicher Gewalt ablehnt. 
Dieses Argument ist aber spätestens 2015 mit 
der Einführung von § 25 Abs. 4b AufenthG hinfällig 
geworden. Migrant_innen, die ohne die erforder-
liche Aufenthalts- und/oder Arbeitserlaubnis zu 
schlechten Arbeitsbedingungen beschäftigt werden, 
erhalten hierüber dieselbe rechtliche Möglichkeit 
zum Aufenthalt wie Opfer von Menschenhandel. Die 
Delikte nach § 10 Schwarzarbeitsbekämpfungsge-
setz und § 15a Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 
werden mit deutlich leichteren Sanktionen als 
Menschenhandel geahndet, vergleichbar etwa der 
Körperverletzung mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder Geldstrafe. Die Fallzahlen sind hoch, 
sodass die Bekämpfung von Arbeitsausbeutung, 
etwa in der Fleischindustrie, ein erklärtes Ziel der 
letzten Bundesregierung war. 
Vor diesem Hintergrund bleibt unklar, warum von 
geschlechtsspezifischer Gewalt Betroffenen nicht 
dasselbe Recht zugestanden werden sollte. 
4.2.7 Empfehlungen
Verpflichtende Regelung für Gewaltschutz-
konzepte (4.2.1)
Das Deutsche Institut für Menschenrechte emp-
fiehlt zur weiteren Umsetzung von Artikel 60 
Absatz 3 (geschlechtssensible Aufnahmeverfah-
ren) der Konvention die Änderung der §§ 44 und 
53 Asylgesetz. Zum Schutz und zur Sicherung der 
Rechte von Betroffenen in Fällen von geschlechts-
spezifischer Gewalt in Erstaufnahmeeinrichtungen 
und Gemeinschaftsunterkünften sollten die träger 
von Unterkünften zur Vorlage von Gewaltschutz-
konzepten verpflichtet werden. Eine gesetzliche 
Regelung sollte folgende Elemente enthalten:
– Entwicklung und Implementierung des Konzep-
tes durch träger
– Regelmäßige Überprüfung durch die 
Aufsichtsbehörde
– Beteiligung von Bewohner_innen an der 
Entwicklung 
– Möglichkeit der Beschwerde in Fällen 
geschlechtsspezifischer Gewalt
99 Ebd., Ziff. 307.
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Ein alternativer Weg ist die Implementierung 
entsprechender Vorschriften in den Lan-
desgesetzen zur Aufnahme und Unterbrin-
gung von Asylsuchenden oder in Verträgen 
zwischen Land oder Kommune und Betrei-
ber_innen von Erstaufnahmeeinrichtungen und 
Gemeinschaftsunterkünften
Harmonisierung von Gewaltschutz und 
 Ausländerrecht (4.2.2)
Zur weiteren Umsetzung von Artikel 52, 53 
(Eilschutzanordnungen, Kontakt- und Näherungs-
verbote) der Konvention empfiehlt das Deutsche 
Institut für Menschenrechte, sicherzustellen, 
dass in Fällen geschlechtsspezifischer Gewalt 
in Flüchtlingsunterkünften täter und Betroffene 
schnell, niedrigschwellig und ohne hohen admi-
nistrativen Aufwand für die Betroffenen voneinan-
der getrennt und Betroffene sicher untergebracht 
werden. Hierzu bieten sich folgende Maßnahmen 
an:
– Die zuständigen Landesministerien imple-
mentieren handlungsleitende Vorgaben in den 
jeweiligen Aufnahmegesetzen und in den für 
die Unterbringung relevanten Erlassen oder 
Verordnungen, um zu gewährleisten, dass 
Behörden schnell rechtssichere Entscheidun-
gen treffen können. Folgende Formulierungen 
sind denkbar: „Die Zustimmung zu einem 
Wohnortwechsel des täters oder der Betrof-
fenen ist in diesen Fällen zu erteilen. Bei der 
Prüfung der Voraussetzungen ist sprachlichen, 
kulturell bedingten oder psychischen Prob-
lemen der betroffenen Person Rechnung zu 
tragen. Solche Probleme können zu Schwierig-
keiten bei der Darstellung der Gewalt führen. 
Insofern genügt es, wenn die Gewalt durch die 
betroffene Person oder spezialisierte Bera-
tungsstellen plausibel dargestellt wird. Sind 
Maßnahmen nach dem Gewaltschutzgesetz 
wie die Wohnungszuweisung sowie Kontakt- 
und Näherungsverbote angeordnet oder ist 
eine polizeiliche Wegweisung erfolgt, ist die 
Zustimmung zu erteilen.“
– Das BAMF sensibilisiert seine Außenstellen: 
Geschlechtsspezifische Gewalt ist ein zwingen-
der Grund für die Erlaubnis nach § 57 AsylG, 
den Aufenthaltsbereich einer Aufnahmeeinrich-
tung sofort zu verlassen, um beispielsweise in 
ein Frauenhaus zu gehen. Sind die Frauen nicht 
in der Lage, vorher eine Verlassenserlaubnis 
einzuholen, darf das keine Ordnungswidrigkeit 
begründen.
– Wenn Frauen während ihres Aufenthaltes in 
Flüchtlingsunterkünften in ein Frauenhaus 
fliehen, muss sichergestellt werden, dass die 
Finanzierung des Frauenhausaufenthaltes 
gesichert ist. Dazu ist in Fällen geschlechts-
spezifischer Gewalt gegebenenfalls die Ver-
sorgung über Sachleistungen für persönliche 
Bedürfnisse auf Barleistungen umzustellen und 
den tatsächlichen Kosten in einem Frauenhaus 
anzupassen.
– Behörden sollten sicherstellen, dass Vorga-
ben für den Erlass von Hausverboten nicht die 
Schutzstandards bei geschlechtsspezifischer 
Gewalt absenken und damit Gefahr laufen, 
gegen das Diskriminierungsverbot aus Artikel 4 
Absatz 3 zu verstoßen. Werden ausnahmslos 
schriftliche Abmahnungen oder polizeiliche 
Anzeigen als Voraussetzung für Hausverbote in 
Flüchtlingsunterkünften zugrunde gelegt, führt 
das in Fällen geschlechtsspezifischer Gewalt 
dazu, dass das Hausverbot Flüchtlingsfrauen 
weniger Schutz bietet als das Gewaltschutz-
gesetz und die polizeiliche Wegweisung, die 
jeweils auf den Prämissen des sofortigen und 
effektiven Schutzes durch räumliche trennung 
von täter und Opfer basieren, auch unabhängig 
von einer Anzeige. 
Geschlechtssensible Asylverfahren (4.2.3)
Zur verbesserten Umsetzung von Artikel 60 
Absatz 3 (geschlechtssensible Asylverfahren) 
empfiehlt das Deutsche Institut für Menschen-
rechte in einem ersten Schritt die Ausweisung von 
geschlechtsspezifischer Gewalt in den Statistiken 
des BAMF. Hier wäre zunächst zu priorisieren, was 
von zentraler Bedeutung im Sinne der Konvention 
ist. Denkbar sind folgende Aspekte:
– Erhebung und Veröffentlichung aller Fälle von 
geschlechtsspezifischer Gewalt im Rahmen 
aller Entscheidungsmöglichkeiten des BAMF 
(Asyl, Flüchtlingseigenschaft, subsidiärer 
Schutz, Abschiebungsverbot)
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– Erhebung aller Fälle von geschlechtsspezifi-
scher Gewalt in der Antragstellung der Asylsu-
chenden und der Entscheidung des BAMF
– Disaggregation der Daten nach den Gewaltfor-
men, Alter, Geschlecht und, soweit möglich und 
rechtlich zulässig, Geschlechtsidentität und 
sexueller Orientierung 
Zugang zu medizinischer Versorgung (4.2.4)
Zur verbesserten Umsetzung von Artikel 20 
(Zugang zu allgemeinen Hilfsdiensten) empfiehlt 
das Deutsche Institut für Menschenrechte, von 
geschlechtsspezifischer Gewalt Betroffenen 
unabhängig von ihrer Herkunft und ihrem Aufent-
haltsstatus Zugang zur medizinischen Versorgung 
zu gewährleisten. Dies setzt Maßnahmen auf der 
Bundes- und Landesebene voraus:
– Abschaffung der Übermittlungspflicht auf Bun-
desebene, § 87 Abs. 2 AufenthG
– Fortsetzung und Verstetigung der in einigen 
Länderregionen begonnenen Praxis des anony-
men Krankenscheins 
– Entwicklung einer entsprechenden Lösung für 
EU-Bürgerinnen
Rechtliche Härtefallregelungen (4.2.5)
Zur vollständigen Umsetzung von Artikel 59 
Absatz 1 (Aufenthaltsstatus) empfiehlt das Deut-
sche Institut für Menschenrechte, 
– § 31 Abs. 2 AufenthG um einen Hinweis zu 
ergänzen, dass der in Absatz 1, Satz 2 formu-
lierte Ausschluss für Härtefälle keine Anwen-
dung findet,
– Härtefallregelungen auch für familienasylbe-
rechtigte Frauen zu erwägen.
Rücknahme der Vorbehalte (4.2.6)
Zur vollständigen Umsetzung der Konvention emp-
fiehlt das Deutsche Institut für Menschenrechte 
die Rücknahme der Vorbehalte zu Artikel 59 
Absatz 2 und 3 und die dadurch erforderlich 
werdenden Änderungen im Aufenthaltsrecht und 
Asylgesetz. 
Nimmt die Bundesregierung den Vorbehalt zu 
Absatz 2 zurück, muss gewährleistet sein, dass 
Frauen nicht mit ihrem gewalttätigen Partner 
abgeschoben werden, ohne ihre Aufenthaltsrechte 
vorher prüfen lassen zu können. Nimmt die Bun-
desregierung den Vorbehalt zu Absatz 3 zurück, 
ist von Gewalt betroffenen Frauen im Fall einer 
Zeugenaussage in einem Strafverfahren eine Auf-
enthaltserlaubnis zu gewähren. Hier bietet es sich 
an, eine Lösung zu entwickeln, die an § 25 Abs. 4a 
und 4b AufenthG angelehnt ist. 
4.3 Frauen mit 
Behinderungen
Seit den 1990er Jahren belegen Studien ein im 
Vergleich zur allgemeinen Bevölkerung erhöhtes 
Risiko von Frauen und Männern mit Behinderun-
gen, Opfer von Gewalt zu werden.100 In stationären 
Einrichtungen sind Frauen mit Behinderungen 
besonders stark von Gewalt betroffen, wie zuletzt 
eine Studie im Auftrag der Bundesregierung beleg-
te.101 2015 lebten in Deutschland circa 211.000 
Erwachsene mit Behinderungen in Wohneinrich-
tungen der Behindertenhilfe; davon 66 Prozent 
mit intellektueller und 25 Prozent mit psychosozi-
aler Beeinträchtigung; etwa 85.000 davon waren 
Frauen.102 
Die Istanbul-Konvention schützt auch Frauen 
mit Behinderungen vor Gewalt und verpflich-
tet die Vertragsstaaten ausdrücklich dazu, die 
Konvention diskriminierungsfrei auch auf diese 
Personengruppe anzuwenden (Art. 4 Abs. 3). 
Im Anschluss an und ergänzend zu Artikel 16 
der UN-BRK bietet das Inkrafttreten der Istan-
bul-Konvention in Deutschland zusätzlichen 
Anlass, bekannte Problemlagen im Bereich des 
Gewaltschutzes für Frauen mit Behinderungen 
100 Becker (1995); Klein / Wawrock / Fegert (1999); Noack / Schmid (1994).
101 Schröttle / Hornberg (2014).
102 BAGüS/con_sens (2017), S. 18–19 und 24–25.
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verstärkt anzugehen. Das betrifft unter anderem 
den barrierefreien Ausbau von Frauenhäusern 
und Beratungsangeboten103 und die Anwendbar-
keit des Gewaltschutzgesetzes in stationären 
Einrichtungen im Sinne einer wirkungsvollen 
Wegweisung der täter.104 Neben diesen Aspek-
ten des Opferschutzes werden derzeit vor allem 
Ansätze der strukturellen Prävention von Gewalt 
in stationären Einrichtungen der Behindertenhilfe 
diskutiert. Denn das Leben in Institutionen kann 
zu Abhängigkeiten und mangelnder Selbstbe-
stimmung führen, was die Wahrnehmung eigener 
Rechte, wie die Anzeigebereitschaft oder die 
Inanspruchnahme externer Schutz- und Unter-
stützungseinrichtungen, hemmt.
Artikel 16 der UN-BRK (Freiheit von Ausbeutung, 
Gewalt und Missbrauch) betont die Bedeutung 
präventiver Maßnahmen. Er verpflichtet die 
Vertragsstaaten zum Schutz vor und zur Verhin-
derung von Gewalt und Missbrauch und hält sie 
dazu an, eine oder mehrere unabhängige Stellen 
einzusetzen, die Einrichtungen für Menschen 
mit Behinderungen wirksam überwachen, um 
Gewalt zu verhindern. Auch die Istanbul-Konven-
tion enthält Vorgaben zur Prävention (Kapitel III), 
etwa indem sie die Vertragsstaaten verpflichtet, 
erforderliche gesetzgeberische und sonstige 
Maßnahmen zur Verhütung von Gewalt zu treffen 
(Artikel 12 Absatz 2). Bei der Umsetzung dieser 
Verpflichtungen der Konvention für Frauen mit 
Behinderungen kann gezielt an Ansatzpunkte aus 
dem Diskussionsbereich der UN-BRK angeschlos-
sen werden. 
Bei der Behandlung des themas Gewalt gegen 
Frauen mit Behinderungen zeigen sich seit einigen 
Jahren durchaus Bewegung und Fortschritte auf 
verschiedenen Ebenen. Der Bund hat Frauenbe-
auftragte in Werkstätten gesetzlich verankert. 
Außerdem fördert er Modellprojekte wie das 
Projekt „Bundes-Netzwerk für Frauenbeauftragte 
in Einrichtungen“ oder das Projekt „BeSt – Bera-
ten und Stärken“ zum Schutz von Mädchen und 
Jungen mit Behinderung vor sexualisierter Gewalt 
in Institutionen.105 Des Weiteren führen das Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) 
und das BMFSFJ derzeit Bund-Länder-Gespräche 
mit den Sozial- und Gleichstellungsministerien 
der Länder, um eine gemeinsame Gewaltschutz-
strategie für Menschen mit Behinderungen zu 
entwickeln.106 Auch viele Bundesländer haben sich 
des themas bereits angenommen und zumeist 
projektförmige Maßnahmen zum Gewaltschutz 
aufgesetzt (Erstellung von Leitfäden, Aufklärungs- 
und Informationskampagnen u.a.).107 Auch die 
Wohlfahrtspflege als trägerin von Einrichtungen 
der Behindertenhilfe hat die Relevanz des themas 
erkannt; in der Praxis werden mittlerweile von 
verschiedenen Verbänden Arbeitshilfen, Checklis-
ten, Standards, Empfehlungen oder Leitfäden zum 
Schutz vor (sexualisierter) Gewalt entwickelt.108 
Die Herausforderung liegt hier vor allem darin, 
diese flächendeckend und verbindlich zu imple-
mentieren. Darüber hinaus sollten sie ausreichend 
detailliert ausgestaltet und partizipativ entwickelt 
werden, indem Frauen mit Behinderungen bei 
ihrer Erstellung konsultiert und aktiv einbezogen 
werden.
Mit Blick auf die Entwicklungen der letzten Jahre 
fällt aber auf: Es fehlt nach wie vor an strukturell 
nachhaltigen Maßnahmen zum Gewaltschutz, 
wie gesetzlichen Verankerungen wirksamer 
103 Siehe dazu auch den Beschluss der Konferenz der Gleichstellungs- und Frauenministerinnen, -minister, -senatorinnen und -senatoren der 
Länder (2016), S. 28–29.
104 Zinsmeister (2009), S. 161; Positionspapier der Staatlichen Koordinierungsstelle nach Art. 33 UN-BRK (2012), S. 11–12.
105 Bundesregierung (2016), S. 84–85 sowie S. 97–104. Frauenbeauftragte werden aus dem Kreis der Bewohnerinnen gewählt, dienen im 
Sinne der Peer-Beratung als erste Anlaufstelle bei Gewalterfahrungen und vermitteln ins Hilfesystem bzw. an zuständige Ansprechperso-
nen weiter. Siehe dazu https://www.weibernetz.de/frauenbeauftragte/startseite.html sowie https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/
alle-meldungen/projektstart-des--bundes-netzwerk-fuer-frauenbeauftragte-in-einrichtungen-/111718 (abgerufen am 17.01.2018).
106 Zur Bund-Länder-AG siehe Bundesregierung (2016), S. 274–275. Ein Beschluss der 22. Konferenz der Gleichstellungs- und Frauenminis-
terinnen, -minister, -senatorinnen und -senatoren der Länder (GFMK) aus dem Jahr 2012, der ein gemeinsames Handlungskonzept der 
Länder zum Schutz von Frauen mit Behinderungen anregte, blieb bis heute ohne große Konsequenzen. Siehe Konferenz der Gleichstel-
lungs- und Frauenministerinnen, -minister, -senatorinnen und -senatoren der Länder (2012), S. 42.
107 Siehe Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hg.) (2016a).
108 Vgl. etwa Deutsches Rotes Kreuz e.V. (2012).
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Schutzvorkehrungen und anderen institutionel-
len Absicherungen. Nachfolgend werden einige 
Ansatzpunkte für solche Maßnahmen aufgeführt. 
Für eine umfassende und wirksame Strategie zum 
Schutz vor Gewalt für Frauen und Mädchen mit 
Behinderungen – wie sie der UN-Ausschuss für die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen (CRPD) 
2015 von Deutschland forderte109 – sollten diese 
berücksichtigt werden. Darüber hinaus ist es wich-
tig, dass Frauen mit Behinderungen durch Empo-
werment-Schulungen und Übungen zur Stärkung 
des Selbstbewusstseins gezielt über ihre Rechte, 
über Ansprechpersonen und Schutzmöglichkeiten 
aufgeklärt werden.
4.3.1 Gesetzliche Verpflichtungen zum 
Gewaltschutz
Derzeit gibt es überraschend wenig und nur ver-
einzelte gesetzliche Vorschriften zum Schutz von 
Frauen mit Behinderungen in stationären Wohnein-
richtungen vor Gewalt und Missbrauch. Deshalb 
ist es wichtig, gesetzliche Schutzverpflichtungen 
festzuschreiben, die sich auf die Ausgestaltung der 
Leistungen innerhalb von stationären Einrichtun-
gen auswirken.
Bundesgesetzliche Regelungen im 
 Sozialgesetzbuch
Derzeit findet sich im Sozialgesetzbuch keine 
Regelung, die zum Gewaltschutz in stationären 
Einrichtungen der Eingliederungshilfe verpflich-
tet. Als präventive Maßnahme könnte in § 10 
SGB I eine allgemeine Verpflichtung der Sozial-
leistungsträger zum Schutz von Menschen mit 
Behinderungen vor sexueller, körperlicher und 
psychischer Gewalt eingeführt werden. Des Weite-
ren ist es sinnvoll, träger der Eingliederungshilfe 
(Sozialhilfeträger) konkret dazu zu verpflichten, 
die Leistungserbringer (Einrichtungsträger) in 
vertragsrechtlichen Regelungen zum Vorhalten 
von Gewaltschutzkonzepten und Beschwerdever-
fahren zu verpflichten (eine solche Verpflichtung 
könnte beispielsweise aufgenommen werden in 
§ 75 oder § 76 SGB XII oder im Zuge des Bun-
desteilhabegesetzes in § 38, § 125 oder § 131 
SGB IX). Damit würden Gewaltschutzkonzepte zu 
einem verpflichtenden Element der schriftlichen 
Leistungsvereinbarungen mit den Leistungserbrin-
gern werden.110
Reform der „Heimgesetze“ der Bundesländer
Der rechtliche Rahmen für das stationäre 
Wohnen von pflegebedürftigen Menschen und 
erwachsenen Menschen mit Behinderungen 
wird durch die Heimgesetze der einzelnen Bun-
desländer vorgegeben. Die einzelnen Gesetze 
unterscheiden sich in der Namensgebung 
(Wohn- und teilhabegesetz, Pflege- und Betreu-
ungswohngesetz oder dergleichen), ähneln sich 
aber grundsätzlich in Aufbau und Inhalt, indem 
sie Mindestanforderungen an die Qualität der 
Betreuung und Pflege in stationären Einrich-
tungen festlegen. Dabei werden auch konkrete 
Pflichten der Leistungserbringer (Einrichtungsträ-
ger) formuliert. Ob die Einrichtungen die entspre-
chenden gesetzlichen Anforderungen einhalten, 
wird durch die zuständige Aufsichtsbehörde 
(„Heimaufsicht“) kontrolliert. 
Eine aktuelle Auswertung der Heimgesetze der 
16 Länder zeigt: In nur wenigen Bundesländern 
sind vereinzelte Vorkehrungen zum Schutz der 
Bewohnerinnen und Bewohner vor Gewalt und 
Missbrauch vorhanden. Die folgende Grafik zeigt, 
welche Verpflichtungen der Einrichtungsträger 
zum Gewaltschutz derzeit in wie vielen Ländern 
gesetzlich verankert sind.
109 UN, Committee on the Rights of Persons with Disabilities (2015), Ziff. 36.
110 Eine ähnliche bundesgesetzliche Regelung zum Gewaltschutz für Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe sah das am 29. Juni 2017 vom 
Bundestag beschlossene, jedoch aufgrund mangelnder Befassung des Bundesrates nicht in Kraft getretene Kinder- und Jugendstärkungs-
gesetz in § 45 Abs. 2 Satz 2 SGB VIII vor. Siehe Entwurf für eine Änderung des § 45 Abs. 2 SGB VIII im KJSG, https://www.bmfsfj.de/
blob/jump/115820/20170412-gesetzentwurf-sgb8-reform-data.pdf (abgerufen am 17.01.2018).
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Welche Verpflichtungen zum Gewaltschutz sind derzeit in wie vielen Bundes-
ländern im Heimgesetz verankert?
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Vergleichsweise viele Schutzvorkehrungen finden 
sich in den Heimgesetzen der Länder Bremen und 
Hessen sowie der Länder Nordrhein-Westfalen und 
Rheinland-Pfalz (jeweils fünf/vier von neun).
Im Einzelnen ist festzustellen: Lediglich in drei 
Bundesländern sind die träger von Einrichtungen 
dazu verpflichtet, Maßnahmen der Gewaltpräven-
tion zu treffen; in Hessen und Bremen gehört dazu 
ausdrücklich, ein Gewaltschutzkonzept zu entwi-
ckeln, in Hessen und Nordrhein-Westfalen, Schu-
lungen des Personals durchzuführen. In sieben 
Bundesländern sind die Einrichtungsträger dazu 
verpflichtet, im Rahmen einer Meldepflicht „beson-
dere Vorkommnisse“ der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde (Heimaufsicht) anzuzeigen. Darunter fallen 
auch solche Ereignisse, die Auswirkungen auf die 
Rechtsgüter der Bewohner_innen haben, insbe-
sondere eine Beeinträchtigung der körperlichen 
Unversehrtheit oder der persönlichen Freiheit. 
Im Bremischen Wohn- und Betreuungsgesetz 
werden ausdrücklich auch „sexuelle Übergriffe 
und Gewalttaten“ unter die Meldepflicht gefasst. 
In jeweils nur drei Landesgesetzen wird von den 
Einrichtungsträgern gefordert, Frauenbeauftragte 
einzusetzen und Konzepte zur Vermeidung frei-
heitsentziehender Maßnahmen (FEM) zu erstellen. 
Auch einer Öffnung der Wohneinrichtungen in den 
Sozialraum hinein wird in lediglich drei Bundes-
ländern unterstützt, indem als Gesetzesziel die 
teilhabe von Menschen mit Behinderungen am 
Leben in der Gemeinschaft aufgeführt wird. Stark 
111 Nicht berücksichtigt sind die Durchführungsverordnungen der Heimgesetze, wo ebenfalls Vorkehrungen zum Gewaltschutz zu finden 
sein können (etwa Personalfortbildungen zur Prävention von Gewalt in den Personalverordnungen, Vertretungsorgane für Frauen in den 
Mitwirkungsverordnungen).
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ausgeprägt sind derzeit ausschließlich Vorschriften 
zum thema Beschwerden: In zwölf von vierzehn 
Länder müssen Einrichtungsträger die Bewoh-
ner_innen auf Beratungs- und Beschwerdestellen 
hinweisen. Allerdings sind die gesetzlichen Min-
destanforderungen dabei gering – zur Umsetzung 
der Hälfte dieser Gesetze reicht es aus, wenn die 
träger die Informationen einmalig schriftlich bei 
Einzug in die Wohneinrichtung oder bei Vertrags-
abschluss zur Verfügung stellen; in ebenso vielen 
der Gesetze fehlt eine Verpflichtung zum Hinweis 
auf externe und/oder trägerneutrale Anlaufstellen. 
Des Weiteren besteht in der Mehrzahl der Länder 
die Verpflichtung, ein internes Beschwerdema-
nagement zu betreiben. Dies erschöpft sich aber 
in neun Ländern in einer reinen Vorhaltepflicht 
eines solchen Beschwerdemanagements. In nur 
drei der vierzehn Gesetze finden sich spezifischere 
Verpflichtungen in Bezug auf Informationspflich-
ten, die Benennung von Ansprechpersonen, die 
Festlegung von Bearbeitungsfristen und die Doku-
mentation des Beschwerdeverfahrens (Bremen, 
Nordrhein-Westfalen, Saarland).
Zusammenfassend ist festzustellen: Der Gewalt-
schutz wird in den Heimgesetzen der Länder noch 
zu wenig berücksichtigt. Es bedarf eines stärkeren 
Durchwirkens der Gesetze mit entsprechenden 
Vorkehrungen. Daher sollten die landeseigenen 
Gesetze bei anstehenden Heimrechtsreformen 
um konkrete Schutzvorkehrungen ergänzt werden. 
Damit tragen die Landesgesetzgeber dazu bei, 
ihre menschenrechtliche Schutzpflicht gegen-
über Bewohner_innen im stationären Wohnen zu 
erfüllen.
4.3.2 Überwachung des 
Gewaltschutzes in stationären 
Einrichtungen
Zum staatlichen Schutzauftrag gegenüber Frauen 
mit Behinderungen in stationären Wohneinrich-
tungen gehört es, die Umsetzung von Qualitäts-
anforderungen zur Gewaltprävention von außen 
überwachen zu lassen. Diese Anforderung formu-
liert ausdrücklich Artikel 16 Absatz 3 der UN-BRK, 
der dazu verpflichtet, dass alle Einrichtungen 
für Menschen mit Behinderungen „wirksam von 
unabhängigen Behörden überwacht werden“, um 
Gewalt und Missbrauch zu verhindern. Von Seiten 
der UN wurde zuletzt mehrmals Besorgnis darüber 
geäußert, dass es in Deutschland an einer entspre-
chenden institutionellen Vorkehrung mangelt.112 
In einem sensiblen Feld wie dem der Gewalt in 
Institutionen kann jedoch nicht allein den betrof-
fenen Frauen die Initiative überantwortet werden, 
ihre Rechte geltend zu machen und individuellen 
Rechtsschutz zu suchen. Eine Überwachung von 
außen nimmt vielmehr auch strukturbezogene 
Mängel in den Blick, stößt Änderungsprozesse in 
den Einrichtungen an und wirkt dadurch präventiv 
an der Sicherung der Rechte der Bewohner_innen 
mit. Dazu werden im Folgenden zwei Ansatzpunkte 
diskutiert: eine Stärkung des Gewaltschutzman-
dates der Heimaufsichten sowie die Benennung 
unabhängiger Überwachungsbehörden nach 
 Artikel 16 Absatz 3 UN-BRK. 
Heimrechtliche Aufsichtsbehörden 
qualifizieren
Derzeit vertritt eine Mehrzahl von Landesregie-
rungen die Ansicht, die Heimaufsichtsbehörden 
nähmen sich der Überprüfung des Gewaltschutzes 
in stationären Wohneinrichtungen der Behinder-
tenhilfe an.113 Praxiserfahrungen sowie Ergebnisse 
einer Umfrage des Deutschen Instituts für Men-
schenrechte aus dem Jahr 2015 an die Heimauf-
sichten der Länder zum Gewaltschutz für Frauen 
mit Behinderungen widerlegen dies jedoch: Die 
große Mehrzahl der Aufsichtsbehörden sind noch 
nicht auf die Aufgabe des Schutzes von Menschen 
mit Behinderungen gegen Gewalt und Missbrauch 
eingestellt. Das thema ist in den Prüfleitfäden 
in der Regel nicht enthalten und die Behörden 
verlassen sich überwiegend auf die zum teil in den 
Heimgesetzen verankerte Meldepflicht seitens 
der Einrichtungen, um von Gewaltvorkommnissen 
zu erfahren. Den meisten an der Umfrage betei-
ligten Behörden waren aber überwiegend keine 
oder kaum Informationen bekannt. Dies steht im 
112 UN, Committee on the Rights of Persons with Disabilities (2015), Ziff. 35–36; UN, Committee on the Elimination of Discrimination against 
Women (2017), Ziff. 25–26.
113 Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hg.) (2016a).
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direkten Widerspruch zu einschlägigen Studien-
ergebnissen, die eine hohe Gewaltprävalenz in 
Einrichtungen belegen. Von einem beträchtlichen 
Dunkelfeld außerhalb der Wahrnehmung der 
Behörden ist daher auszugehen. In ihrer bisherigen 
Ausrichtung kann die Mehrzahl der Aufsichtsbe-
hörden demzufolge nicht als geeignet betrachtet 
werden, um Gewalt und Missbrauch gegen Men-
schen mit Behinderungen zu überwachen und zu 
verhindern.114 
Die Aufsichtsbehörden sollten flächendeckend 
besser für den Gewaltschutz qualifiziert werden, 
um die Wirksamkeit der Prüfungen zu erhöhen. 
Eine grundlegende Voraussetzung dafür ist es, in 
den Landesheimgesetzen konkrete Vorkehrungen 
zum Gewaltschutz zu verankern, die dann durch 
die Aufsichtsbehörden regelhaft geprüft werden. 
Deren Mandat zur Überwachung des Gewalt-
schutzes würde dadurch gestärkt. Gleichzeitig 
müssen die Behörden konzeptionell auf das thema 
ausgerichtet werden. Einige wenige Aufsichtsbe-
hörden haben diesen Weg bereits beschritten und 
verfolgen einen beratungsorientierten Ansatz, 
der Einrichtungen für das thema Gewalt sensibili-
siert; dabei tragen sie unter anderem musterhafte 
Präventions- und Interventionskonzepte an die 
Einrichtungen heran und halten diese zur Schulung 
ihres Personals zu Gewaltprävention an.115 
Des Weiteren sollte die Unabhängigkeit der 
Aufsichtsbehörden gewährleistet werden. In der 
Hälfte der Länder sind die Aufsichtsbehörden auf 
kommunaler Ebene angesiedelt. Die Kommunen 
als Sozialhilfeträger finanzieren jedoch auch die 
Kosten für Pflege und Betreuung. Wenn Kostener-
wägungen einbezogen werden, besteht ein Interes-
senkonflikt, der eine konsequente Ausrichtung der 
Prüftätigkeit an den Rechten der Bewohner_innen 
verhindern kann. Diese Situation verschärft sich, 
wenn die Kommune selbst Wohneinrichtungen 
betreibt und für die Überprüfung von Missständen 
in eigenen Einrichtungen zuständig ist. Die Unab-
hängigkeit der Aufsichtsbehörden sollte daher 
gesichert werden, indem diese auf Landesebene 
angesiedelt werden und gewährleistet wird, dass 




Entsprechend den Vorgaben aus Artikel 16 
Absatz 3 der UN-BRK müssen in Deutschland die 
institutionellen Fragen und menschenrechtlichen 
Qualitätsstandards diskutiert werden, die für die 
Überwachung des Gewaltschutzes in Einrichtun-
gen für Menschen mit Behinderungen notwendig 
sind. 
Der UN-Fachausschuss für die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen, der Maßnahmen zum 
Gewaltschutz vorrangig umgesetzt sehen wollte, 
forderte für das Jahr 2016 von Bund und Ländern 
einen Zwischenbericht an, der den in Deutschland 
erreichten Stand dokumentiert. Aus dem Bericht 
geht hervor, dass derzeit eine große Bandbreite 
disparater Stellen als unabhängige Überwachungs-
behörden zum Gewaltschutz bezeichnet wird.116 
Jedoch ist keine dieser Stellen offiziell als Mecha-
nismus nach Artikel 16 Absatz 3 UN-BRK man-
datiert und entsprechend menschenrechtlicher 
Kriterien konzeptionell ausgestaltet. Die Bundes-
regierung klärt derzeit, ob auf Bundesebene eine 
unabhängige Aufsicht nach den Vorgaben der 
UN-BRK geschaffen und mit welchen Aufgaben 
diese ausgestattet werden soll.117 
In einem übergreifenden Arbeitsprozess sollten 
Bund und Länder darauf hinarbeiten, eine unab-
hängige Behörde oder mehrere unabhängige 
Behörden zur Überwachung des Gewaltschutzes 
nach den Vorgaben der UN-BRK einzurichten, aus-
gestattet mit einem menschenrechtlichem Mandat 
und entsprechender gesetzlicher Grundlage sowie 
ausreichend finanziellen und personellen Mitteln. 
Dabei muss die ganze Bandbreite an Einrichtungen 
bedacht werden, in denen Frauen, Männer und 
Kinder mit Behinderungen leben. Aufgrund der 
114 Deutsches Institut für Menschenrechte / Beauftragte der Bundesregierung für die Belange behinderter Menschen (2015).
115 Ebd. Als positive Beispiele zu nennen sind die Aufsicht für unterstützte Wohnformen im Land Brandenburg, die Wohn- und Betreuungsauf-
sicht des Landes Bremen sowie die Hessische Betreuungs- und Pflegeaufsicht. 
116 Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2016b); Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hg.) (2016a).
117 Deutscher Bundestag (2017c), Nr. 4 und 6.
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Komplexität der Fragestellung sollten das Deut-
sche Institut für Menschenrechte, wissenschaft-
liche Expert_innen sowie zivilgesellschaftliche 
Verbände und Selbstvertretungsorganisationen in 
den Arbeitsprozess eingebunden werden.
4.3.3 Empfehlungen
Gesetzliche Verpflichtungen zum  Gewaltschutz 
(4.3.1)
Um Artikel 12 Absatz 2 der Istanbul-Konvention 
im Blick auf Verpflichtungen aus Artikel 16 der 
UN-BRK umzusetzen, empfiehlt das Deutsche 
Institut für Menschenrechte, gesetzliche Verpflich-
tungen zum Gewaltschutz in stationären Einrich-
tungen zu verankern.
Auf bundesgesetzlicher Ebene sollte im Sozialge-
setzbuch eine allgemeine Verpflichtung der Sozi-
alleistungsträger zum Schutz von Menschen mit 
Behinderungen vor sexueller, körperlicher und psy-
chischer Gewalt eingeführt werden (etwa in § 10 
SGB I). Darüber hinaus sollten Sozialhilfeträger 
dazu verpflichtet werden, die Leistungserbringer 
(träger von Einrichtungen) in vertragsrechtlichen 
Regelungen zum Vorhalten von qualitativ hochwer-
tigen Gewaltschutzkonzepten und Beschwerde-
verfahren zu verpflichten (etwa in § 75 oder § 76 
SGB XII beziehungsweise im Zuge des Bundesteil-
habegesetzes in § 38, § 125 oder § 131 SGB IX).
Als Flankierung dieser bundesgesetzlichen Vorga-
ben sollten auf Landesebene die „Heimgesetze“ 
reformiert und um Gewaltschutzvorschriften 
ergänzt werden. Bisher sind in nur wenigen Bun-
desländern entsprechende Vorschriften vorhan-
den. Dies betrifft zum Beispiel die Verpflichtung 
von Einrichtungsträgern zu Maßnahmen der 
Gewaltprävention, zur Einsetzung von Frauenbe-
auftragten und die Einführung einer Meldepflicht 
bei Gewalt- und Missbrauchsfällen an die zustän-
dige Aufsichtsbehörde. 
Überwachung des Gewaltschutzes in 
 stationären Einrichtungen (4.3.2)
Das Deutsche Institut für Menschenrechte emp-
fiehlt außerdem, eine wirksame Überwachung 
des Gewaltschutzes in Wohneinrichtungen der 
Behindertenhilfe sicherzustellen. Dazu sollten die 
Heimaufsichtsbehörden der einzelnen Bundes-
länder – die in der Mehrzahl noch nicht auf die 
Aufgabe des Gewaltschutzes eingestellt sind – 
durch Gewaltschutzvorschriften im landeseigenen 
Heimrecht für diese Aufgabe mandatiert und 
gleichzeitig für dieses thema fachlich qualifiziert 
werden. 
Des Weiteren sollten Bund und Länder in einem 
übergreifenden Arbeitsprozess darüber diskutie-
ren, wie die Anforderung der UN-BRK, Einrich-
tungen für Menschen mit Behinderungen zum 
Gewaltschutz wirksam von einer unabhängigen 
Behörde oder mehreren unabhängigen Behörden 
überwachen zu lassen, in Deutschland erfüllt 
werden kann. Entsprechende Stellen müssen mit 
einem menschenrechtlichen Mandat und ent-
sprechender gesetzlicher Grundlage sowie mit 
ausreichend finanziellen und personellen Mitteln 
ausgestattet sein. 
4.4 Kinder 
Die Istanbul-Konvention schließt in den Begriff 
Frau explizit auch Mädchen bis 18 Jahre ein 
(Artikel 3 f.) und bezieht somit die gesamten 
Vorgaben zu Prävention, Schutz, Beratung sowie 
strafrechtlicher Verfolgung auch auf diese 
Gruppe. Das betrifft Gewalt innerhalb wie außer-
halb der Familie. Für die innerfamiliäre Gewalt 
empfiehlt Artikel 2 Absatz 2, Maßnahmen auch 
auf Jungen bis 18 Jahre zu erweitern. In Artikel 26 
erkennt die Konvention den eigenständigen 
Schutz- und Unterstützungsbedarf von Kindern 
an, die geschlechtsspezifische Gewalt miterlebt 
haben, und begründet die Verpflichtung der 
Staaten, für sie spezialisierte Angebote vorzu-
halten. Artikel 31 Absatz 2 weitet den Schutz 
konsequenterweise auf die Situation nach tren-
nung oder Scheidung aus, wonach sichergestellt 
werden muss, dass Sorge- und Umgangsrechts-
regelungen immer auch die Sicherheit der Kinder 
berücksichtigen. Für den großen Bereich des 
sexuellen Kindesmissbrauchs gibt es neben der 
Istanbul-Konvention weitere, spezialisierte Kon-
ventionen (siehe 4.4.3).
4.4.1 Kinder und häusliche Gewalt 
Sind Kinder bei häuslicher Gewalt anwesend, 
erleben sie mit, wie ein Elternteil, überwiegend 
ihre Mutter, misshandelt oder herabgewürdigt 
wird. Dies kann kurz- und längerfristige Auswir-
kungen haben, die nicht automatisch mit der 
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trennung der Eltern und dem Ende der Gewalt 
aufhören. Mittlerweile ist relativ gut erforscht, 
dass diese Situation Verhaltensstörungen und 
emotionale Probleme auslösen, aber auch die 
kognitiven Fähigkeiten negativ beeinflussen 
kann.118 Unter bestimmten Voraussetzungen 
bedeutet dieses Miterleben auch eine Gefährdung 
des Kindeswohls.119 
Häusliche Gewalt im Beisein von Kindern schafft 
somit eine Situation, in der sowohl Kinderschutz 
als auch Gewaltschutz gewährleistet werden 
müssen. trennen sich die Eltern, sind Eltern- und 
Kinderrechte sowie Gewaltschutz miteinander 
in Einklang zu bringen. Von Gewalt betroffene 
Frauen haben das Recht auf Schutz durch räum-
lichen Abstand zu dem täter über polizeiliche 
Wegweisungen oder Wohnungszuweisungen 
nach dem Gewaltschutzgesetz. Gleichzeitig sind 
sie gegebenenfalls verpflichtet, gemeinsam das 
Sorgerecht auszuüben oder den Vater, der ein 
verfassungsrechtlich geschütztes Recht auf 
Umgang hat, regelmäßig bei einer Übergabe des 
Kindes zu treffen. Von geschlechtsspezifischer 
Gewalt Betroffenen wird darüber hinaus, wie allen 
getrennt lebenden Eltern, uneingeschränkt eine 
sogenannte Bindungstoleranz sowie ein loyales 
Verhalten mit Blick auf das Verhältnis zwischen 
Kind und dem anderen Elternteil abverlangt.120 
Insbesondere diese Zielkonflikte im Kontext des 
Umgangsrechts in der gerichtlichen Praxis sind 
zwar in den letzten Jahren mit zahlreichen Fortbil-
dungen und Handlungsleitlinien für Jugendämter 
und Gerichte adressiert worden. Nach wie vor 
kritisieren aber Fachberatungsstellen und Frau-
enhäuser, dass häusliche Gewalt in den Entschei-
dungen ausgeblendet wird,121 da immer wieder 
Frauen zum Beispiel bei Übergabesituationen 
angegriffen oder Kinder bei Umgangskontakten 
verletzt werden.
Das Menschenrechtsschutzsystem hat sich 
bisher nur wenig und fast ausschließlich aus 
der Eltern- oder der Kinderperspektive mit dem 
thema befasst. So erkennt der Ausschuss zur 
Überwachung der UN-Kinderrechtskonvention 
(UN-KRK) das Miterleben von Gewalt als eine 
Form von „mental violence“ an, die einen eigenen 
Schutzbedarf der Kinder und Jugendlichen und die 
Verpflichtung zur Sensibilisierung von Fachkräften 
auslöst.122 Dementsprechend hat der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) in einem 
Verfahren eine Verletzung von Artikel 8 EMRK 
(Recht auf Achtung des Privat- und Familienle-
ben) angenommen, da die bulgarischen Behörden 
nicht ausreichend darauf reagiert hatten, dass der 
täter Schutzanordnungen unterlaufen und das 
Kind daher wiederholt Gewalt gegen seine Mutter 
miterlebt hat.123 Mit der Frage, welche staatli-
chen Handlungspflichten sich daraus in Bezug auf 
Sorge- und Umgangsverfahren ergeben und inwie-
weit dabei auch die Gewalt gegen ein Elternteil zu 
berücksichtigen ist, musste sich der EGMR bisher 
nicht befassen.
Relativ kurz nacheinander haben aber der 
CEDAW-Ausschuss in seiner Entscheidung Angela 
González Carreño gegen Spanien124 und der 
Europarat mit der Istanbul-Konvention den Schritt 
vollzogen, die notwendige Ausbalancierung der 
verschiedenen Rechtspositionen vorzugeben. 
In diesem Sinne verpflichtet Artikel 31 Absatz 1 
der Istanbul-Konvention die Staaten, sicherzu-
stellen, dass geschlechtsspezifische Gewalt bei 
der Entscheidung über das Sorge- und Umgangs-
recht berücksichtigt wird. Danach reicht allein 
der Verweis auf die deutsche Rechtslage nicht, 
nach der es grundsätzlich durchaus möglich ist, 
Gewalt gegen ein Elternteil im Kontext des Kindes-
wohlbegriffs z. B. in den §§ 1671 Abs.1, § 1684 
Abs. 4 BGB zu bewerten. Für die Umsetzung der 
118 Kindler (2013), S. 30.
119 Fegert, Jörg (2013), S. 201.
120 Die Bindungstoleranz bezeichnet die Fähigkeit und Bereitschaft der Eltern, Kontakte des Kindes zum anderen Elternteil zu dulden und im 
Sinne der Loyalitätsverpflichtung des § 1684 II BGB auch zu fördern.
121 CEDAW Allianz (2017), S. 19; Gabler / Görgen / Kotlenga u. a. (2016), S. 53, 54.
122 UN, Committee on the Rights of the Child (2011), Ziff. 21; 43 b) ii).
123 EGMR (2013): Eremia ./. Moldawien, Urteil vom 28. Mai 2013, Nr. 28/08/2013, Ziff. 78.
124 UN, Committee on the Elimination of Discrimination Against Women (2014), Angela Carreño Gonzalez gegen Spanien vom 20.07.2014, 
UN Doc. CEDAW/C/58/D/47/2012, Ziff. 9.3.
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menschenrechtlichen Verpflichtung aus Artikel 31 
muss auch sichergestellt werden, dass Gerichte 
den Kindeswohlbegriff konventionskonform aus-
legen, sie müssen sich also in jeder Entscheidung 
mit der Gewalt gegen ein Elternteil fachgerecht 
auseinandersetzen. Dabei soll die Gewalt gegen 
den Elternteil und deren Auswirkungen ebenso 
berücksichtigt werden wie Gewalt gegen die Kinder 
selbst.125 Die – soweit ersichtlich – bisher einzige 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, die 
das Kindeswohl explizit in einen engen Zusammen-
hang mit dem Schutz der von Gewalt betroffenen 
Sorgeberechtigten126 stellt, bezieht sich auf einen 
extremen Fall häuslicher Gewalt. In vergleichbaren 
Ausnahmefällen127 haben auch Obergerichte nach 
der Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts den 
Schutz der körperlichen Integrität bei der Aus-
übung eines Umgangsrechts in die Abwägung über 
das Kindeswohl einbezogen.128 Unklar ist, inwieweit 
die Gerichte diese konventionskonforme Auslegung 
auch auf zunächst weniger eindeutig scheinende 
Fälle anwenden – wenn zum Beispiel die körperli-
che Gewalt gering ist oder mit der trennung vorbei 
ist, aber psychisch weiterwirkt. Gleiches gilt für die 
Frage, ob diese Abwägung regelmäßig und fachge-
recht in allen Verfahren erfolgt, in denen häusliche 
Gewalt vorgetragen wird. Daran anschließend wird 
für eine konventionskonforme Ausgestaltung der 
Entscheidungen auch relevant, wie das Instrument 
des begleiteten Umgangs in diesen Fällen einge-
setzt wird und wirkt. 
4.4.2 Geschlechtsverändernde 
Operationen
Die Kultur der Zweigeschlechtlichkeit ist in der 
deutschen Rechtsordnung und Gesellschaft tief 
verankert.129 Ein dementsprechend hoher Druck, 
sich dieser kulturellen Norm anzupassen, führt 
dazu, dass an intergeschlechtlichen Kindern nach 
wie vor Operationen durchgeführt werden, um 
ihre körperliche Erscheinung und Funktion mit den 
binären Geschlechterstereotypen in Einklang zu 
bringen. Dies begründet weiteren Umsetzungs-
bedarf unter Artikel 12 Absatz 5 der Konvention, 
der die Staaten verpflichtet, sicherzustellen, dass 
geschlechtsspezifische Gewalt nicht kulturell 
gerechtfertigt wird. 
Zwischen 2004 und 2014 wurden durchschnitt-
lich jährlich 1730 medizinisch nicht notwendige 
Eingriffe an Genitalien und Keimdrüsen von inter-
geschlechtlichen Kindern im Alter von bis zu neun 
Jahren vorgenommen.130 trotz verstärkter Fach-
diskussionen und mehrfacher Überarbeitung der 
medizinischen Behandlungsleitlinien ist die relative 
Häufigkeit dieser Eingriffe unverändert geblieben. 
Sie dienen dem Ziel, die körperliche Erscheinung 
und Funktion von Säuglingen und Kindern, die 
nicht mit eindeutig männlichen oder weiblichen 
Geschlechtsmerkmalen geboren werden, zu 
vereinheitlichen und in der Mehrzahl mit dem 
biologischen weiblichen Geschlecht in Einklang zu 
bringen. Die Eingriffe sind in der Regel irreversibel 
und können schwerwiegende langfristige körper-
liche und psychische Leiden verursachen.131 Sie 
erfolgen an intergeschlechtlichen Kindern, bevor 
diese in der Lage sind, ihr informiertes Einver-
ständnis zu geben, alleine auf der Grundlage der 
Zustimmung der Sorgeberechtigten in Ausübung 
ihres elterlichen Sorgerechts gemäß § 1626 Bür-
gerliches Gesetzbuch. 
Menschenrechtsgremien bewerten die Eingriffe 
als Menschenrechtsverletzung und „schädliche 
Praxis“. Sie haben Deutschland wiederholt auf-
gefordert, sicherzustellen, dass solche Eingriffe 
nicht vorgenommen werden – zuletzt hat der 
UN-Frauenrechteausschuss CEDAW im März 2017 
ein ausdrückliches gesetzliches Verbot empfoh-
len.132 Auch die Istanbul-Konvention setzt hier 
125 Europarat (2011), Erläuternder Bericht, Ziff. 175.
126 BVerfG, Beschluss vom 13. Dezember 2012 – 1 BvR 1766/12.
127 In beiden Fällen handelte es sich bei den Vätern um Extremisten, einer aus dem rechten politischen Spektrum, der andere hat sich im 
Kontext von al-Quaida verortet.
128 OLG Köln, Beschluss vom 15. März 2013, Az. 26 UF 9/13.
129 Althoff / Schabram / Follmar-Otto (2017), siehe den teil des Gutachtens, der eine Bestandsaufnahme geschlechtsbezogener Regelungen 
im geltenden Bundesrecht vornimmt, S. 30 ff.
130 Klöppel (2016).
131 Vgl. etwa Krämer / Sabisch / Woweries (2016), S. 2248 ff.
132 UN, Committee on the Elimination of Discrimination against Women (2017), Ziff. 24 d.
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an verschiedenen Stellen an. Die in Artikel 38 
verlangte Kriminalisierung der Genitalverstüm-
melung ist im deutschen Strafrecht bereits über 
§ 226a StGB (Genitalverstümmlung) und §§ 223 ff. 
StGB (Körperverletzung) umgesetzt. Da es sich 
bei der Entscheidung für oder gegen Operationen 
an Keimdrüsen oder Genitalien um aufschieb-
bare, höchstpersönliche Entscheidungen handelt, 
können Eltern nicht wirksam einwilligen. Solange 
keine medizinisch zweifelsfreie Indikation mit aku-
tem Handlungsbedarf vorliegt, können sich Ärzte 
und Eltern also mit der Entscheidung für eine Ope-
ration strafbar machen.133 Die oben aufgeführten 
Studienergebnisse zeigen aber deutlich, dass der 
Straftatbestand sowie weitere Sensibilisierungs-
maßnahmen keine ausreichende Wirkung gezeigt 
haben. Sie machen daher weitere Maßnahmen im 
Bereich der Prävention zur Klarstellung der recht-
lichen Lage nötig, die Eltern in einer schwierigen 
psychischen Entscheidungssituation unterstützen. 
Eine gesetzliche Klarstellung, die Fortbildung von 
Fachpersonal sowie der Ausbau von Fachberatung 
ist eine konsequente Fortsetzung des Perspektiv-
wechsels, den die Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts zu Intergeschlechtlichkeit134 im 
Personenstandsrecht 2017 eingeleitet hat.
4.4.3 Kindesmissbrauch von Mädchen
In Bezug auf sexuellen Kindesmissbrauch von 
Mädchen gibt es, wie bei weiblichen Betroffenen 
des Menschenhandels zur sexuellen Ausbeutung 
auch,135 Überschneidungen zu anderen Spezialkon-
ventionen des Europarates.  
Das Übereinkommen des Europarats zum Schutz 
von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuel-
lem Missbrauch – kurz Lanzarote-Konvention – ist 
ein auf die Bedarfe von betroffenen Kindern und 
Jugendlichen bis 18 Jahre spezialisiertes Men-
schenrechtsinstrument.136 Es ist für Deutschland 
am 1. März 2016 in Kraft getreten und für die 
Arbeit gegen Missbrauch von Mädchen ausdiffe-
renzierter als die Istanbul-Konvention. 
Die Lanzarote-Konvention basiert auf der UN-KRK 
und übernimmt deren vier Grundprinzipien: 
Diskriminierungsschutz (Artikel 2), Vorrang des 
Kindeswohles (Artikel 3), das Recht auf größtmög-
liche Entwicklung (Artikel 6) und das Recht des 
Kindes, in allen es betreffenden Angelegenheiten 
gehört zu werden (Artikel 12). Die Vorgaben der 
UN-KRK lassen sich grob in vier Bereiche unter-
teilen, die durchaus vergleichbar sind mit denen 
der Istanbul-Konvention: Kriminalisierungsver-
pflichtungen, eine nationale Koordination der 
Maßnahmen, systematische Präventionsmaß-
nahmen, die auf die verschiedenen Zielgruppen 
(Kinder, Eltern oder die allgemeine Öffentlichkeit) 
abgestimmt sind, sowie umfangreiche Schutz- und 
Unterstützungsmaßnahmen. 
4.4.4 Empfehlungen
Häusliche Gewalt / Sorge- und  Umgangsrecht 
(4.4.1)
Zur verbesserten Umsetzung von Artikel 31 
(Sorge- und Umgangsrecht, Sicherheit) empfiehlt 
das Deutsche Institut für Menschenrechte, nach 
Veröffentlichung der Studie zur Evaluation des 
Umgangsrechts137 die Ergebnisse mit der Zivilge-
sellschaft, Justiz und den Ländern zu konsultieren 
und die sich daraus ergebenden Umsetzungsmaß-
nahmen prioritär zu behandeln.
Parallel dazu könnte das spezialisierte Unterstüt-
zungssystem eine Strategie für die Umsetzung 
von Artikel 31 der Konvention in den individuellen 
 Verfahren zum Sorge- und Umgangsrecht entwi-
ckeln und eine völkerrechtsfreundliche Auslegung 
des Kindeswohlbegriffs in den Vorschriften zum 
Sorge- und Umgangsrecht in der Rechtspraxis 
befördern. 
133 So auch die Auffassung des Bundesjustizministerium in: BMFSFJ (2016), S. 19.
134 Bundesverfassungsgericht, Beschluss des Ersten Senats vom 10. Oktober 2017, 1 BvR 2019/16 .
135 Menschenhandel: https://www.coe.int/en/web/anti-human-trafficking/about-the-convention.
136 Siehe https://www.coe.int/en/web/children/convention.
137 Kindeswohl und Umgangsrecht – eine bundesweite Studie des BMFSFJ für eine kindeswohl-sensible Ausgestaltung des Umgangs im Kon-
text von Scheidung und trennung: http://www.projekt-petra.de/nachrichtenleser/kindeswohl-und-umgangsrecht-forschungsgruppe-pet-
ra-realisiert-bundesweite-studie-im-auftrag-des-bmfsfj.html
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Geschlechtsverändernde Operationen (4.4.2)
Zum Schutz der körperlichen Unversehrtheit und 
Selbstbestimmung von Säuglingen und Kleinkin-
dern empfiehlt das Deutsche Institut für Men-
schenrechte in Umsetzung von Artikel 12 Absatz 5 
und Artikel 15:
– Einführung eines neuen § 1631e BGB „Medizi-
nische Eingriffe an den Genitalien oder Keim-
drüsen“.138 Sorgeberechtigte Personen können 
nicht in einen geschlechtszuweisenden oder 
-angleichenden medizinischen Eingriff an den 
Genitalien oder Keimdrüsen des nicht ein-
sichts- und urteilsfähigen Kindes einwilligen, 
es sei denn, der Eingriff ist zur Abwendung 
einer lebensbedrohlichen Situation oder der 
Gefahr einer schwerwiegenden körperlichen 
Gesundheitsbeeinträchtigung des Kindes 
zwingend erforderlich. In solchen Fällen 
bedarf die Einwilligung der sorgeberechtigten 
Personen der Genehmigung des Familienge-
richts. Diese darf nur erteilt werden, wenn die 
medizinische Notwendigkeit im Sinne von Satz 
1 sowie die ordnungsgemäße Aufklärung der 
Sorgeberechtigten im Sinne von § 630e BGB 
festgestellt ist. Die Bestellung eines Verfah-
rensbeistandes ist stets erforderlich. § 1631d 
bleibt unberührt.
– Aus- und Fortbildung des medizinischen Fach-
personals zu geschlechtlicher Vielfalt und zu 
den Folgen unnötiger medizinscher Eingriffe für 
intergeschlechtliche Kinder und die verbesserte 
Bekanntmachung der aktuellen medizinischen 
Standards (s2k-Leitlinien139).
Kindesmissbrauch von Mädchen (4.4.3)
Für die Arbeit gegen Kindesmissbrauch von 
Mädchen ist die Lanzarote-Konvention aus-
differenzierter als die Istanbul-Konvention. 
Beide Konventionen finden aber für Mädchen 
Anwendung und verstärken sich wechselseitig. 
Daher bietet es sich an, Ressourcen in der Arbeit 
zunächst auf die Lanzarote-Konvention zu fokus-
sieren und  perspektivisch möglicherweise entste-
hende Schutzlücken über die Istanbul-Konvention 
zu schließen.
4.5 Sexualisierte Gewalt
In Bezug auf sexualisierte Gewalt sieht die Kon-
vention einige spezielle Verpflichtungen vor. Mit 
der Reform des § 177 StGB hat der Bundesgesetz-
geber bereits vor Ratifikation den gesetzlichen 
Umsetzungsbedarf des Artikel 36 erfüllt, sodass 
jetzt jede nicht einvernehmliche sexuelle Hand-
lung strafbar ist. Für eine Einschätzung, inwieweit 
jetzt die Rechtsprechung die neu gefasste Norm 
im Sinne der Konvention anwendet, ist es Anfang 
2018, ein gutes Jahr nach Inkrafttreten der Ände-
rung, noch zu früh. Perspektivisch bietet sich aber 
zur Absicherung dieser konventionskonformen 
Reform eine Evaluation an. 
Darüber hinaus fordert die Konvention spezia-
lisierte Angebote für von sexualisierter Gewalt 
Betroffene, um medizinische und gerichtsmedizini-
sche Untersuchungen, traumaberatung sowie psy-
chosoziale Beratung zu gewährleisten (Artikel 25). 
Zeuginnen in Strafverfahren sind vor sekundärer 
Viktimisierung zu schützen (Artikel 54) und ihre 
Verfahrensrechte zu gewährleisten (Artikel 56d).
In den letzten Jahren lag – mit Ausnahme der 
Diskussion um das Sexualstrafrecht 2015/2016 – 
der Fokus von Fachdebatten und auch der Finan-
zierung häufig auf der Bekämpfung häuslicher 
Gewalt. Das ist eine Entwicklung, die auch in ande-
ren europäischen Ländern zu beobachten ist und 
die der Expertinnenausschuss GREVIO in seinem 
ersten Länderbericht zu Österreich an prominen-
ter Stelle kritisiert.140 Diese Schwerpunktsetzung 
hat zur Folge, dass es weniger durch Forschung 
oder auf andere Art gut belegte Erkenntnisse zum 
Umsetzungsstand der Konvention im Bereich sexu-
alisierter Gewalt gibt. 
138 Althoff / Schabram / Follmar-Otto (2017). teil 2., S. 76. Der Vorschlag wurde entwickelt im Rahmen des Gutachtens des Instituts für Men-
schenrechte im Auftrag des BMFSFJ.
139 Deutsche Gesellschaft für Urologie (DGU) e.V., Deutsche Gesellschaft für Kinderchirurgie (DGKCH) e.V., Deutsche Gesellschaft für Kinde-
rendokrinologie und -diabetologie (DGKED) e.V. (2016).
140 Europarat, Group of Experts on Action against Violence against Women and Domestic Violence (2017b), S. 6.
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Im Folgenden werden zwei themen aus dem 
Bereich der sexualisierten Gewalt herausgegriffen, 
die in Praxisberichten immer wieder eine Rolle 
spielen, die Rechte der Betroffenen stark ein-
schränken, zu denen es aber bisher wenig aufbe-
reitetes Wissen gibt. 
4.5.1 Akteneinsicht der Nebenklägerin
In den letzten drei Jahren haben einige Oberlan-
desgerichte (OLG) das Akteneinsichtsrecht der 
Nebenklägerin auf der Grundlage von § 406e Abs. 2 
S. 2 StPO eingeschränkt. Sie lehnen eine vollstän-
dige Einsicht in die Verfahrensakten auch nach 
Eröffnung der Hauptverhandlung ab, wenn eine 
sogenannte Aussage-gegen-Aussage-Konstellation 
vorliegt.141 Dies ist bei sexualisierter Gewalt sehr 
häufig der Fall. Den Nebenkläger_innen (hier von 
sexualisierter Gewalt Betroffene) wird damit eine 
Einsicht in die Protokolle ihrer früheren Verneh-
mungen, in die Bewertung ihrer Aussagen durch 
Ermittlungsbeamt_innen oder auch die gesamte 
Ermittlungsakte versagt. Dahinter steht die Besorg-
nis, dass sie ihre Angaben in ihrer Vernehmung, 
willkürlich oder unwillkürlich, an den Aktenin-
halt anpassen und damit die Wahrheitsfindung 
gefährden könnten. Hierdurch würden auch die 
Rechte der Angeklagten verletzt. Den Nebenklä-
ger_innen ist es damit erheblich erschwert, ihre 
Rechte wahrzunehmen. Die Beschränkung wirkt 
sich auf die Geltendmachung von Ansprüchen im 
Adhäsions verfahren und die Verfahrensrechte nach 
§ 395 ff. StPO aus:142 Die Nebenklagevertreter_
innen können protokollierte Missverständnisse und 
möglicherweise zu beachtende situative Besonder-
heiten in den Vernehmungen nicht erkennen oder 
Widersprüche in den Einlassungen der Angeklag-
ten nicht prüfen. Damit bleibt das Frage- und 
Beanstandungsrecht der Nebenklage weitgehend 
inhaltsleer. Hält die vernehmende Person, etwa 
die Verteidigung, der Nebenklägerin unvollstän-
dige oder falsche Informationen vor, kann deren 
Anwältin nicht angemessen darauf reagieren, ohne 
zu wissen, was in der Verfahrensakte steht, und die 
Vorhaltungen damit auch nicht abwehren.143 
Diese Rechtsauffassung ist nicht unwiderspro-
chen geblieben. Eine gegenteilige Auffassung 
vertritt zum Beispiel das OLG Braunschweig.144 
Die Literatur ist uneinheitlich.145 Diese Entwick-
lung betrifft die Verpflichtungen der Staaten aus 
Artikel 56 d) zu Verfahrensrechten, das Recht auf 
Schadenersatz (Artikel 30) und letztlich auch die 
Verpflichtung aus Artikel 36, effektive Strafverfah-
ren sicherzustellen.
4.5.2 Sekundäre Viktimisierung im 
Strafverfahren
Die erheblichen Belastungen und Folgen von 
Sexualstraftaten sowie der sich gegebenenfalls 
daran anschließenden Ermittlungs- und Gerichts-
verfahren sind mittlerweile in verschiedenen 
Untersuchungen erforscht.146 Betroffene weisen 
in erhöhtem Maß traumasymptome auf. Sie 
erwarten von Polizei und Justiz ein Verfahren von 
angemessener Dauer und einen respektvollen 
Umgang. Einen kritischen Punkt stellen insbe-
sondere Vernehmungen der Betroffenen dar.147 
Einzelne kleinere Studien weisen hier auf abwer-
tende, demoralisierende oder über das notwen-
dige Maß hinausgehende Fragen nach Privat- und 
Intimleben von Zeug_innen durch die Verteidigung 
hin.148
Um eine sekundäre Viktimisierung von Opferzeu-
ginnen in den Verfahren zu vermeiden, verpflichtet 
Artikel 54 die Staaten daher, zu gewährleisten, 
dass in Strafverfahren Beweismittel, die sich auf 
das sexuelle Vorleben und Verhalten der Betrof-
fenen bezieht, nur dann zulässig sind, wenn sie 
sachdienlich und notwendig sind. Dies ist nicht 
als ein grundsätzlicher Vorrang des Opferschut-
zes vor der Pflicht zur Wahrheitsfindung oder 
141 Zum Beispiel OLG Hamburg, Beschluss vom 24. Oktober 2014, Aktenzeichen 1 Ws 110/14.
142 Meyer-Goßner (2017), § 406e StPO, Rn. 6b.
143 OLG Braunschweig, Beschluss vom 03. Dezember 2015, Aktenzeichen 1 Ws 309/15, Rn. 14.
144 OLG Braunschweig, Beschluss vom 03. Dezember 2015, Aktenzeichen 1 Ws 309/15.
145 Meyer-Goßner (2017), § 406e StPO, Rz. 6b.
146 Aktuell: Kruse / Schmitt / Hinner (2017).
147 Ebd., S. 181.
148 Fischer / Ohmes (2017), S. 55, 56; Kotlenga / Nägele / Nowak (2016), S. 25.
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Beschuldigtenrechten zu verstehen. Für die Bewer-
tung als zulässig wird ein erheblicher Beweiswert 
(significant probative value) vorausgesetzt.149 
Zeug_innen haben nach der deutschen Straf-
prozessordnung die Pflicht, vor dem Richter zu 
erscheinen (§ 48 Abs. 1 StPO) und auszusagen, 
solange keine Grund zur Aussageverweigerung vor-
liegt. Darüber hinaus haben bei einer richterlichen 
Vernehmung im Ermittlungsverfahren und bei der 
Vernehmung in der Hauptverhandlung neben den 
Richter_innen und Schöff_innen auch alle anderen 
Verfahrensbeteiligten, wie der Beschuldigte oder 
der Angeklagte und die Verteidigung, das Recht, 
erwachsene Zeug_innen direkt zu befragen. Die 
Grenzen des Fragerechts ziehen §§ 68a, § 241 
Abs. 2 StPO. Danach kann der Vorsitzende Fragen 
zurückweisen, die ungeeignet sind oder nicht zur 
Sache gehören, womit Fragen, die ernsthaft die 
Glaubwürdigkeit der Zeug_innen und die Glaub-
haftigkeit der Aussage prüfen, zugelassen werden 
müssen.150 Beziehen sich diese auf das Privat-und 
Intimleben der Zeug_innen, sind sie nur nach 
sorgfältiger Prüfung ihrer Unerlässlichkeit im Sinne 
von § 68a StPO statthaft.151 Die Rechtsprechung 
legt den Begriff allerdings weit aus.152 Unerläss-
lich ist die Frage immer dann, wenn das Gericht 
seiner Pflicht, die Wahrheit zu ermitteln, ansons-
ten nicht uneingeschränkt nachkommen kann.153 
Damit endet der Schutz der §§ 68a, 241 Abs. 2 
StPO, wenn die Frage auf irgendeine Weise zur 
Erforschung der Wahrheit beitragen kann.154 Hinzu 
kommt, dass die unberechtigte Zurückweisung 
von Fragen ein erhebliches Revisionsrisiko birgt, 
wohingegen die Verletzung der Intimsphäre einer 
Zeugin rechtlich nicht angegriffen werden kann.155
Diese weite Auslegung des Begriffs der Unerläss-
lichkeit könnte in Konflikt stehen mit der Anforde-
rung aus der Istanbul-Konvention, nur Beweismittel 
mit einem erheblichen Beweiswert zuzulassen. 
Um das abschließend beurteilen zu können, ist 
zunächst mit Nebenklagevertreter_innen, Rich-
ter_innen, Vertreter_innen der psychosozialen 
Prozessbegleitung und von Beratungsstellen zu 
klären, inwieweit die einzelnen oben aufgeführten 
Untersuchungsbefunde für die Praxis verallgemei-
nerbar sind. Weiter bleibt abzuwarten, wie GRE-
VIO den Begriff der Notwendigkeit in Artikel 54 
auslegt. 
4.5.3 Empfehlungen
Zur weiteren Umsetzung der §§ 36 (Sexuelle 
Gewalt), 56 d (Rechte in Ermittlungs-und Gerichts-
verfahren) und 54 (zulässige Beweismittel) emp-
fiehlt das Deutsche Institut für Menschenrechte:
– eine externe Evaluation der §§ 177, 184i StGB 
(sexueller Übergriff; sexuelle Nötigung; Verge-
waltigung) in der nächsten Legislaturperiode, 
beauftragt durch das BMFSFJ in Kooperation 
mit dem BMJV
– eine Sammlung, Auswertung und Veröffentli-
chung der Rechtsprechung der Landgerichte 
und Oberlandesgerichte durch das BMJV zur 
Gewährung von Akteneinsicht in Strafverfahren 
wegen Sexualstraftaten gegen Erwachsene bei 
Aussage-gegen-Aussage-Konstellationen, um 
umfassend bewerten zu können, wie sich die 
Rechtsprechung entwickelt
– eine Befassung mit den themen Einschränkung 
des Akteneinsichtsrechts in Sexualstraftaten 
und sekundäre Viktimisierung in Strafverfahren 
in der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Häusliche 
Gewalt“
4.6 Opferentschädigung
Ein zentraler menschenrechtlicher Anspruch für 
die Opfer von Straftaten ist die Entschädigung 
und Wiedergutmachung, die primär durch die 
täter_innen zu leisten ist. Können diese ihrer 
149 Europarat (2011), Erläuternder Bericht, Ziff. 278. 
150 Meyer-Goßner / Schmitt (2017), § 241 StPO, Rn. 14.
151 Bundesgerichtshof, Beschluss vom 13. Mai 2009, Aktenzeichen 1 StR 209/09.
152 Fink (2015), S. 59, 60.
153 Vgl. etwa Bundesgerichtshof, Beschluss vom 17. April 1990, Aktenzeichen 2 StR 149/90.
154 Fink (2015), S. 72.
155 Meyer-Goßner / Schmitt (2017), § 68a StPO, Rn. 9. § 241 StPO, Rn. 23.
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Verpflichtung nicht nachkommen, entsteht eine 
nachrangige Verantwortung des Staates. Diese 
staatliche Entschädigungspflicht ist in Artikel 30 
Absatz 2 der Konvention auf schwere Körperverlet-
zung oder Gesundheitsschädigungen beschränkt. 
Sie kann durch physische wie psychische Gewalt 
verursacht sein.156 Der Begriff der Entschädigung 
ist weit zu verstehen und umfasst Geldzahlungen, 
aber auch Heil- und Krankenbehandlungen oder 
Sozialleistungen. Die Entschädigung ist innerhalb 
eines angemessenen Zeitraums zu gewährleis-
ten (Abs. 2, S. 1). Will der Staat die täter_innen 
regresspflichtig machen, sind dabei die Auswir-
kungen der hierfür gewählten Maßnahmen auf die 
Sicherheit der Betroffenen angemessen zu berück-
sichtigen (Abs. 2, S. 2).
4.6.1 Reform des sozialen 
Entschädigungsrechtes
Derzeit können von körperlicher Gewalt Betrof-
fene auf der Grundlage des Opferentschädigungs-
gesetzes Leistungen nach dem umfangreichen 
Katalog des Bundesversorgungsgesetzes erhalten 
(§ 1 OEG). Hierbei gibt es einige Punkte, die den 
Vorgaben der Konvention nicht in vollem Umfang 
gerecht werden: (1) Keinen Anspruch auf Opfe-
rentschädigung im Sinne von Artikel 30 Absatz 2 
haben derzeit Menschen, die von psychischer 
Gewalt, wie zum Beispiel Stalking oder Cyberge-
walt, betroffen sind. (2) Anspruchsberechtigt sind 
nur diejenigen, die sich zum Zeitpunkt der tat 
rechtmäßig in Deutschland aufgehalten haben. Im 
Versorgungsrecht ist der Begriff des rechtmäßigen 
Aufenthaltes weiter gefasst als im Aufenthaltsrecht 
und umfasst auch die Duldung. 157 Ausgeschlossen 
sind Frauen ohne Papiere, bis sie eine Duldung 
bekommen. (3) Darüber hinaus dauern die Ver-
fahren zum teil mehrere Jahre und verursachen 
so erhebliche weitere Belastungen. 
Einige dieser seit Jahren insbesondere von nicht 
staatlichen Opferhilfestellen vorgebrachten Kri-
tikpunkte158 sind in dem langjährigen Prozess der 
Reform des sozialen Entschädigungsrechts bereits 
aufgegriffen worden. In der 18. Legislaturperiode 
hat das BMAS einen „Ersten Arbeitsentwurf eines 
Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschädi-
gungsrechts (SGB XIII-E)“ vorgelegt, der bisher 
nicht zu einem Referentenentwurf weiterentwickelt 
wurde. Der Arbeitsentwurf sieht vor, psychische 
Gewalt als entschädigungsfähig anzuerkennen 
(§ 13 Nr. 2 SGB XIII-E). Der rechtmäßige Aufenthalt 
im Sinne des Versorgungsrechts wird legal defi-
niert (§ 8 Abs. 2 SGB VIII-E).
Die Situation von Betroffenen ohne rechtmäßigen 
Aufenthalt verbessert sich allerdings nicht. Sie 
können nur in Härtefällen einen Ausgleich erhal-
ten. Der Anspruch liegt im Ermessen der Behörden 
und es ist unklar, welche Leistungen er umfasst 
(§ 8 Abs. 4 in Verbindung mit § 74 SGB VIII-E). 
Zusätzlich wird ihnen nach dem Entwurf die bishe-
rige Möglichkeit genommen, eine Entschädigung 
zu erhalten, wenn sie im Verlauf ihres Aufenthaltes 
in Deutschland in einen rechtmäßigen Aufenthalts-
status wechseln konnten.
Vorschriften zur Verfahrensbeschleunigung wer-
den von der Praxis als nachbesserungsbedürftig 
bewertet.159
Die vorgesehene Einführung einer Bundesstatistik 
in § 94 SGB XIII-E bietet die Chance, von Beginn an 
die Datenerfassung an den Vorgaben der Konven-
tion auszurichten und somit die Verpflichtung zur 
Erhebung disaggregierter Daten im Anwendungs-
bereich der Konvention umzusetzen. Bisher ist die 
geplante Datenerhebung – Zahl der Leistungsemp-
fänger_innen sowie Ausgaben und Einnahmen der 
Sozialen Entschädigung – allerdings ausschließlich 
an fiskalischen Interessen orientiert.
4.6.2 Empfehlungen
Zur verbesserten Umsetzung von Artikel 30 
empfiehlt das Deutsche Institut für Menschen-
rechte, im weiteren Reformprozess des sozialen 
156 Europarat (2011), Erläuternder Bericht, Ziff. 166.
157 Kirstein (2014), S. 27.
158 Siehe zuletzt: Arbeitskreis der Opferhilfen (ado), Bundesverband Frauenberatungsstellen und Frauennotrufe // Frauen gegen Gewalt (bff), 
Bundesweiter Koordinierungskreis gegen Menschenhandel (KOK), Verband der Beratungsstellen für Betroffene rechter, rassistischer und 
antisemitischer Gewalt (VBRG) (2017).
159 Ebd., S. 66, 70.
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Entschädigungsrechts die konventionskonformen 
Änderungsvorschläge beizubehalten. Für eine 
diskriminierungsfreie Umsetzung der Konvention 
im Sinne von Artikel 5 Absatz 4 sollten zudem 
Menschen aus Drittstaaten ohne rechtmäßigen 
Aufenthaltsstatus den anderen Leistungsberech-
tigten gleichgestellt werden.
Vor dem Hintergrund der allgemeinen Anforde-
rungen aus Artikel 11 (Datensammlung) sowie der 
spezifischen aus Artikel 30 empfiehlt es sich, die 
Daten disaggregiert nach Geschlecht der Antrag-
steller_innen, Gewaltform, Dauer der Verfahren 
und täter-Opfer Beziehung zu erheben und in der 
Bundesstatistik zusammenzuführen. 
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5 Beteiligungsmöglichkeiten der 
 Zivilgesellschaft
Wie die Konvention genau zu verstehen ist, wird 
sich in den nächsten Jahren zeigen, wenn der 
Expert_innenausschuss GREVIO in einer Reihe 
von Ländern die Umsetzung überprüft und hierzu 
in den Empfehlungen die einzelnen Verpflichtun-
gen interpretiert hat. Darüber hinaus wird man 
sehen, wie der EGMR oder CEDAW Bezug neh-
men auf die Konvention und ihre Rechtsprechung 
ausdifferenzieren.
Die Zivilgesellschaft ist maßgeblich an der 
Umsetzung der Konvention beteiligt. Das spe-
zialisierte Schutz-und Beratungssystem für von 
Gewalt betroffene Frauen wird vor allem von 
nicht staatlichen Einrichtungen getragen. Darü-
ber hinaus gibt es für die verschiedenen Gruppen 
der Zivilgesellschaft, wie das Hilfesystem, die 
Interessenverbände oder die nationale Menschen-
rechtsinstitution, Möglichkeiten, ihre Expertise für 
die Gewährleistung der Rechte betroffener Frauen 
einzusetzen.
5.1 Überwachung der 
Konvention
Überwachungsgremium GREVIO ( Artikel 66)
Mit der Ratifikation der Konvention hat sich die 
Bundesregierung der Überprüfung durch den 
Expertinnenausschuss GREVIO unterworfen. Der 
Ausschuss setzt sich derzeit aus 10 weiblichen 
Mitgliedern zusammen, die aus den Vertragsstaa-
ten kommen und langjährige Expertise im Feld 
Gewalt gegen Frauen haben. Die Mitglieder ver-
treten nicht ihr Land und dessen politische Linien 
oder die Organisation, in der sie tätig sind, sondern 
agieren als unabhängige Expert_innen. Sie können 
dem Ausschuss maximal zweimal für jeweils vier 
Jahre angehören. Nach der 25. Ratifikation – der 
Ratifikation von Deutschland – werden bis zu fünf 
zusätzliche Mitglieder in den Ausschuss gewählt. 
Es besteht also auch die Möglichkeit, ein deutsches 
Mitglied zur Wahl in den Ausschuss zu stellen. Die 
Bundesregierung könnte bis zu drei Kandidat_innen 
vorschlagen, von denen gegebenenfalls eine oder 
einer vom Vertragsausschuss der Staaten gewählt 
wird.160 Der Vertragsausschuss ist dabei nach 
Artikel 66 Absatz 2 gehalten, auf eine Ausgewogen-
heit der Geschlechter und Disziplinen sowie eine 
geographische Verteilung zu achten. Die aktuelle 
Zusammensetzung von GREVIO ist dominiert von 
Frauen mit einem wissenschaftlichen Hintergrund, 
aus der Justiz oder einer NGO. Ein deutsches Mit-
glied könnte der Konvention in Deutschland eine 
höhere Aufmerksamkeit verschaffen sowie Staat 
und Zivilgesellschaft für deren Bedeutung und 
Anwendung sensibilisieren.
Die Vertragsstaaten sind gehalten, in ihren Län-
dern ein transparentes und kompetitives Verfahren 
zu gewährleisten, das zu einer Auswahl der am 
besten geeigneten Personen führt.161 Hierfür gibt 
es in Deutschland bisher kaum Praxis. transparenz 
setzt zunächst voraus, dass eine möglichst große 
Bandbreite an potenziellen Bewerber_innen über 
eine Benennungsabsicht der Bundesregierung, die 
Voraussetzungen, das Verfahren sowie die aus der 
Mitgliedschaft im Ausschuss resultierenden Anfor-
derungen informiert werden. Gestaltungsmög-
lichkeiten für die Zivilgesellschaft bestehen darin, 
Verfahrensvorschläge zu entwickeln, die Wahl 
zivilgesellschaftlicher Kandidat_innen ebenfalls 
160 Hierzu hat sich der Ausschuss der Vertragsparteien eine Verfahrensordnung gegeben: https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.
aspx?ObjectID=09000016805c4ba0.
161 Europarat, Committee of Ministers (2014): Rule 10.
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transparent und kompetitiv zu organisieren und 
letztlich auch darin, der Bundesregierung konkrete 
Vorschläge für Kandidat_innen zu unterbreiten.
Überprüfungsverfahren (Artikel 68 
 Absatz 1–11)
GREVIO untersucht als zuständige Instanz, inwie-
weit die Konvention in den einzelnen Staaten 
umgesetzt ist. Das Verfahren beginnt mit einer 
ersten grundlegenden Evaluation der Situation 
in den Vertragsstaaten. Darauf aufbauend fol-
gen sogenannte Monitoringrunden, die jeweils 
auf bestimmte themenkomplexe der Konven-
tion fokussieren. In welchem zeitlichen Abstand 
diese Runden erfolgen, wird der Ausschuss noch 
festlegen.162 
Derzeit findet die erste grundlegende Evaluation 
in elf Staaten statt, die für Deutschland nicht vor 
Mai 2019 zu erwarten ist. Das gesamte Verfah-
ren dauert aktuell insgesamt zwischen 14 und 
21 Monaten163 und lässt sich grob in drei Phasen 
unterteilen.164 
(1) Informationssammlung: In einem ersten 
Schritt sammelt der Ausschuss aus verschiedenen 
Quellen Informationen über die Umsetzung der 
Konvention. Das beginnt mit einem ausführlichen 
Fragenbogen, den die Länder innerhalb von fünf 
Monaten nach der Zusendung ausfüllen sollen.165 
Bereits an dieser Stelle sind auch NGOs aufgefor-
dert, ihre Einschätzung zur Umsetzung der Kon-
vention abzugeben und die Fragen in dem Bogen 
zu beantworten. Der Vorlauf von mindestens 
einem Jahr bis zum Start des Verfahrens gibt der 
Zivilgesellschaft die Möglichkeit, Ressourcen für 
die Erarbeitung eines eigenen Berichtes zu mobili-
sieren, sich auf ein Verfahren zu verständigen und 
für die Koordinierung verantwortliche Einrichtun-
gen zu wählen. 
Auf der Grundlage aller Informationen identi-
fizieren zwei Ausschussmitglieder, die für das 
Verfahren zu Berichterstatter_innen ernannt 
wurden, wichtige themen und laden Staatenver-
treter_innen 3–5 Monate später zu einem Dialog 
darüber ein. Daran schließt sich circa einen Monat 
später ein fünftägiger Länderbesuch an, an dem 
die Berichterstatterinnen, Vertreter_innen des 
Ausschusssekretariats sowie gegebenenfalls 
unabhängige Expert_innen teilnehmen. Es fin-
den Gespräche mit Regierungsvertreter_innen, 
Behörden und Zivilgesellschaft statt. Auch andere 
Ausschüsse des Europarates gehen nach einem 
sehr ähnlichen Verfahren wie GREVIO vor. So 
hat beispielsweise die Expert_innengruppe zur 
Überwachung der Menschenhandelskonvention166 
während ihres Deutschlandbesuches sowohl auf 
Bundes- wie auf Länderebene Gespräche geführt. 
Da dem Arbeits- und Zeitplan der Ausschüsse 
koordinierte treffen entgegenkommen, hat die 
Zivilgesellschaft auf der Bundesebene einen 
gemeinsamen termin organisiert. Den Besuch 
beim Land Berlin hat das Vernetzungsgremium 
gestaltet, der Runde tisch gegen Menschenhandel, 
an dem staatliche und nicht staatliche Akteure 
teilnehmen. Es bietet sich auch für die Zivilgesell-
schaft im Antigewaltbereich an, frühzeitig Kontakt 
mit dem Ausschusssekretariat aufzunehmen, 
Vorschläge für Gesprächspartner_innen zu unter-
breiten und gemeinsame termine zu koordinieren. 
(2) Berichtserstellung: Basierend auf allen Infor-
mationen erstellt in der Regel das Sekretariat 
einen Berichtsentwurf, der von GREVIO auf einer 
folgenden Sitzung diskutiert und dann als Entwurf 
angenommen wird. Die finale Version entsteht 
nach der Einarbeitung von Informationen des 
überprüften Staates, dem der Entwurf zur Kom-
mentierung vorgelegt wird. Dabei geht es um 
eine Überprüfung der in dem Bericht von GREVIO 
dargestellten Fakten – nicht der Bewertungen – 
sowie um eine möglicherweise notwendige Aktu-
alisierung von Informationen. Die finale Version 
wird dem überprüften Staat innerhalb von einem 
Monat geschickt, mit einer letzten Gelegenheit 
162 Europarat, Group of Experts on Action against Violence against Women and Domestic Violence (2015), rule 32.
163 Zeitplan für die Länder, die bereits im Verfahren sind: http://www.coe.int/en/web/istanbul-convention/timetable.
164 Beschreibung der einzelnen Schritte des Verfahrens: http://www.coe.int/en/web/istanbul-convention/
steps-in-the-first-baseline-evaluation-procedure.
165 Der Fragebogen ist hier auf Englisch einsehbar: https://rm.coe.int/16805c95b0.
166 GREtA – the Group of Experts on Action against trafficking in Human Beings.
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zur Kommentierung, und dann inklusive Kom-
mentaren auf der Website des Europarates 
veröffentlicht.167 
(3): Follow-up: Der sogenannte Ausschuss der 
Vertragsstaaten168 kann Empfehlungen aus dem 
GREVIO-Bericht übernehmen und an den Vertrags-
staat richten. Der überprüfte Staat ist verpflichtet, 
den GREVIO-Bericht mit den Empfehlungen für 
eine verbesserte Umsetzung der Konvention an die 
jeweiligen Parlamente zu schicken, sich mit den 
Empfehlungen von GREVIO auseinanderzusetzen 
und zumindest die Empfehlungen des Vertrags-
staatenausschusses umzusetzen. 
Einbeziehung der Parlamente in die 
Überwachung
Wie unter 3.2.3 dargestellt, sind die Vertrags-
staaten nach Artikel 70 verpflichtet, die Parla-
mente einzuladen, sich an der Überwachung 
der Umsetzung zu beteiligen. Unterschiedlich 
stark ausgeprägte Formen der Beteiligung wären 
Kenntnisnahme, Diskussion oder Kommentierung 
der einzelnen Empfehlungen. Die Zivilgesell-
schaft könnte über die Fraktionen im Bundes-
tag und in den Landtagen eine Befassung mit 
den Berichten in den zuständigen Ausschüssen 
anregen.
Untersuchungsverfahren (Artikel 68 Absatz 13)
Erhält GREVIO zum Beispiel von einer NGO 
zuverlässige Hinweise darauf, dass in einem 
Vertragsstaat schwerwiegende, systematische 
Verletzungen der Rechte aus der Konvention 
vorliegen, die dringenden Handlungsbedarf 
begründen, kann er dies auch jenseits der Monito-
ringrunden in einem sogenannten Untersuchungs-
verfahren (Artikel 68 Absatz 13) prüfen.169 Die 
einzelnen Voraussetzungen sind in der Konvention 
und der Verfahrensordnung festgelegt. Zunächst 
bittet der Ausschuss den Vertragsstaat in einer 
Vorprüfung um eine Stellungnahme und zeitgleich 
NGOs, Einzelpersonen, Regierungsstellen um 
Informationen zu der Situation. Erhärten sich die 
Vorwürfe, findet eine Untersuchung durch ein 
Mitglied oder mehrere Mitglieder des Ausschus-
ses statt, die Vor-Ort-Besuche sowie Anhörungen 
umfassen kann. Im Anschluss daran diskutiert der 
gesamte Ausschuss die gesammelten Informati-
onen, entwickelt Empfehlungen zur Abhilfe und 
schickt das Ergebnis zur Kommentierung an den 
Staat. In einem Follow-up-Verfahren überprüft der 
Ausschuss, inwiefern der Vertragsstaat seinen 
Empfehlungen gefolgt ist. 
Das Untersuchungsverfahren wird in ähnlicher 
Form auch bei anderen Menschenrechtsverträgen 
angewandt, wie zum Beispiel der UN-BRK oder der 
Antifolter- und Frauenrechtskonvention CEDAW. 
Bisher ist in der Praxis davon nur selten Gebrauch 
gemacht worden. Der CEDAW-Ausschuss hat in 
zwei Verfahren gegen Mexiko170 und Kanada171 
jeweils eine Verletzung der Konvention festgestellt, 
da deren Strafverfolgungs- und Justizbehörden 
Frauen nicht effektiv vor Gewalt geschützt haben. 
In beiden Ländern gab es ein hohes Ausmaß an 
Gewalt- und tötungsdelikten an Frauen sowie eine 
regelhafte Untätigkeit der Behörden.172 Das Unter-
suchungsverfahren ist auf der einen Seite also 
schweren Menschenrechtsverletzungen vorbehal-
ten. Es hat aber auf der anderen Seite die Vorteile, 
dass es wenig formale Verfahrensanforderungen 
gibt, kaum Kosten verursacht und keine Einzelper-
son als Beschwerdeführerin benötigt, und ist somit 
durchaus in der Arbeit von NGOs mitzudenken. Es 
ist davon auszugehen, dass GREVIO die Voraus-
setzungen der schwerwiegenden, systematischen 
Rechtsverletzungen in Artikel 68 der Istanbul-Kon-
vention ähnlich wie die UN-Fachausschüsse 
interpretiert. 
167 Siehe hier zum Beispiel die zusammengestellten Informationen über das Verfahren in Österreich: https://www.coe.int/en/web/
istanbul-convention/austria.
168 Hierbei handelt es sich um ein politisches Gremium, das mit Vertreter_innen der Vertragsstaaten besetzt ist und die Aufgabe hat, die 
GREVIO-Mitglieder zu wählen.
169 Siehe hier ein Schaubild für den Ablauf des Verfahrens: https://rm.coe.int/1680462547.
170 UN, Committee on the Elimination of Discrimination Against Women (2015).
171 UN, Committee on the Elimination of Discrimination Against Women (2005).
172 Frauenorganisationen in Kanada haben dem Ausschuss Daten vorgelegt, nach denen indigene Frauen ein 3,5-fach höheres Risiko hatten, 
Opfer von Gewalt zu werden, als nicht indigene. In Ciudad Juárez, einer Region im Norden Mexikos, wurden von 1993 bis 2003 je nach 
Quelle zwischen 321und 393 tötungsdelikte an Frauen festgestellt. 
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Individualrechtsschutz über andere 
Konventionen
Die Istanbul-Konvention sieht kein Beschwer-
deverfahren für Einzelpersonen zur Abhilfe von 
individuellen Rechtsverletzungen vor. Das bedeu-
tet, dass die einzelne von Gewalt betroffene Frau 
nicht direkt bei dem Ausschuss Rechte aus der 
Konvention einfordern kann. Dies ergibt sich aus 
den unterschiedlichen Strukturen auf internatio-
naler Ebene und auf Europaratsebene: Im Men-
schenrechtsschutzsystem der UN gibt es keinen 
eigenen Gerichtshof. Jede UN-Konvention, wie 
auch CEDAW, sieht ein sogenanntes Individualbe-
schwerdeverfahren für Einzelpersonen vor, das in 
den jeweiligen Fachausschüssen behandelt wird. 
Demgegenüber hat der Europarat den Europäi-
schen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR), 
der sich mit Individualbeschwerdeverfahren bei 
Verletzungen der EMRK befasst. 
Da aber die verschiedenen Gremien innerhalb 
der Menschenrechtsschutzsysteme zunehmend 
aufeinander Bezug nehmen,173 ist davon auszuge-
hen, dass der EGMR und CEDAW in ihren weiteren 
Entscheidungen von Einzelfällen die detaillierten 
Verpflichtungen der Istanbul-Konvention auf-
greifen und dabei auch auf die GREVIO-Berichte 
über deren Umsetzung zurückgreifen werden. Für 
Beratungseinrichtungen und Rechtsanwält_innen 
bedeutet das, dass sie bei der Unterstützung von 
Einzelfällen auch immer diese Rechtswege mitden-
ken können.
5.2 Auslegung der 
Konvention
Die konkrete Auslegung der einzelnen Artikel 
obliegt dem Expert_innenausschuss GREVIO. 
Sie erfolgt überwiegend im Rahmen der Über-
prüfung des Umsetzungsstandes der Konven-
tion in den Vertragsstaaten. Insbesondere in 
den Empfehlungen an die Staaten, in welchen 
Bereichen sie die Umsetzung der Konvention 
verbessern sollten, spiegelt sich die Auffassung 
des Ausschusses wieder. Diese sind naturgemäß 
spezifisch auf die Situation in dem jeweiligen Land 
zugeschnitten, in der Gesamtschau lassen sich 
daraus aber durchaus allgemeingültige tendenzen 
ablesen.
Zur weiteren Auslegung der Konvention kann 
der Ausschuss, soweit er es für erforderlich hält, 
sogenannte Allgemeine Empfehlungen erarbeiten 
(Artikel 69). Diese beziehen sich nicht auf ein-
zelne Staaten, sondern interpretieren allgemein 
einzelne Artikel oder themen aus der Konvention. 
Zwar sind sie rechtlich nicht bindend, geben den 
Staaten aber Orientierungshilfen für die praktische 
Umsetzung der Menschenrechte an die Hand, 
und bilden einen Maßstab, um die Fortschritte bei 
deren Umsetzung zu beurteilen. 
Die Interpretation von Menschenrechtsverträgen 
über Allgemeine Empfehlungen ist ein Verfahren, 
dass vor allem im Kontext des UN-Menschenrechts-
schutzsystems übliche Praxis ist. Die jeweiligen 
Ausschüsse zur Überwachung der Kernmenschen-
rechtsverträge der UN – wie zum Beispiel CEDAW, 
der UN-Kinderrechtsausschuss oder der UN-Be-
hindertenrechtsausschuss174 – entwickeln entspre-
chende Empfehlungen in der Regel dann, wenn sie 
bei der Überprüfung der Länder feststellen, dass 
deren Verständnis von der Umsetzung der Kon-
vention stark abweicht von dem des Ausschusses, 
wenn themen bei der Umsetzung stark vernachläs-
sigt werden oder aufgrund von Entwicklungen an 
Bedeutung gewinnen. Die Ausschüsse entwickeln 
die Empfehlungen in einem partizipativen Verfahren 
auf der Grundlage von schriftlichen Eingaben und 
häufig auch einem sogenannten Day of General Dis-
cussion mit verschiedenen Vertreter_innen, auch 
aus der Zivilgesellschaft. Welche Praxis GREVIO 
entwickeln wird, bleibt abzuwarten.
173 Rabe (2017), S. 1, 2.




Die Istanbul-Konvention ist ein Menschenrechts-
vertrag. Sein Inkrafttreten bietet den Anlass, 
die Infrastruktur gegen geschlechtsspezifische 
Gewalt – etwa die rechtlichen, administrativen 
und politischen Rahmenbedingungen sowie das 
Unterstützungssystem – systematisch aus der 
menschenrechtlichen Perspektive zu betrachten.  
Deutschland hat eine Vielzahl an Verpflichtungen 
aus der Konvention bereits umgesetzt. Der Bund 
und die Länder haben während der letzten 20 Jahre 
die Gesetzeslage für gewaltbetroffene Frauen grund-
legend verändert. Die Einführung der psychosozialen 
Prozessbegleitung, der anonymen Spurensicherung 
und der Ausbau des Unterstützungssystems haben 
die Schutz- und Unterstützungsmöglichkeiten für 
von Gewalt betroffene Frauen weiter ausdifferen-
ziert. Eine starke und vielfältige Zivilgesellschaft 
war und ist hierfür ein Motor und gewährleistet die 
fachlich notwendige Unterstützung, um passgenaue 
Maßnahmen entwickeln zu können. Die erzielten 
Erfolge bieten eine gute Grundlage für die weitere 
Umsetzung der Konvention. 
Dabei muss nicht nur geprüft werden, ob die 
einzelnen Vorgaben aus der Konvention umgesetzt 
sind, sondern auch, inwieweit die bestehenden 
Maßnahmen, Programme oder Gesetze diskri-
minierungsfrei zugänglich sind oder angewendet 
werden. Dass Geschlecht nicht nur biologisch zu 
verstehen ist, hat zum Beispiel zur Konsequenz, 
dass Angebote auch für transfrauen vorzuhal-
ten sind und der erweiterte Geschlechterbegriff 
zukünftig in der statistischen Datenerfassung 
und Forschung abzubilden ist. Zu untersuchen ist 
ferner, inwieweit Polizei und Ordnungsbehörden 
Vorgaben aus der Konvention, wie zum Beispiel 
Kontakt- und Näherungsverbote, in allen Situati-
onen anwenden, in den Frauen von geschlechts-
spezifischer Gewalt betroffen sind. Das umfasst 
Privathaushalte ebenso wie Einrichtungen der 
Behindertenhilfe, Flüchtlingsunterkünfte oder 
Obdachloseneinrichtungen.
Der menschenrechtlicher Maßstab setzt weiter 
voraus, dass die Vorgaben aus Verträgen nicht nur 
auf dem Papier stehen, sondern auch in der Praxis 
umgesetzt sind. So wird zu überprüfen sein, ob 
die Rechtsprechung das umsetzt, was der Gesetz-
geber mit der menschenrechtskonformen Reform 
des Sexualstrafrechts beabsichtigt hat – nicht 
einvernehmliche sexuelle Handlung unter Strafe zu 
stellen.
Konkrete Einzelschritte der Umsetzung, wie der 
bedarfsgerechte Ausbau des Unterstützungssys-
tems, stehen unmittelbar an. Darüber hinaus ist es 
erforderlich, Rahmenbedingungen dafür zu schaf-
fen, dass systematisch beobachtet und bewertet 
werden kann, wie die Konvention umgesetzt ist 
und wird. Das setzt voraus: eine an den Anfor-
derungen der Konvention orientierte Datenerfas-
sung, eine koordinierte Politik auf Bundes- und 
Landes ebene gegen Gewalt gegen Frauen sowie 
ein konsequentes unabhängiges Monitoring der 
Umsetzung. 
Angesichts dieser durchaus langfristigen Aufgabe 
ist es wichtig, dass die Bekämpfung geschlechts-
spezifischer Gewalt in den nächsten Jahren ein 
Schwerpunkt der Gleichstellungspolitik von Bund 
und Ländern wird.
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